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A. Politische, rechtliche und ethische Heraus-
forderungen

Als W. Schäuble im November 2015 die massenweise
Zuwanderung von Flüchtlingen als „Rendezvous mit
der Globalisierung“ apostrophierte, brachte er tref-
fend zum Ausdruck, dass wohl kein anderes Phä-
nomen der vergangenen Jahre den Europäern, na-
mentlich den Deutschen, den Zusammenhang  zwi-
schen den mannigfaltigen internationalen Verflech-
tungen von Individuen, Gesellschaften, Institutionen
sowie Staaten einerseits und unserem lebensalltag
andererseits so deutlich vor Augen geführt hat wie
die Flüchtlingsfrage. Rund 890.000 Flüchtlinge sind
im Jahr 2015 nach Deutschland gekommen; in
diesem Zeitraum wurden 476.649 Asylanträge (Erst-
und Folgeanträge) gestellt. Im Jahr 2016 kamen
ungefähr weitere 280.000 Flüchtlinge; es wurden
745.545 Asylanträge (Erstanträge und Folgeanträge)
gestellt. Im Jahr 2015 wurden in Deutschland 137.136,
im Jahr 2016 sodann 256.137, zwischen Januar und
August 2017 lediglich 100.341 Migranten als Flücht-
linge anerkannt. Hinzukommt eine signifikante Zahl
von Migranten, die einen subsidiären Schutz (B. I)
genießen (2016: 153.700; 01.-08.2017: 30.197), sowie
die Personen, für die ein Abschiebungsverbot gilt
(2016: 24.084; 01.-09.2017: 33.321). Dabei hat ein
negativer Entscheid allerdings nicht unbedingt zur
Folge, dass die Flüchtlinge das land wieder verlassen.1

Von Januar bis Ende September 2017 reisten 139.635
Flüchtlinge nach Deutschland ein. Ende September
2017 lagen dem Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) 168.306 Asylanträge vor; dies be-
deutet einen Rückgang der Antragszahlen um 74,4 %
im Vergleich zum Vorjahr.2 Doch lässt dies nur auf
eine vorübergehende Beruhigung schließen. Wenn es
nicht gelingt, die Außengrenzen der Europäischen
Union zu sichern, auf eine verbesserte Sicherheits-
lage und eine Stabilisierung einiger Kernstaaten des
Nahen und Mittleren Ostens hinzuarbeiten, in eine

Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitländern,
unter letzteren insbesondere libyen, einzutreten und
"wirksame Anreize" zu schaffen, um den Zuzug von
Flüchtlingen nach Europa zu reduzieren, sowie "irre-
guläre Einwanderer" in ihre Heimat zurückzubrin-
gen, ist ein Wiederanstieg der Zahl der in die Euro-
päische Union drängenden Flüchtlinge mittel- und
erst recht langfristig nicht auszuschließen. Es war die
Schließung der Balkanroute (9. März 2016), die den
oben dokumentierten drastischen Rückgang von in
Deutschland ankommenden Flüchtlingen bewirkt
hat. 

Die italienische Regierung rechnet für das gesamte
Jahr 2017 mit nicht mehr als 120.000 Migranten, die,
aus dem afrikanischen Raum kommend, von libyen
aus über die „zentrale Mittelmeerroute“ Süditalien zu
erreichen versuchen. Von Januar bis September 2017
erreichten die europäischen Küstenstaaten insgesamt
133.386 Migranten, die über das Mittelmeer kamen.
Bei solidarischem Verhalten der Mitgliedstaaten müsste
es möglich sein, die in den betroffenen Zielländern re-
gistrierten Flüchtlinge auf die Mitgliedstaaten zu ver-
teilen. Bereits am 14. September 2015 wurde vom Rat
die Umsiedlung von 40.000 Flüchtlingen einstimmig
beschlossen.3 Doch sind die Vorschläge der Europäi-
schen Kommission, auf der Grundlage von Art. 78
Abs. 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der EU
(AEUV), die Flüchtlinge in einer „Notlage“ eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten mittels einer „automatischen“
Quote – ohne die Änderung des Dublin-Systems – zu
verteilen, nicht mehr einstimmig vom Rat angenom-
men worden. Danach sollen neben der Bevölkerungs-
zahl und dem Bruttoinlandsprodukt auch die Arbeits-
losenquote und die Zahl der bislang aufgenommen
Menschen eine Rolle spielen.4 So erging der Beschluss
des Rates vom 22. September 2015, der neben einer
Umsiedlungsregelung für weitere 120.000 interna-
tional schutzbedürftige Drittstaatsangehörige auch den
erwähnten Schlüssel für die Umsiedlung der betref-
fenden Drittstaatsangehörigen in andere, durch den
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Flüchtlingsstrom weniger belastete Mitgliedstaaten
vorsieht,5 mit qualifizierter Mehrheit – gegen die Stim-
men Rumäniens, Tschechiens, Ungarns und der Slowa-
kei. Beide Beschlüsse zur „Notfallumsiedlung“ werden
von den Visegrád-Staaten bis heute ignoriert, letzterer
wurde von der Slowakei und Ungarn sogar vor dem
EuGH angefochten. 

Offizielle (und publizierte) Prognosen über künftige
Flüchtlingszahlen in Deutschland liegen nicht vor.
Manche inoffizielle Prognosen hierüber sind von
Emotionen und politischen Absichten bestimmt. Das
Institut der deutschen Wirtschaft hält es für „gut
vorstellbar, dass die Flüchtlingszahlen mittelfristig
nochmals deutlich zurückgehen und sich langfristig
bei einer Größenordnung von 100.000 einpendeln“.6

Schon in dieser Arithmetik zeigt sich, dass Migra-
tion ein transnationales Phänomen ist, welches sich
der direkten politischen Steuerung nicht fügt und
deshalb auch nicht prognostizierbar ist.7 Migration
wird von zahlreichen Faktoren bestimmt, unter
denen staatlich-politische nur einen Teil darstellen.

Die Bewertung der Fähigkeit Deutschlands, Men-
schen aus anderen Kulturen aufzunehmen und sie zu
integrieren, ist schon mit Blick auf Flüchtlingsbe-
wegungen, die zu Beginn der 90er Jahre Deutsch-

land erreichten, aber auch hinsichtlich der jahrzehn-
telangen Arbeitsmigration zwischen und innerhalb
der deutschen Volksparteien umstritten:  Im Jahr 2005
urteilte H. Schmidt, „dass wir uns übernommen ha-
ben mit der Zuwanderung von Menschen aus völlig
fremden kulturellen Welten […]. Wir sind nicht in
der lage gewesen, alle diese Menschen wirklich zu
integrieren […]. Sieben Millionen Ausländer in
Deutschland sind eine fehlerhafte Entwicklung, für
die die Politik verantwortlich ist“.8 Dabei stand noch
am Beginn der Kanzlerschaft H. Kohls die politische
Absicht, eine solche „Entwicklung“ zu vermeiden.
In seiner Regierungserklärung im Oktober 1982
hatte er ausgeführt: „Integration ist nur möglich,
wenn die Zahl der bei uns lebenden Ausländer nicht
weiter steigt. Vor allem gilt es hier, eine unbegrenzte
und unkontrollierte Einwanderung zu verhindern.“9 

Anlässlich des Festaktes zum 70-jährigen Bestehen
der CDU konstatierte Bundeskanzlerin A. Merkel am
29. Juni 2015 sodann das Ergebnis des politischen
Wandels, der sich seit den 80er Jahren in Deutsch-
land ereignet hat: „Unser land ist nach den Verei-
nigten Staaten das zweitbeliebteste Einwanderungs-
land.“10 Ende August 2015 fügte sie in einer Presse-
konferenz hinzu: „Wir erleben im Augenblick Ein-
wanderung in einer sehr spezifischen Form, nämlich
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in diesem Falle durch Asylbewerber, durch Bürger-
kriegsflüchtlinge. Viele von ihnen werden nach mensch-
lichem Ermessen sehr lange bei uns bleiben.“11 Die
deutsche „Einwanderungspolitik“ war über die Jahr-
zehnte wenig geradlinig. 

Der Begriff der „Integration“ indiziert vor diesem
Hintergrund eine Öffnung des Staates und der
Gesellschaft gegenüber Migranten,12 Wanderarbeit-
nehmern, Unionsbürgern aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union und nicht zuletzt
Asylbewerbern sowie Menschen, die nach interna-
tionalem Recht schutzbedürftig sind. Eine Debatte
hierüber muss die elementaren Zukunftsfragen des
Zusammenlebens in einer Einwanderungsgesell-
schaft behandeln: Sie umfasst Aspekte einer „kollek-
tiven“ oder „nationalen Identität“, der grundlegenden
Werte und Normen der auf dem Territorium eines
Nationalstaates lebenden Bürger (mit und ohne „Mi-
grationshintergrund“), des Spannungsverhältnisses
von sozialer, kultureller und religiöser Vielfalt einer-
seits und dem Ideal gesamtgesellschaftlicher Kohä-
sion und Stabilität andererseits, aber auch der
Inklusion und Partizipation der Einwanderer  sowie
die Frage nach den Bedingungen und Folgen der
Mitgliedschaft in einem politischen Gemeinwesen
oder der Zugehörigkeit zur Aufnahmegesellschaft
(Staatsangehörigkeit oder bloßes Aufenthaltsrecht
möglicherweise mit der Chance auf eine bisher im
deutschen Recht nicht verankerte „Wohnbürger-
schaft“/ „Denizenship“13). Alle diese Aspekte wer-
den durch das politische Ziel verbunden, Sozialstaat
und Zuwanderung in einen Ausgleich zu bringen, um
so den „Einwanderern“ eine volle gesellschaftliche
Teilhabe zu ermöglichen.14 Integration in diesem um-
fassenden Verständnis kann indes nicht allein durch
staatliche Gesetze geleistet werden. Die Aktivitäten
der Sportvereine, der Betriebe, der Ehrenamtlichen,
der Kirchen und der Moscheegemeinden und vieler
Bürgerinnen und Bürger sind für ihr Gelingen ebenso
entscheidend.15

Das bisherige deutsche Einwanderungsrecht ist ein
Konglomerat von Regelungen über die Zuwan-
derung zum Zweck der Erwerbstätigkeit, die Steue-

rung und Begrenzung des Zuzugs von Ausländern,
Regulierungen der Integration von Ausländern mit
„Daueraufenthalt“, darunter namentlich Unions-
bürgern, sowie von asylverfahrensrechtlichen Bestim-
mungen. Sie firmieren unter dem Kurztitel „Aufent-
haltsgesetz“.16 Es ist zu einer Dauerbaustelle des
Bundesgesetzgebers geworden.17 Unüberhörbar sind
die Rufe nach einem genuinen „Einwanderungsge-
setz“, das die „kontrollierte Zuwanderung“ quali-
fizierter Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten steuern
soll, namentlich durch eine jährlich flexible Ein-
wanderungsquote bzw. Aufnahmequote, die Deutsch-
lands Fachkräftebedarf berücksichtigt, und ein trans-
parentes Punktesystem nach kanadischem Vorbild.18

Hier geht es nicht um Integration, sondern um die
ökonomische Steuerung von Migration – vor allem
mit dem Ziel der Gewinnung von Hochqualifizierten.
Beide Kategorien sind sorgfältig zu unterscheiden.

Die Flüchtlingswellen haben zwar unzählige Aktio-
nen bürgerschaftlichen Engagements ausgelöst, aber
auch zu einem tief sitzenden Unsicherheitsgefühl in
großen Teilen der Bevölkerung geführt. „Wieviel
Zuwanderung ist uns zumutbar“? Diese Frage
scheint auch ethisch gerechtfertigt zu sein.19  Berech-
tigte Interessen und Rechte der Aufnahmesuchenden
werden jedoch bisweilen unterbewertet. Migrations-
bewegungen müssen als ein Bestandteil der globalen
politischen und ökonomischen Beziehungen gesehen
werden, die durch Ungleichheit der lebenschancen
gekennzeichnet sind.20

Um die Aufnahmebereitschaft einer Gesellschaft zu
fördern, ist es die primäre Aufgabe nationaler und in-
ternationaler Politik, grundlegende Fehler nicht zu
wiederholen, die in den vergangenen Jahrzehnten bei
der Integration von Migranten begangen wurden:
Versäumnisse etwa bei der frühkindlichen Sprach-
förderung, bei der schulischen Bildung, der beruf-
lichen Ausbildung, der Erhöhung der Erwerbsbe-
teiligung, beim Qualifikationstransfer im Rahmen
der Arbeitsmarktintegration der Personen mit Mi-
grationshintergrund und nicht zuletzt bei der Ver-
sorgung mit Wohnraum, die der Ghettobildung am
Rande von Großstädten entgegenwirkt.
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B. Die Suche nach einem flüchtlings- und inte-
grationspolitischen Grundkonsens in 
Deutschland 

I) Rechtliche Voraussetzungen und politische 
Leitziele 

Ankommenden Flüchtlingen muss, zumal wenn sie
eine „gute Bleibeperspektive“ haben, die Chance
gegeben werden, sich in der neuen staatlichen Ge-
meinschaft zu entwickeln und sich bei allen an sie
gerichteten Forderungen nach Integration innerlich
nicht verbiegen zu müssen. Die Grenze des Zuläs-
sigen ist stets überschritten, wenn ein nationaler oder
supranationaler Gesetzgeber versucht, durch Recht
bestimmte innere Einstellungen des Einzelnen zu
erzwingen.21

Eine Bleibeperspektive haben Flüchtlinge als aner-
kannte Asyl- oder als Aufenthaltsberechtigte, wenn
sie in ihrem Herkunftsland politisch verfolgt werden
(Art. 16 a GG i.V.m. § 2 AsylG i.V.m. der Genfer Flücht-
lingskonvention – GFK – vom 28. Juli 1951), wenn sie
Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonven-
tion i.V.m. § 3 AsylG genießen, wenn sie einen Aufent-
haltstitel aufgrund des subsidiären Flüchtlingsschutzes
nach § 4 AsylG besitzen oder wenn für sie ein Abschie-
beverbot nach § 60 Abs. 5 und 7 AufenthaltsG gilt. 

Der politische Charakter einer Verfolgung i.S.d. Art.
16a GG ist dann anzunehmen, wenn sie „dem
Einzelnen in Anknüpfung an bestimmte asylerheb-
liche Merkmale – nämlich seine politische Überzeu-
gung, seine religiöse Grundentscheidung oder für ihn
unverfügbare Merkmale, die sein Anderssein prägen,
– gezielt Rechtsverletzungen zufügt, die ihn ihrer In-
tensität nach aus der übergreifenden Friedensord-
nung der staatlichen Einheit ausgrenzen“ (Asyl als
subjektive Rechtsposition).22 Ein individuelles Recht
auf Schutz vor Verfolgung vermittelt die GFK Flücht-
lingen, die sich „aus begründeter Furcht vor Verfol-
gung“ durch staatliche oder nichtstaatliche Akteure
aufgrund ihrer „Rasse“, Nationalität, politischen
Überzeugung, religiösen Grundentscheidung oder
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe

(die sich auch auf das gemeinsame Merkmal der sexu-
ellen Orientierung gründen kann) außerhalb des Her-
kunftslands befinden, dessen Staatsangehörigkeit sie
besitzen, und den Schutz ihres Herkunftslands nicht
in Anspruch nehmen können oder aufgrund der be-
gründeten Furcht nicht in Anspruch nehmen wollen
(§ 3 Abs. 1 AsylG).23

Ebenso wenig wie das deutsche Verfassungs- und
Verwaltungsrecht oder das Völker- und Europarecht
gewährt auch die GFK kein Recht auf Einreise in das
Gebiet der Union oder eines bestimmten Mitglied-
staates oder auf Aufenthalt  auf diesem Gebiet oder
in einem Mitgliedstaat. Selbst das Asylgrundrecht
des Art. 16a GG gewährt Schutz vor aufenthalts-
beendenden Maßnahmen erst nach einem Anerken-
nungsakt. Das Europarecht durchbricht diesen
völkerrechtlichen Comment allein für die Unions-
bürger im "Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts ohne Binnengrenzen" (Art. 3 Abs. 2 EUV).
Ansonsten aber korrespondiert zu dem anerkannten
"Recht, jedes land, einschließlich seines eigenen, zu
verlassen", kein Recht auf Einwanderung in ein an-
deres land.   

Subsidiärer Schutz wird gewährt, wenn ein Flücht-
ling „stichhaltige Gründe für die Annahme vorge-
bracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein
ernsthafter Schaden droht“ – also die Todesstrafe, die
Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung – oder eine Bedrohung des lebens oder der
körperlichen Unversehrtheit  (§  4 Abs. 1 AsylG).
Das Abschiebungsverbot besagt, dass ein schutz-
suchender Mensch nicht rückgeführt werden darf,
wenn bei einer Rückführung in den Zielstaat die
Gefahr („beachtliche Wahrscheinlichkeit“) einer er-
heblichen Verletzung einer der grundlegenden Men-
schenrechtsgarantien der Europäischen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten (EMRK – 1950/1953) – namentlich Folter
oder eine unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung bzw. Strafe (Art. 3 EMRK) – in ihrem
Kern droht (§ 60 Abs. 5 AufenthaltsG)24 oder dort
eine erhebliche konkrete Gefahr für leib, leben oder
Freiheit besteht (§ 60 Abs. 7 AufenthaltsG).
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Sich zur Abwendung dieser menschenrechtsge-
fährdenden Situationen oder Gefährdungen im Ziel-
staat zugehörig und aufgehoben fühlen, Perspekti-
ven als Ankömmling entwickeln zu können, ja mit-
telfristig sogar über Partizipationsrechte zu verfügen
(H. Joas), gilt als eine zentrale Voraussetzung von
Integration. Auf der anderen Seite ist es ebenso
wichtig, dass die Mitglieder der aufnehmenden
Gesellschaft Probleme, die sich bei der Integration
stellen, offen benennen können, ohne als ausländer-
feindlich verdächtigt zu werden (G. di Lorenzo). 

Eine erfolgreiche deutsche Flüchtlingspolitik muss
auf Konzepten beruhen die auch einen Beitrag zu
einem neuen integrations- und flüchtlingspolitischen
Grundkonsens in unserer Gesellschaft leisten können.
In dem vom ehemaligen Bundespräsidenten J.
Gauck zusammen mit der Robert Bosch Stiftung aus-
gerichteten Forum „Flüchtlinge in Deutschland: In-
tegration ermöglichen – Zusammenhalt stärken“ (7.
April 2016) sind auf der Grundlage der Empfehlun-
gen der Expertenkommission25 namentlich die fol-
genden Handlungsfelder als Herausforderungen ei-
ner Integrationspolitik benannt worden: 

Bildung und Spracherwerb einschließlich eines Zu-
gangs von Flüchtlingsfamilien zu frühkindlicher Bil-
dung und der Öffnung der Berufsschulen für nicht
mehr schulpflichtige Heranwachsende und junge
Erwachsene, Stadtentwicklung, die für Deutsche und
Flüchtlinge gemeinsamen Wohnraum schafft, Zu-
gang zu Ausbildung und Arbeitsmarkt samt eines
besseren Schnittstellenmanagements zwischen Ar-
beitsagenturen und Jobcentern, kulturelle Bildung
und soziale Teilhabe (auch an Gesundheitsleistungen
und Gesundheitsversorgung), gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt und nicht zuletzt innere Sicherheit,
wozu auch Rückführung und Abschiebung zu rech-
nen sind. Den entscheidenden Eckstein für eine er-
folgreiche Integration bildet das Kriterium der
Sprachkenntnisse. Ihre Beherrschung ist Vorausset-
zung für „die Interaktion und die Entwicklung
sozialer Beziehungen zwischen [Drittstaatsange-
hörigen und Staatsangehörigen] sowie den „Zugang
zu Arbeitsmarkt und Berufsausbildung“.26

„Flüchtlingen schnell und unkompliziert Wege in
Ausbildung und Arbeit zu eröffnen, ist die beste, weil
nachhaltigste Integrationspolitik" (A. Laschet). Mehr
als die Hälfte der Flüchtlinge, die bisher nach
Deutschland gekommen sind, ist unter 25 Jahre, also
in einem Alter, in dem sie eine Ausbildung benöti-
gen. Um denjenigen unter ihnen, die studieren
möchten und hierfür ausreichende Qualifikationen
mitbringen, den Zugang zum Studium zu ermög-
lichen, wird das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) die Hochschulen in den kom-
menden Jahren mit gezielten Maßnahmen unter-
stützen und so bei der Integration der Flüchtlinge
helfen.27 Für sämtliche Integrationsmaßnahmen rech-
nete das Institut der deutschen Wirtschaft bis 2017
(bei ca. 2 Millionen Flüchtlingen, deren Ankunft in
Deutschland bisher indes nicht erkennbar ist) mit 50
Mrd. Kosten, die Deutschland für die Zuwanderung
aufbringen muss.

Allerdings ist es Voraussetzung für den Beginn einer
beruflichen Ausbildung wie auch für die Aufnahme
eines Studiums, dass Kompetenzen und Potenziale
erkannt werden. Den Behörden fehlten lange Zeit be-
lastbare Informationen über die schulischen und
beruflichen Qualifikationen von Flüchtlingen, um sie
schnell und gezielt in den Arbeitsmarkt oder eben an
eine deutsche Hochschule vermitteln zu können. Die
Kompetenzen von Flüchtlingen müssen daher mit-
tels eines mehrstufigen Systems frühzeitig erfasst
und anschließend auf einer zentralen Datenplattform
allen beteiligten Behörden zur Verfügung gestellt
werden. Immerhin ist die Arbeitsaufnahme für
Flüchtlinge durch das Integrationsgesetz des Bundes
im Verbund mit den Integrationsgesetzen der länder
inzwischen vereinfacht worden. Die Vorrangprüfung
ist abhängig von der Arbeitsmarktsituation der deut-
schen länder seit dem Inkrafttreten des Integra-
tionsgesetzes am 6. August 2016 in 133 von 156 Be-
zirken der Bundesagentur für Arbeit außer Kraft
gesetzt worden. Dies ist immerhin ein erster Ansatz
bei der Schaffung erleichterter Bedingungen des Zu-
gangs zum Arbeitsmarkt in Regionen, deren Arbeits-
markt dies erlaubt. 
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II) Gesetzliche Grundlagen der Integration in 
Deutschland

1. Das Aufenthaltsgesetz des Bundes

Einzelne integrationspolitische Maßnahmen hat der
Bundesgesetzgeber im Aufenthaltgesetz (Kapitel 3)
geregelt und damit das rechtliche leitbild der Inte-
gration erstmals (2004) fixiert. Hierzu gehören der In-
tegrationskurs (§ 43 ff. AufenthG) und die berufs-
bezogene Förderung der deutschen Sprache (§ 45a
AufenthG). Im Schwerpunkt geht es insoweit um
Sozialintegration, soll es doch den Zuwanderern er-
möglicht werden, als Einzelpersonen an der Gesell-
schaft zu partizipieren.  Das Ziel des gesamtgesell-
schaftlichen Zusammenhalts, mithin die Systeminte-
gration, ist  hintergründig freilich oftmals der ent-
scheidende Beweggrund von integrationspolitischen
Maßnahmen.28 Zur Teilnahme an einem Integrations-
kurs berechtigt sind Ausländer, die sich dauerhaft im
Bundesgebiet aufhalten, wenn sie erstmals eine
Aufenthaltserlaubnis erhalten – und zwar zu Erwerbs-
zwecken (§§ 18, 21 AufenthG), zu Zwecken des Fami-
liennachzugs (§§ 28 bis 30, 32, 36 AufenthG), aus hu-
manitären Gründen (§ 25 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 4a S. 3
oder § 25b AufenthG) oder als langfristig Aufent-
haltsberechtigte nach § 38a AufenthG (§ 44 Abs. 1
S. 1 Nr. 1 AufenthG). Dies gilt auch für Ausländer,
die sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten, wenn
sie nach § 23 Abs. 2 oder 4 AufenthG eine Aufent-
haltserlaubnis besitzen (§ 44 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Aufent-
hG). Nach § 44 Abs. 1 S. 2 AufenthG ist von einem
dauerhaften Aufenthalt in der Regel auszugehen,
wenn der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis von
mindestens einem Jahr erhält oder seit über 18 Mo-
naten eine Aufenthaltserlaubnis besitzt. Eine Aufent-
haltserlaubnis mit kürzerer Geltungsdauer ist für die
Teilnahme an einem Integrationskurs dann ausrei-
chend, wenn sie zum Zweck der Familienzusammen-
führung erteilt wurde, aus anderen Gründen auf Dauer
angelegt ist oder ein besonderes öffentliches Interesse
vorliegt.29 § 44 Abs. 1 AufenthG hat somit Neuzuwan-
derer im Blick, denen nach dem Aufenthaltsgesetz
überhaupt erstmals eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
wird.30 Eine Teilnahmepflicht besteht insbesondere

dann, wenn ein Ausländer einen solchen Anspruch aus
§ 43 AufenthG hat und er „sich nicht zumindest auf
einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann“
(§ 44a Abs. 1 Ziff. 1 lit. a AufenthG), wenn er in
besonderer Weise integrationsbedürftig ist und die
Ausländerbehörde ihn zur Teilnahme am Integra-
tionskurs auffordert (§ 44a Abs. 1 Ziff. 3 AufenthG)
oder wenn der Aufenthalts-titel einem Ausländer aus
bestimmten Staaten oder als Mitglied bestimmter Aus-
ländergruppen erteilt wird (§ 44a Abs. 1 Ziff. 1 lit. b
i.V.m. § 23 Abs. 2 AufenthG – frühere „Kontingent-
flüchtlinge“), weiterhin im Fall der Erteilung des
Aufenthaltstitels beim Nachzug von bestimmten aus-
ländischen Familienangehörigen zu deutschen Staats-
angehörigen (§ 44a Abs. 1 Ziff. 1 lit. b i.V.m. § 28
Abs. 1 Satz 1 AufenthG) sowie schließlich unter be-
stimmten Voraussetzungen bei der Erteilung eines
Aufenthaltstitels an einen ausländischen Ehegatten
eines Ausländers (§ 44a Abs. 1 Ziff. 1 lit. b i.V.m. § 30
AufenthG). Darüber hinaus hat der Gesetzgeber Maß-
nahmen der berufsbezogenen Deutschsprachförde-
rung durch das BAMF vorgesehen, die in der Regel
auf der allgemeinen Sprachförderung der Integra-
tionskurse aufbauen (§ 45a AufenthG).

Ein Integrationskurs soll durch weitere Integra-
tionsangebote des Bundes und der länder, insbeson-
dere sozialpädagogische und migrationsspezifische
Beratungsangebote, ergänzt werden (§ 45 Abs. 1 Auf-
enthG).31 Integrationskurse stellen somit kein ab-
schließendes Integrationsangebot dar, sondern müssen
durch ein Integrationsprogramm untermauert werden.
Migrationserstberater und Jugendmigrationsdienste
haben damit auch einen staatlich unterstützten Auf-
trag in der Integrationsförderung erhalten. Bei einem
Teil der jugendlichen Ausländer (insbesondere der
unbegleiteten minderjährigen Ausländer) und bei
einem Teil der Ausländer, die schon länger in Deutsch-
land leben, aber bislang noch kein systematisches
Angebot zum Erlernen der deutschen Sprache vorge-
funden haben, sind Zusatzangebote erforderlich, um
ihnen etwa durch sozialpädagogische Begleitung den
erfolgreichen Abschluss des Integrationskurses zu
ermöglichen. Für diese Zielgruppen besteht auch
eine Förderzuständigkeit der länder.32
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2. Integrationsgesetze der Länder und des  Bundes 

Günstige Bedingungen für die Integration von Aus-
ländern in die Aufnahmegesellschaft zu schaffen, ist
auch das Ziel der Integrationsgesetze. Erste Inte-
grationsgesetze haben die länder Berlin (2010),
Nordrhein-Westfalen (2012), Baden-Württemberg
(2015) und schließlich Bayern (2016) erlassen.
Während die drei erstgenannten landesgesetze die
Systemintegration thematisieren, rückt das bayeri-
sche Gesetz – wie das Aufenthaltsgesetz (B. I. 1.) –
die Sozialintegration der Einwanderer in den Mit-
telpunkt und weist ihnen insoweit die Hauptverant-
wortung zu.33

In Art. 1 des Bayerischen Integrationsgesetzes (Bay-
IntG) „bekennt sich (Bayern) zu seiner Verantwor-
tung gegenüber allen, die aus anderen Staaten
kommen und hier nach Maßgabe der Gesetze Auf-
nahme gefunden haben oder Schutz vor Krieg und
Verfolgung suchen…“, (verpflichtet sie) „aber zu-
gleich auf die im Rahmen ihres Gast- und Aufent-
haltsstatus unabdingbare Achtung der leitkultur“
und (verlangt ihnen) „dazu eigene Integrations-
anstrengungen“ ab („Integrationspflicht“). In Art. 3
Abs. 1 Satz 1 BayIntG wird Bildung zum „zentralen
Schlüssel zur Integration“ erklärt. Während Geflüch-
tete nicht nur eine Integrationspflicht haben, sondern
auch eine Integrationsförderung genießen, werden
die in Art. 2 Abs. 2 und 3 BayIntG in Bezug ge-
nommenen Migrantengruppen (u. a. Unionsbürge-
rinnen und Unionsbürger, Drittstaatsangehörige mit
Aufenthaltserlaubnis und ihre Familienangehörigen,
sowie Familienangehörige von Deutschen und Deut-
sche mit besonderem Integrationsbedarf) nur in Form
der Integrationsförderung adressiert.
Als wichtigstes Ziel formuliert das „Gesetz zur
Regelung von Partizipation und Integration in Berlin”
(PartIntG) hingegen, „Menschen mit Migrationshin-
tergrund die Möglichkeit zur gleichberechtigten Teil-
habe in allen Bereichen des gesellschaftlichen le-
bens zu geben und gleichzeitig jede Benachteiligung
und Bevorzugung gemäß Artikel 3 Absatz 3 Satz 1
des Grundgesetzes und Artikel 10 Absatz 2 der Ver-
fassung von Berlin auszuschließen“ (§ 1 Abs. 1 Part-
IntG).  Dieses Ziel soll im Wesentlichen durch Maß-

nahmen der „interkulturellen Öffnung aller Einrich-
tungen“ (§ 4 PartIntG) erreicht werden. Als Instru-
ment dient eine verfahrensrechtliche Absicherung
des Gesetzesziels in dem Sinne, dass nach § 4 Abs. 2
PartIntG „bei allen Gesetzes- und Verordnungsvor-
haben die Ziele und Grundsätze [des] Gesetzes
berücksichtigt werden“, also Belange der Migranten
zu beachten sind. 

Auch das (Bundes-)Integrationsgesetz vom 31. Juli
2016 enthält fördernde und fordernde Elemente.
Während es geduldeten Ausländern künftig deutlich
erleichtert wird, sich über eine Berufsausbildung ein
zumindest vorübergehendes Bleiberecht zu erar-
beiten, wird das unbefristete Aufenthaltsrecht an-
erkannter Flüchtlinge an Integrationsleistungen ge-
knüpft. Diese Personengruppe unterliegt zudem nun
grundsätzlich einer dreijährigen Freizügigkeitsbe-
schränkung, deren Rechtmäßigkeit umstritten ist.34

Es stellt jedoch kein mit den bisherigen landesinte-
grationsgesetzen vergleichbares, abgeschlossenes
Regelungswerk mit übergreifendem Charakter dar.
Es handelt sich vielmehr um ein Artikelgesetz, das
Änderungen an zahlreichen Einzelgesetzen – vom
Sozialgesetzbuch über das Asylgesetz, das Asylbe-
werberleistungsgesetz und das Aufenthaltsrecht bis
hin zum Gesetz über das Ausländerzentralregister –
vornimmt. Insofern enthält es keine integrationspoli-
tische Generalregelung, sondern nur sektorale Teil-
regelungen, die sich auf die Arbeitsmarktförderung,
das Asylrecht und das Aufenthaltsrecht konzentrieren.
Im Ergebnis hat der Bundesgesetzgeber den Hoff-
nungen auf ein Bundesintegrationsgesetz eine Absage
erteilt. Freilich müsste sich der Bund auch dann im
Rahmen seiner Kompetenzen halten. Doch der Grund-
satzdiskurs über die Inhalte eines Integrationsgesetzes
des Bundes, das diesen Namen auch verdient, ist im
18. Deutschen Bundestag ausgeblieben.

Die deutsche Integrationspolitik beruht auch künftig
auf verschiedenen Säulen, die nur teilweise im Integra-
tionsgesetz des Bundes reformierend erfasst sind.35

Hinsichtlich der berufsbezogenen Fördermaßnahmen
richtet es sich an Asylbewerber mit einer „guten
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Bleibeperspektive“. Mit seinem Ansatz, die Integra-
tionsförderung (§§ 43 ff. AufenthG) nicht mehr vom
Vorliegen eines rechtmäßigen Aufenthaltes bzw.
eines bestimmten Aufenthaltstitels, sondern von
einer „guten Bleibeperspektive“ abhängig zu machen
(in rechtlichen Termini: wenn „ein rechtmäßiger und
dauerhafter Aufenthalt … zu erwarten ist“36), können
in die Integrationsförderung nunmehr auch Auslän-
der einbezogen werden, denen noch keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wurde.37

Die zum Integrationsgesetz gehörende Verordnung
vom 6. August 2016 regelt die Details zu den Inte-
grationskursen und den Verzicht auf die Vorrangprü-
fung zur Arbeitsaufnahme. Die zentralen Regelungs-
gegenstände des Integrationsgesetzes des Bundes
lassen sich wie folgt zusammenfassen:
• Mit dem Ziel, Rechtssicherheit zu schaffen,

entsteht die Aufenthaltsgestattung für Asyl- und
Schutzsuchende künftig mit Ausstellung des
Ankunftsnachweises.

• Frühzeitige Öffnung von Integrationskursen
(nach § 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 3
i.V.m. § 44a Abs. 4 AufenthG). Besonders her-
vorzuheben ist, dass Sanktionen seit Januar 2017
auch bei Nichtteilnahme an einem Integrations-
kurs drohen (§ 5 b I Asylbweberleistungsgesetz
i.V.m. § 44 a I 1 Nr. 4 AufenthG). 

• Rechtssicherheit während der Ausbildung,
indem Auszubildende eine Duldung für die Ge-
samtdauer der Ausbildung erhalten.

• Bessere Steuerung durch eine befristete Wohn-
sitzregelung, namentlich durch Zuweisung eines
Wohnortes an Asylbewerber  ab dem Zeitpunkt
des positiven Asylbescheids (§ 12a AufenthG).
Damit werden insbesondere Personen erfasst,
die einen internationalen Schutzstatus genießen
und sich daher auf das Freizügigkeitsrecht nach
Art. 33 Asyl-Qualifikations-Richtlinie 2011/95/
EU i.V.m. Art. 26 der Genfer Flüchtlingskon-
vention berufen können, Der luxemburger
Gerichtshof hat auf Vorlage des deutschen Bun-
desverwaltungsgerichts eine Wohnsitzauflage
für bestimmte Ausländergruppen für zulässig
erklärt, soweit dies der Integration dient und die

betroffene Gruppe sich in einer bestimmten Situ-
ation befindet.38 Über die Konformität dieses
Judikats mit dem Genfer Flüchtlingsrecht  kann
man füglich streiten. Die Bewegungsfreiheit der
Betroffenen innerhalb des Bundesgebiets sowie
im Schengen-Raum wird allerdings durch die
Wohnsitzregelung, die allein das Recht auf
Freizügigkeit betrifft,  nicht beschränkt.

• Arbeitsgelegenheiten für Flüchtlinge schon
während des Asylverfahrens schaffen: Der Bund
legt für drei Jahre ein „Arbeitsmarktprogramm
für Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen" für
100.000 Asylbewerber auf (FIM), das großzügig
alimentiert wird.    

• Ausbildung ermöglichen: Junge Flüchtlinge mit
guter Bleibeperspektive und andere Schutzsu-
chende sollen möglichst eine qualifizierte Berufs-
ausbildung aufnehmen und absolvieren. Um
ihnen dies zu erleichtern, wird die Ausbildungs-
förderung für sie ausgeweitet.     

• Die Niederlassungserlaubnis hängt von den er-
brachten Integrationsleistungen der Flüchtlinge
ab. Damit setzt die Bundesregierung einen um-
fassenden Integrationsanreiz mit Blick auf die
Erteilung einer unbefristeten Niederlassungser-
laubnis. Ihr Fortbestehen hängt nicht von der
dauerhaften Erfüllung der Erteilungsvorausset-
zungen ab, sodass eine veränderte Situation in
der Heimat keinen Rechtsgrund für eine Rück-
nahme darstellt (Konzept der graduellen Sta-
tusverfestigung). 

• Das Integrationsgesetz des Bundes verfeinert
das System abgestufter Asylbewerberleistungen
durch neue Tatbestandsmerkmale, die allesamt
zur Folge haben, dass ein reduziertes leistungs-
system nach Maßgabe des Asylpakets I gewährt
wird. Im Asylbewerberleistungsgesetz  (AsylblG)
hatte der Gesetzgeber bereits anlässlich der Ver-
abschiedung des Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes im Oktober 2015 entschieden,
dass in Aufnahmeeinrichtungen das soziokultu-
relle Existenzminimum in Form von Sachleis-
tungen anstatt von Bargeld ausgegeben wird,
wobei dies den ländern und Kommunen frei-
steht; auch in Gemeinschaftsunterkünften kann
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der Barbetrag durch Sachleistungen ersetzt wer-
den (§ 3 Abs. 1 und 2 AsylblG). Entzieht sich
ein Asylbewerber oder ein Geduldeter seiner
„Mitwirkungspflicht“, werden die staatlichen
leistungen nach den Bestimmungen des Inte-
grationsgesetzes auf die Kernbedürfnisse des
täglichen Bedarfs reduziert (Ernährung, Un-
terkunft etc.), ohne dass leistungen für den per-
sönlichen Bedarf oder Zuschüsse etwa für
Haushaltsgüter gewährt werden.39 Die Verein-
barkeit der neuen Sanktionsmöglichkeiten nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz mit der Ga-
rantie der Menschenwürde ist vor dem Hinter-
grund der leitentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 18. Juli 2012 zur damaligen
(verfassungswidrigen) Bemessung der Geldleis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz40

bezweifelt worden,41 doch ist bei der verfassungs-
rechtlichen Bewertung der Sanktionen im Fall
der Verletzung einer Mitwirkungspflicht zu
berücksichtigen, dass diese Maßnahmen struk-
turell vergleichbar mit den Sanktionen für
deutsche Staatsbürger sind, wenn diese zumut-
baren Arbeitsfördermaßnahmen nicht nachkom-
men.42 Es ist davon auszugehen, dass das Bun-
desverfassungsgericht Gelegenheit erhalten
wird, sowohl die für Staatsangehörige geltenden
Sanktionsregelungen nach dem Sozialgesetz-
buch II als auch die Regelungen des Asylbewer-
berleistungsgesetzes zu überprüfen.43

C. Auf dem Weg zu einem funktionsfähigen 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystem

Diese nationalen Integrationsanstrengungen von bei-
den Seiten, also infolge der staatlichen und gesell-
schaftlichen Initiativen einerseits und des oftmals
fordernden Zugehens der Flüchtlinge auf ihre neue
Gemeinschaft andererseits, können nur dann erfolg-
reich sein, wenn sie in ein europäisches System der
Sicherung der Außengrenzen („Schengener Grenz-
kodex“44), eine faire Verteilung der Flüchtlinge auf
die Mitgliedstaaten sowie in ein reformiertes euro-
päisches Regelwerk innerhalb des „Gemeinsamen
Europäischen Asylsystems“ (GEAS) eingebettet

sind, das von allen unzweckmäßigen (dysfunktio-
nalen) Elementen bereinigt ist und gleiche rechtliche
Bedingungen für Asylbewerber in den Mitglied-
staaten der Union schafft. Dies sind insbesondere
dann, wenn wie im Herbst 2015 eine außergewöhn-
lich hohe Zahl Drittstaatsangehöriger Aufnahme in-
nerhalb der Europäischen Union begehrt, unver-
zichtbare Voraussetzungen, um die Akzeptanz großer
Teile der deutschen Bevölkerung für eine flüchtlings-
freundliche Politik und ihr weiteres Bürgerengage-
ment aufrecht zu erhalten. 

I) Die geltende Dublin III-Verordnung in der 
Rechtsprechung des Luxemburger Gerichts-
hofs

Ein funktionsfähiges Gemeinsames Europäisches
Asylsystem (Art. 78 AEUV) könnte dazu beitragen, die
bisherigen unterschiedlichen nationalen Herange-
hensweisen hinsichtlich des Asyl-Shopping („forum
shopping“) – also die missbräuchliche Stellung eines
neuerlichen Antrags durch einen Drittstaatsange-
hörigen in einem zweiten EU-Staat nach Ablehnung
seines ersten Antrags – und die irreguläre Migration
zu überwinden. Vor allem müsste es darauf abzielen,
die geltenden „Dublin-Regeln“ zu modifizieren, die
einigen wenigen Mitgliedstaaten – insbesondere
Griechenland und Italien –  ein Übermaß an lasten
aufbürden (F. Timmermans). Im Kern bestimmt die
Dublin III-Verordnung die Zuständigkeit des Mit-
gliedstaates, der einen Antrag eines Drittstaatsange-
hörigen oder eines Staatenlosen auf internationalen
Schutz prüfen muss.45 Zu diesem Zweck legt Kapitel
III der Verordnung die hierfür maßgeblichen Krite-
rien fest. Nach Art. 13 ist dann, wenn ein Antrag-
steller „aus einem Drittstaat land-, See- oder
luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal überschritten
hat, […] dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des
Antrags auf internationalen Schutz zuständig“. Der
zuständige Mitgliedstaat ist namentlich verpflichtet,
„einen Antragsteller, der in einem anderen Mitglied-
staat einen Antrag gestellt hat“ oder „während der Prü-
fung seines Antrags in einem anderen Mitgliedstaat
einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel
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aufhält, […] [wieder] aufzunehmen“ (Art. 18 Abs. 1
lit a VO (EU) Nr. 604/2013). Damit wird faktisch
den südlichen Staaten der Union eine größere
Verpflichtung bezüglich der Registrierung und Erst-
aufnahme auferlegt als nördlicheren ländern. Die
Verordnung ist daher nur in Zeiten praktikabel, in
denen nur eine überschaubare Zahl von Asylanträ-
gen in den Mitgliedstaaten gestellt wird, die an den
Außengrenzen der Union liegen. Zutreffend ist von
einem „Schönwetter-System“ gesprochen worden.

Der EuGH hat in einer leitentscheidung vom 26. Juli
2017 gleichwohl an dem derzeitig geltenden Sekun-
därrecht des GEAS festgehalten und dessen Gel-
tungsanspruch unterstrichen. Politische Äußerungen,
wie sie im Herbst 2015 vernehmbar waren ("Dublin
ist tot – und das ist auch gut so"46), werden damit
rechtlich ad absurdum geführt. Art. 12 der Dublin
III-Verordnung in Verbindung mit Art. 2 lit. m dieser
Verordnung47 werden vom EuGH dahin ausgelegt,
dass kein „Visum“ im Sinne von Art. 12 vorliegt,
„wenn die Behörden eines Mitgliedstaats in einer
Situation, in der sie mit der Ankunft einer
außergewöhnlich hohen Zahl von Drittstaatsange-
hörigen konfrontiert sind, die durch diesen Mit-
gliedstaat durchreisen möchten, um in einem anderen
Mitgliedstaat internationalen Schutz zu beantragen,
die Einreise der Drittstaatsangehörigen dulden, ob-
wohl sie die im erstgenannten Mitgliedstaat grund-
sätzlich geforderten Einreisevoraussetzungen nicht
erfüllen.“ Entgegen den Schlussanträgen der Gene-
ralanwältin E. Sharpston führt eine faktische Ein-
reisegestattung (einschließlich eines behördlich
angeleiteten „Durchwinkens“) nach diesen gericht-
lichen Feststellungen mithin nicht zu einer Visa-
erteilung im Sinne von Art. 12 Abs. 2 der Dublin
III-Verordnung. 

Art. 13 Abs. 1 der Dublin III-Verordnung legt der
Gerichtshof in der Weise aus, „dass ein Drittstaats-
angehöriger, dessen Einreise von den Behörden
eines Mitgliedstaats in einer Situation geduldet
wird, in der sie mit der Ankunft einer außergewöhn-
lich hohen Zahl von Drittstaatsangehörigen kon-
frontiert sind, die durch diesen Mitgliedstaat,

dessen grundsätzlich geforderte Einreisevorausset-
zungen sie nicht erfüllen, durchreisen möchten, um
in einem anderen Mitgliedstaat internationalen
Schutz zu beantragen, die Grenze des erstgenannten
Mitgliedstaats im Sinne von Art. 13 Abs. 1 [Dublin
III-VO]‚ illegal überschritten hat“.48 Einer Verant-
wortungsverschiebung weg vom Einreisestaat, der
die Grenzüberschreitung duldet, hin zu dem Wun-
sch- oder zumindest zu dem Zielstaat des Flücht-
lings widerspricht der Gerichtshof. Es gibt daher
selbst unter den Bedingungen eines Massenan-
sturms von Flüchtlingen keine notstandsähnliche
Einreisegestattung unter Außerkraftsetzung des
Tatbestandsmerkmals „illegale Grenzüberschrei-
tung“, auch dann nicht, wenn die betreffenden Mit-
gliedstaaten zur Entlastung ihrer Asylsysteme die
Einreise duldeten und durch Busse oder ähnliches
sogar noch beförderten.49 

Eigentlich unzuständige Mitgliedstaaten können
nach dieser Entscheidung fakultativ vom Selbstein-
trittsrecht nach Art. 17 der Dublin III-VO50 − unter
Hinweis auf den in Art. 80 AEUV bereichsspezifisch
verankerten Solidaritätsgrundsatz − Gebrauch ma-
chen, um der Überforderungssituation anderer Mit-
gliedstaaten rechtskonform abzuhelfen.51

Im Ergebnis spielt der luxemburger Gerichtshof den
Ball mit dem Hinweis auf eine mögliche Regelung
im gemeinschaftlichen Sekundärrecht an den (zer-
strittenen) Unionsgesetzgeber zurück. Der unter den
Mitgliedstaaten herrschende Streit über ein „Ge-
meinsames Europäisches Asylsystem“, das diesen
Namen auch verdient, kann und konnte nicht vom
Europäischen Gerichtshof  geschlichtet werden –
auch nicht im Rahmen eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens, das die Kommission am 13. Juni
2017 gegen Polen, Tschechien und Ungarn wegen
Nichtumsetzung der Beschlüsse vom September
2015 über die Notfallumsiedlung eingeleitet hat,
oder anlässlich  der – vom EuGH am 6. September
2017 abgewiesenen  – Nichtigkeitsklagen von Un-
garn und der Slowakei gegen den  mit nur qualifizier-
ter Mehrheit gefassten Beschluss vom 22. September
2015 zur Umsiedlung von Flüchtlingen52 (sub A.).
Asylpolitik muss die Union – auch in finanzieller



Hinsicht – „nach dem Grundsatz der Solidarität und
der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten
unter den Mitgliedstaaten“ (Art. 80 AEUV) politisch
gestalten. Gesetzliche Regelungen wie die Dublin
III-Verordnung können nicht aus grund- und men-
schenrechtlichen Erwägungen („Grundrechtsschutz“53)
interpretativ abbedungen oder gar als toter Buch-
stabe abgetan werden. Die Politik steht vor der
schwierigen Aufgabe, multiple kollektive Belange,
sowohl in den Herkunfts- wie in den Zielstaaten, mit
den individuellen Interessen von Flüchtlingen und
Migranten abzuwägen und kompromisshaft in ein
neues rechtliches System zu gießen.54

Mit Blick auf das Nachzugsrecht der Familienange-
hörigen anerkannter Flüchtlinge mit guter Bleibeper-
spektive bedeutet dies, dass diese menschenrechtlich
begründete Forderung der Flüchtlinge auch mit sub-
sidiärem Schutzstatus (Art. 6 GG) unbeschadet einer
temporären Aussetzung anzuerkennen ist (Art. 23 der
Anerkennungsrichtlinie 2011/95/EU), es aber zugleich
einer Entscheidung der deutschen gesetzgebenden
Körperschaften zur Ausgestaltung dieses Nachzugs-
rechts bedarf. Die Notwendigkeit einer parlamenta-
rischen Willensäußerung ergibt sich angesichts des
Niederlassungsrechts, das Flüchtlingen und ihren
Familienangehörigen unter weiteren Voraussetzun-
gen spätestens nach fünfjährigem rechtmäßigen

Aufenthalt zusteht (§ 26 Abs. 3 i.V.m. § 9 AufenthG),
vor allem aber aus ihrem Anspruch auf Einbürgerung
nach acht Jahren eines rechtmäßigen Aufenthalts in
Deutschland (§ 10 StAG).

II) Die Migrationsagenda der Europäischen Union

In ihrer im Mai 2015 vorgelegten Migrationsagenda
hat die Europäische Kommission Sofortmaßnahmen
zur Bewältigung der Krise im Mittelmeerraum
aufgezeigt und dargelegt, wie die Migration länger-
fristig und umfassend angegangen werden kann –
etwa durch Aufspürung, Zerschlagung und Verfol-
gung krimineller Schleusernetze, Rettung von Men-
schenleben, Sicherung der Außengrenzen, Reform
des GEAS einschließlich des Aufbaus eines belast-
baren Systems der Verteilung von Asylbewerbern auf
die Mitgliedsstaaten. Hierzu gehören auch eine neue
Migrationspolitik, die finanzielle und technische Un-
terstützung der Mitgliedstaaten (insbesondere von
Griechenland, Italien und Spanien) bei der Bewälti-
gung des Migrationsproblems, die Stärkung der
Zusammenarbeit mit afrikanischen Staaten und
Bekämpfung der Migrationsursachen nicht zuletzt
durch die weltweite Bereitstellung humanitärer Hilfe
(für Afrika und die Nachbarländer der Union besteht
derzeit ein Investitionspotenzial von 44 Mrd. EUR).
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Asyl- und Migrationspolitik beginnt nicht erst an den
Grenzen der Union und an den nationalen Grenzen der
Mitgliedstaaten, sondern ist „weltweit vorgelagert“. 

letztlich gehören hierzu auch die Maßnahmen zur
Umverteilung von Flüchtlingen, die die Union indes
inzwischen spalten (C. I.). Trotz dieses Rechtsbruchs
sprach Kommissionspräsident J.C. Juncker im Herbst
2016 davon, dass „wir auch in der Flüchtlingskrise …
Ansätze von Solidarität“ hätten beobachten können.55

Immerhin wurden nach dem 14. Fortschrittsbericht der
EU-Kommission seit November 2016 jeden Monat
mehr als 1000 Personen umgesiedelt. Im Juni 2017
wurde mit mehr als 3000 Umsiedlungen aus Griechen-
land und Italien ein neuer Höchststand erreicht. Zu-
gleich sind bis Juni 2017 nahezu drei Viertel (17.179)
der 22.504 im Juli 2015 vereinbarten Neuansiedlun-
gen von Flüchtlingen durchgeführt worden.

Auf dieser Agenda aufbauend, hat die Europäische
Kommission mit Blick auf ein künftiges Europä-
isches Asylsystem im April 2016 fünf vorrangige
Bereiche identifiziert:
• Einführung eines tragfähigen, fairen Systems

zur Bestimmung des für die Prüfung von Asyl-
anträgen zuständigen Mitgliedstaates.

• Herstellung größerer Konvergenz im EU-Asyl-
system und Verminderung des „Asyl-Shopping“. 

• Verhinderung von Missbräuchen („Sekundärbe-
wegungen“) des Dublin-Verfahrens und Asyl-
Shopping. 

• Ein neues Mandat für die EU-Asylagentur (Un-
terstützungsbüro für Asylfragen), damit sie an
der Umsetzung der europäischen Asylpolitik
mitwirken und eine stärkere operative Rolle ein-
nehmen kann.

• Stärkung der Befugnisse der europäischen
Datenbank zur Speicherung von Fingerab-
drücken (Eurodac-System), insbesondere für
weitere Zwecke wie die Bekämpfung irregulärer
Migration, eine bessere Speicherung und Weiter-
gabe von Fingerabdrücken oder die Erleich-
terung von Rückführungen. 

• Schließlich strebt die Kommission eine  Reform
der Richtlinie über die „Blaue Karte EU“56 an,

um zu flexibleren Zulassungsvoraussetzungen,
verbesserten Zulassungsverfahren und mehr
Rechten für hochqualifizierte Drittstaatsange-
hörige zu gelangen. 

Ob diese ambitionierten Ziele erreichbar sind, muss
angesichts des zeitlichen Horizonts der politischen
Entscheidungen selbst europafreundlicher mitglied-
staatlicher Regierungen bezweifelt werden. Sie ten-
dieren dazu, Europapolitik „von Tag zu Tag“, aber
nicht in langen Zeiträumen zu konzipieren. Allein das
Konzept des französischen Präsidenten E. Macron, der
von einer „Neugründung Europas“ spricht, hebt sich
hiervon bislang ab. Doch mit einer Vision allein lässt
sich die Uneinigkeit der Europäer nicht überwinden.

D. Schlussfolgerungen  

Asyl, internationaler Schutz, subsidiärer Schutz
sowie Abschiebungsverbote bilden hochkomplexe
Garantien des nationalen und internationalen Men-
schenrechtsschutzes  mit zahlreichen Folgen für die
Betroffenen. Diese Wirklichkeit wird im 21. Jahr-
hundert den Alltag der Europäer selbst dann bestim-
men, wenn es ihren Regierungen mittelfristig gelin-
gen sollte, die lebensbedingungen in den Herkunfts-
staaten zu verbessern. Deshalb werden die Migration
und die Maßnahmen der Integration das innere Gefü-
ge der europäischen Staaten sowie des Staatenver-
bundes der Europäischen Union nachhaltig beein-
flussen und prägen. Nehmen wir uns auch als Bürger
dieser Aufgabe an, indem wir zuhören, verstehen und
dort helfen, wo wir können. Menschenrechtsbildung
ist hierfür eine gute Voraussetzung.57

Bis in die kleinen, nur vermeintlich technischen
Regelungen der Integration finden wir doch letztlich
nicht anders als Konkretisierungen des Schutz-
anspruchs, der sich aus der Garantie der Menschen-
würde ergibt. Somit gilt das Diktum des Bundes-
verfassungsgerichts auch jenseits finanzieller leis-
tungen des Staates an Asylbewerber: „[Die Garantie
der Menschenwürde …] in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG garan-
tieren ein [migrationspolitisch nicht relativierbares]
Grundrecht auf Gewährleistung eines menschen-
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würdigen Existenzminimums. […]. [Das Recht auf
Menschenwürde … nach] Art. 1 Abs. 1 GG begrün-
det diesen Anspruch als Menschenrecht. Er umfasst
sowohl die physische Existenz des Menschen als
auch die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwi-
schenmenschlicher Beziehungen und ein Mindest-
maß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen
und politischen leben“.58

Dr. iur. Hermann-Josef Blanke ist Univ.-Professor
für Öffentliches Recht, Völkerrecht und Europäische
Integration an der Universität Erfurt und Begrün-
der sowie Vorsitzender „Staatswissenschaftliches
Forum e.V.“.
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Im nachfolgenden Beitrag soll neben einer kurzen
Skizze über die Entwicklung des Asylrechts in Eu-
ropa auf einige besondere Probleme des Gemein-
samen Europäischen Asylsystems eingegangen
werden, die durch den Flüchtlingszustrom seit
Herbst 2015 sich besonders akzentuiert haben und
mögliche lösungsansätze diskutiert werden.

A. Rechtsgrundlagen und Harmonisierung

Der ursprüngliche EWG-Vertrag enthielt neben der
wirtschaftlichen Freizügigkeit der Arbeitnehmer
zunächst keine allgemeine Freizügigkeit und auch
keine Rechtsgrundlagen für eine Kompetenz-
ausübung der Europäischen Gemeinschaft im Be-
reich des Asyl- und Migrationsrechts. Die seit dem
Maastrichter Vertrag von 1992 eingeführte Unions-
bürgerschaft (heute Art. 20 des Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union – AEUV) und
die damit verbundene Ausweitung der Freizügigkeit
für alle Unionsbürger, der Abbau der Kontrollen an
den Binnengrenzen der Mitgliedstaaten durch das

Schengener Übereinkommen von 1985 (Schengen I)
machte eine weitere Zusammenarbeit auch im Be-
reich der Migrations- und Asylpolitik erforderlich.
Der Maastrichter Vertrag enthielt zwar noch keine
Kompetenz zur Regelung dieser Bereiche, aber er-
möglichte eine Koordination auf europäischer
Ebene. Erst der Amsterdamer Vertrag von 1997 ent-
hielt Regelungskompetenzen für die Bereiche Visa,
Asyl und Einwanderung (Art 61-69 des Vertrags
über die Europäische Gemeinschaft – EGV).1 Im
Rahmen der vom Europäischen Rat von Tampere
(1999) beschlossenen Vorgabe der Schaffung eines
„gemeinsamen Raums der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts“ (nunmehr Titel V des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union) erließ der
Rat eine Reihe von Maßnahmen in den Bereichen
der Grenzkontrolle, der Visa-, Einwanderungs- und
Asylpolitik. Allein zwischen 2002–2005 wurden elf
Richtlinien zum Ausländer- und Asylrecht verab-
schiedet.2 Maßgebend für die weitere konzeptionelle
Entwicklung der Rechtsharmonisierung war auch
das Haager „Programm zur Stärkung von Freiheit
,Sicherheit und Recht in der Europäischen Union“,3

das für den Prozess der Rechtsharmonisierung unter
Kontinuitätswahrung und Zukunftsorientierung für
die folgenden Jahre kaum überschätzt werden kann.4

Die Regelungskompetenzen des Amsterdamer Ver-
trags sind wesentlich in den Vertrag von lissabon
überführt worden.5 Die Beschränkungen für die An-
gleichung auf Mindeststandards sind allerdings
weggefallen (Art. 63 EGV; Art. 79 AEUV). Das
Gemeinsame Europäische Asylsystem – GEAS
(„Common European Asylum System“ – CEAS)
stellt neben der Grenzschutzpolitik (Art. 77 Abs. 1
AEUV: Wegfall der Binnenkontrollen, gemeinsame
Außengrenzkontrollen „integriertes Grenzschutz-
system“) und der Einwanderungspolitik (Art. 78
AEUV: wirksame Steuerung der Migrationsströme,
angemessene Behandlung von Drittstaatsangehöri-
gen und Bekämpfung illegaler Einwanderung sowie
des Menschenhandels) den 3. Pfeiler einer gemein-
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samen europäischen Migrations- und Asylpolitik dar.
Das GEAS enthält folgende Kompetenzbereiche
(Art. 78 Abs. 2 AEUV):6 

• unionsweit einheitlicher Asylstatus für Dritt-
staatsangehörige

• einheitlicher subsidiärer Schutzstatus für Dritt-
staatsangehörige

• vorübergehenden Schutz von Vertriebenen bei
Massenzustrom

• Bestimmung der Zuständigkeit des Mitglieds-
staats bei asyl- oder Anträgen auf subsidiären
Schutz

• gemeinsame Normen über Aufnahmebedingun-
gen

• Partnerschaft mit Drittländern (Mobilitätspart-
nerschaften)

Darüber hinaus enthält der Vertrag von lissabon
(wie bereits der Amsterdamer Vertrag) eine Not-
standsklausel für den Fall eines plötzlichen Zustroms
von Drittstaatsangehörigen, die es dem Rat erlaubt,
auf Vorschlag der Kommission Eilmaßnahmen zu-
gunsten des betroffenen Staates zu treffen (Art. 78
Abs. 3 AEUV).
Der Angleichungsprozess erfolgte zunächst in der er-
sten Phase durch die Harmonisierung von Mindest-
standards, in einer 2. Phase bis 2014 durch die
sekundärrechtliche Auffüllung und Fortentwicklung
des primärrechtlichen Auftrags des GEAS.7 Diese
Harmonisierungsstufe bestand zwar teilweise schon
vor dem Inkrafttreten des lissabonner Vertrags, hat
aber zweifellos nach lissabon einen zweiten Schub
erhalten.8 Von den 16 dem Bereich der Asylpolitik
i.w.S. zuzurechnenden Rechtsakten können hier nur
einige herausgehoben werden, die für die nachfol-
genden Überlegungen von zentraler Bedeutung sind.
Die auf die Notstandsklausel9 gestützte Massenzu-
strom-Richtlinie10 ermöglicht ein gemeinschaftliches
Verfahren für temporäre Schutzmaßnahmen bei
Massenfluchtbewegungen aufgrund eines qualifi-
zierten Ratsbeschlusses.11 Sie hätte eigentlich für den
seit Herbst 2015 eintretenden massiven Flücht-
lingsstrom eine geeignete Rechtsgrundlage für eine
freiwillige Aufnahme geboten; sie gilt ungeachtet der
möglichen Anerkennung als Konventionsflüchtling
und verleiht einen Aufenthaltstitel nach nationalem

Recht (Art. 2–5 Rl). Die Richtlinie kann deutlich als
eine sekundärrechtliche Ausprägung des in Art. 80
AEUV verankerten Solidaritätsprinzips bei Massen-
fluchtbewegungen interpretiert werden. Sowohl die
Präambel (Erwägungsgrund Nr. 20) wie die Zielum-
schreibung (Art. 1: „ausgewogene Verteilung der Be-
lastungen“) enthalten die Grundprinzipien und Ins-
trumente für eine gerechte lastenverteilung im Sinne
gegenseitiger Solidarität. Man kann also nicht dem
GEAS bzw. der Union mangelhafte präventive Rechts-
setzung vorwerfen, aber den fehlenden politischen
Willen der Mitgliedstaaten zur Umsetzung im Kon-
fliktfall, wie er sich im Weiteren bei der Behandlung
der Massenfluchtbewegung im Dublin-System und
der Verteilung im Rahmen von Relokation und Re-
settlement gezeigt hat. Dies wird noch unter dem
Gesichtspunkt der Solidarität im Bereich der Asyl-
und Migrationspolitik zu vertiefen sein.
Die Richtlinie zur Aufnahme von Asylbewerbern
(“Aufnahmerichtlinie“)12 strebt einheitliche Min-
deststandards für Asylbewerber für Unterkunft,
Verpflegung, Zugang zum Arbeitsmarkt, medizini-
sche Versorgung und schulische Betreuung, Bewe-
gungsfreiheit und Inhaftierung an. Unterschiedliche
leistungen für Asylbewerber, wie sie in Deutschland
durch höchstrichterliche Rechtsprechung zum Asyl-
bewerberleistungsgesetz aufgestellt wurden,13 medi-
zinische Versorgung, Residenzpflicht und anderes
mehr können zu erheblichen Verzerrungen bei der
Suche des Ziellandes der Asylbewerber führen und
de facto das „Forum Shopping“ noch begünstigen,
wenn keine klaren und fairen Regeln der Aufnah-
meverteilung und Zuständigkeitsbestimmung beste-
hen bzw. eingehalten werden. Neben der grund-
sätzlichen Bewegungsfreiheit des Asylbewerbers
sieht die Richtlinie selbst die Möglichkeit von räum-
lichen Aufenthaltsbeschränkungen und Zuweisung
von Wohnsitz vor (Art. 7 Rl).14 Als Inhaftierungs-
gründe sind die Überprüfung der Identität und der
Einreiseberechtigung, die Sicherung von Beweis-
mitteln, Fluchtgefahr, Gründe der nationalen Sicher-
heit und Ordnung und die Vorbereitung zwangs-
weiser Rückführung oder Abschiebung (Art. 8 Rl)
zulässig. Rechtsstaatliche Garantien der Überprü-
fung der Haftanordnung, unentgeltliche Rechtsber-



atung und besondere Schutzmaßnahmen für „verletz-
liche“ Personen, insbesondere unbegleitete Minder-
jährige, sind vorgeschrieben (Art. 9–11, Art. 23 ff.
Rl). Die Harmonisierung weist somit gewisse men-
schenrechtliche Mindestgarantien für Flüchtlinge bei
der Aufnahme in besonderen Einrichtungen vor und
lässt auch grenznahe Einrichtungen (wie Transitzo-
nen) zu. Eine weitergehende Harmonisierung ist
wegen der möglichen Verzerrungen ungleicher Auf-
nahmebedingungen zwar wünschenswert, wegen der
nationalen Kompetenzen im Bereich der Bildung,
Gesundheitsversorgung und der Sozialleistungen
aber nur beschränkt erreichbar; der Grundsatz der
Subsidiarität bleibt zu beachten (Art. 5 Abs. 3 des
Vertrages über die Europäische Union – EUV).
Die Richtlinie über Mindestnormen für die An-
erkennung als Flüchtling („Qualifikationsrichtlinie“)
war bereits 2004 verabschiedet worden15 und wurde
2011 als Richtlinie für die Anerkennung von Per-
sonen mit Anspruch auf internationalen Schutz neu
gefasst (Rl 2011/95/EG)16.
Die Richtlinie hat auch nicht-staatliche Akteure in
den Verfolgungsbegriff einbezogen und durch die
Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Verfol-
gung den Verfolgungsbegriff erweitert (Art. 7 Abs. 2; 9,
10 Rl).17 Im deutschen Recht ist dem durch die
Präzisierung der Verfolgungsgründe und Verfol-
gungshandlungen im Asylgesetz (§§ 3a–3e) und die
Abschiebungsverbote des § 60 AufenthG Rechnung
getragen und entsprach weitgehend bereits der höchst-
richterlichen Rechtsprechung.18 Überdies ermöglicht
die Richtlinie die Zuerkennung sog. „subsidiären
Schutzes“, wenn ein ernsthafter Schaden durch Ver-
hängung oder Vollstreckung der Todesstrafe, Folter
oder unmenschliche bzw. erniedrigende Behand-
lung (Art. 15 lit a–b Rl; Art. 3 EMRK) oder „eine
ernsthafte individuelle Bedrohung des lebens oder
der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkür-
licher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konflikts“ besteht (Art. 15 lit. c Rl).
Dies wurde im innerstaatlichen Recht durch § 60
Abs. 2 AufenthG, § 4 Ziff. 3 AsylG praktisch wort-
wörtlich umgesetzt. Es liegt angesichts der Bürger-
kriegssituation in Syrien und auch in Afghanistan
nahe, dass diesem Bedrohungsmerkmal besondere

Aufmerksamkeit bei der Prüfung von Anträgen auf
internationalen Schutz zu schenken ist. Sie umfasst
auch die Anträge auf Anerkennung als Flüchtling iS
der Genfer Konvention (GFK). Nach der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europäischen Union
(EuGH) wie des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG)
muss die Gefahr willkürlicher Gewalt allein durch
die Anwesenheit bei Rückkehr in das land oder das
betreffende Gebiet feststellbar sein und kann freilich
nach den persönlichen Umständen schwanken.19 Es
kommt dabei auf den tatsächlichen Zielort des Aus-
länders bei Rückkehr an.
Es nimmt daher nicht wunder, dass die Praxis des
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF)
bei der Prüfung der Schutzbedürftigkeit syrischer
Flüchtlinge geschwankt hat und die Behörde sogar
das Dublin-Verfahren bereits im August 2015
zeitweise ausgesetzt hat20. Im Jahr 2016 wurden
allein rd. 37 % der Asylanträge von Syrern, 7,6 %
von Afghanen und 13,3 % von Irakern gestellt. Die
Schutzquote bei Syrern als Konventionsflüchtlinge
(GFK) ist zwar immer noch recht hoch (56,3 %), bei
Anträgen auf subsidiären Schutz aber deutlich
gestiegen (41,4 % im Vergleich zu 0,1 % im Jahre
2015).21 Insgesamt zeigt dies, dass für syrische
Antragsteller in Deutschland ein hundertprozentiger
internationaler Schutz, sei es als Konventions-
flüchtlinge i.S. individueller Verfolgung (§ 3 Abs. 1
AsylG) oder subsidiär als Schutzberechtigte (§ 4 Abs.
1 AsylG), gewährt wurde. Als zusätzliche Erklärung
mag hinzukommen, dass mit dem Gesetz zur Ein-
führung beschleunigter Asylverfahren22 der Familien-
nachzug für subsidiär Schutzbedürftige für 2 Jahre
ausgesetzt wurde (§ 104 Abs. 13 AufenthG).23

Schließlich ist noch die Richtlinie über Mindest-
standards für Asylverfahren („Asylverfahrensricht-
linie“) aus dem Jahre 2005 i.d.F. von 2013 zu
erwähnen.24 Sie regelt den Zugang zum Verfahren,
Bleiberecht, Anforderungen für die Prüfung des Asyl-
antrags, Entscheidung der Asylbehörde, Anhörung,
Rechtsberatung und Vertretung. Die Verfahrens-
richtlinie enthält überdies Vorschriften über sichere
Herkunftsstaaten, sichere Drittstaaten, unzulässige
und offensichtlich unbegründete Asylanträge, die in
einem beschleunigten Verfahren behandelt werden
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können (Art. 33–39 Rl). Die Richtlinie belässt
freilich relativ große nationale Umsetzungsspiel-
räume und Optionen, die Kritik seitens des UNHCR
und der Flüchtlingsinstitutionen aufgeworfen hat.25

Der deutsche Gesetzgeber hat diese Prüfung in Form
der Entscheidung über „unzulässige Anträge“ (§ 29
AsylG), oder „offensichtlich unbegründete Anträge“
– sei es bei „sicheren Herkunftsstaaten“ oder aus an-
deren Gründen (etwa um einer allgemeinen Notsitu-
ation zu entgehen) – umgesetzt (§§ 29a, 30 AsylG).
Der Gesetzgeber hat mit der Beschleunigungsno-
velle vom 31.7.2016 im Fall offensichtlich unbegrün-
deter Anträge in der Regel auch ein beschleunigtes
Verfahren eingeführt, das in einer Außenstelle einer
Aufnahmeeinrichtung innerhalb einer Woche ab Asyl-
antragstellung durchgeführt werden kann. Ist dies
nicht möglich, dann erfolgt die Prüfung im „nor-
malen“ Verfahren (§ 30a Abs. 2 AsylG). Damit nä-
hert sich auch der deutsche Gesetzgeber dem Modell
„beschleunigter Verfahren“ an, wie es in Österreich,
vor allem aber in der Schweiz und in den Niederlan-

den praktiziert wird, die für einen großen Anteil von
Anträgen beschleunigte Verfahren durchführen.26

Die Beschleunigung der Verfahren ist angesichts der
weiterhin hohen Zahl der Asylanträge in Europa von
mehr als nur verfahrenstechnischer Bedeutung, stellt
sie doch das GEAS auf eine Bewährungsprobe, um
den wirklich Schutzbedürftigen schnelleren interna-
tionalen Schutz zukommen zu lassen.

B. Das Dublin-Regime, Schengen und der 
Grundsatz der Solidarität

Das Dublin-System und das Schengen-Recht über
die Durchführung von Grenzkontrollen stellen einen
weiteren wesentlichen Pfeiler des GEAS dar, weil
hier die Verteilung der Zuständigkeiten der Erstprü-
fung von Asylanträgen zwischen den Mitgliedstaaten
und die Freizügigkeitsbeschränkungen im Schengen-
Raum in besonderen Fällen geregelt sind. Im Hin-
blick auf einen speziellen Beitrag über das Ver-
teilungssystem27 soll hier nur kurz die „lastentei-
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lung“ unter dem Gesichtspunkt des Verfassungs-
prinzips der „Solidarität“ (Art. 80 AEUV) reflektiert
werden.
Das Dublin-Regime beruhte zunächst auf dem
Dubliner Übereinkommen von 1990, wonach ein in
der Europäischen Union (EU) bzw. in einem assozi-
ierten Staat gestellter Asylantrag nur von einem Mit-
gliedssaat geprüft werden soll.28 Die Dubliner Ver-
ordnung (EG) Nr. 343/2003 („Dublin II-VO“) ersetz-
te die Regeln des Dublin-Übereinkommens und gilt
aufgrund eines bilateralen Abkommens auch für
Norwegen, Island und die Schweiz. Zuständigkeits-
kriterien sind die Erteilung eines Aufenthaltstitels,
eines Visums oder der Ersteinreise in den Mitglied-
staat, der den Normalfall der Zuständigkeitsprüfung
bildet. Die bisherige Regelung ist am 26.3.2013
durch die Dublin III-Verordnung ersetzt worden.29

Die Änderungen betrafen vor allem die Berücksich-
tigung familiärer Bindungen, den besonderen Schutz
sog. „vulnerable persons“ wie minderjähriger Kin-
der, die Erweiterung des gerichtlichen Rechts-
schutzes gegen Überstellungsbeschlüsse sowie die

Aussetzung der Überstellung bei „systemischen De-
fiziten“ i.S. der Rechtsprechung der beiden höchsten
Gerichte Europas (Europäischer Gerichtshof für
Menschenrechte und EuGH)30.
Mit der Dublin III-Verordnung ist zugleich das Fin-
gerabdruckidentifizierungssystem EURODAC neu-
gefasst worden.31 Für das GEAS ist ferner ist das
Schengen-Recht (Schengen I und II) von Bedeutung,
das aufgrund des Schengen-Protokolls zum Amster-
damer Vertrag von 1997 in das Unionsrecht integriert
wurde (sog. “Schengen-Acquis”)32. Neben dem Vi-
sainformationssystem (VIS) und dem Visa-Kodex
spielt hier für das illegale Überschreiten der Außen-
grenzen der Union der Schengener Grenzkodex
(SGK) eine besondere Rolle.33 Der Grenzkodex ent-
hält die Einreisevoraussetzungen für Unionsbürger
wie Personen, die um internationalen Schutz nach-
suchen, an den Außengrenzen (Art. 5–21) wie an den
Binnengrenzen der Union (Art. 22–35). Für die im
Rahmen des Massenzustroms seit Herbst 2015 rele-
vante Prüfungszuständigkeit der Ersteinreisestaaten
(vor allem Griechenland und Italien), die zugleich
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Außengrenzen der Union bilden, ist auf die men-
schenwürdige Mindestidentitätskontrolle beim Grenz-
übertritt (Art. 7, 8 Grenzkodex) zu achten, die de-
taillierte Bestimmungen über die Identitätsfeststel-
lung enthalten. Diese unionsrechtlichen Vorgaben
können nur unter ganz besonderen Voraussetzungen,
d.h. „außergewöhnlichen und unvorhergesehenen
Umständen“ gelockert werden (Art. 9 Grenzkodex).
Da die Einreise in die genannten Staaten zunächst
primär als illegale Einreise über See erfolgte, dürften
die Voraussetzungen („starkes Verkehrsaufkom-
men“) nicht anwendbar gewesen sein, sondern viel-
mehr die Pflicht zur sorgfältigen Identitätskontrolle
der Einreisestaaten bestanden haben.34 Für die Wei-
terreise von Flüchtlingen, die nicht bereits an den
Außengrenzen ordnungsgemäß kontrolliert wurden,
stellt sich – neben der grundsätzlichen Anwend-
barkeit der Dublin-Prüfungszuständigkeit der Er-
steinreisestaaten – auch die Frage weiterer Kon-
trollen an den Binnengrenzen, wenn der Zustrom
nicht ungehindert und ohne gründliche Prüfung der
Identität ablaufen soll. Dies ist von den europäischen
Regierungen, die auf der Balkanroute des Flücht-
lingsstroms lagen, höchst unterschiedlich praktiziert
worden; auch von der Bundesrepublik ist die Wie-
dereinführung von Binnengrenzkontrollen erst ver-
spätet durchgeführt worden, nachdem die Grenze
zwischen Österreich und Deutschland am 4. Sep-
tember 2015 „regierungsamtlich“ geöffnet wurde.35

Die Einführung von Binnenkontrollen ist nur
statthaft, „wenn die öffentliche Ordnung oder inne-
re Sicherheit ernsthaft bedroht sind“. Sie ist zunächst
nur für einen Monat zulässig, kann aber bis sechs
Monate und unter besonderen Umständen auf maxi-
mal zwei Jahre verlängert werden (Art. 25 Abs. 3, 4;
Art. 25 Abs. 1 Grenzkodex). Im letzteren Fall muss
die Verlängerung nach Einschätzung des Rates der
Verhältnismäßigkeit entsprechen; Rat und Parlament
müssen vorher ebenso wie die Öffentlichkeit unter-
richtet werden (Art. 31, 33, 34 Grenzkodex).
Im Zuge der zeitweisen Öffnung der deutsch-öster-
reichischen Grenze und des kaskadenartigen Durch-
winkens der Flüchtlinge auf der Balkanroute –
infolge der Abschirmung der ungarischen Grenze
seit dem 4. September 2015 – hat das Dublin-

Regime, wie zu erwarten war, der Belastung nicht
standgehalten. Es war  offensichtlich nur für „Schön-
wetterperioden“ konzipiert und verlagert die lasten
der Identifizierung und Prüfung der Asylanträge ein-
seitig auf die Mittelmeeranrainer Griechenland, Ita-
lien, Malta und Spanien. Bei dem Dublin-System
lässt sich geradezu von einer „Zuständigkeitsvertei-
lung ohne zwischenstaatliche lastenteilung“
sprechen.36 Die besonders bevölkerungsreichen
Staaten wie Deutschland, Frankreich, Polen und
Großbritannien (das nicht dem Dublin-Regime ange-
hört) waren – begünstigt durch ihre geografische Po-
sition – zunächst bei der Prüfung von Erstanträgen
wegen der Herkunft aus „sicheren Herkunftsstaaten“
bzw. „sicheren Drittstaaten“ (als letztere gelten alle
Staaten der EU) entlastet. Sie hätten sich zudem auf
die Rücküberstellung von Asylbewerbern nach der
Dublin III-Verordnung berufen können (Art. 3 Abs.
2). Art. 3 Abs. 3 Dublin III-VO behält den Mitglied-
staaten ausdrücklich das Recht vor (verpflichtet sie
aber nicht), einen Asylbewerber in einen sicheren
Drittstaat nach Maßgabe der Asylverfahrensrichtlinie
zurückzuweisen. Dies steht auch im Einklang mit
dem sog. „Selbsteintrittsrecht“ nach Art. 17 Dublin
III-VO, wonach ein Mitgliedstaat in Abweichung
von der generellen Zuständigkeitsbestimmung einen
Antrag auf internationalen Schutz prüfen kann, auch
wenn der Mitgliedstaat an sich dafür nicht zuständig
ist. Diese flexible „Ermessensklausel“ gilt insbeson-
dere, aber keineswegs ausschließlich, wenn es sich
um humanitäre Aufnahmegründe (wie bspw. Fami-
lienzusammenführung oder den kulturellen Kontext)
handelt (Art. 17 Abs. 2, 3 Dublin III-VO). Es ist hier
nicht zu entscheiden, ob die Berufung auf das Selbst-
eintrittsrecht bei einem Massenzustrom und über län-
gere Zeit überhaupt von der Ausnahmeklausel ge-
deckt war, die offenbar nur für einzelne Fälle gedacht
ist,37 und ob die deutsche Erklärung nach Art. 17
Dub-lin III-VO als „wesentliche Entscheidung“ par-
lamentarischer Zustimmung bedurft hätte.38

Fest steht jedenfalls, dass das Dublin-Regime infolge
der Grenzöffnung und des weitgehenden Durch-
winkens faktisch außer Kraft gesetzt wurde und tem-
porär zusammengebrochen ist.39 Allerdings ist bei
aller berechtigten Kritik an der bisherigen Anwen-
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dung des Dublin-Systems zu berücksichtigen, dass
das Verteilungssystem nur solange zur rechtlichen
Krisensteuerung taugt, als es eine effektive lasten-
verteilung auch in Notzeiten garantiert. Dies war bei
der Dublin-Regelung von Anfang an trotz flexibler
Ermessensklauseln nicht ausreichend gewährleistet,
so dass dies die Anwendung des Grundsatzes der
Solidarität (Art. 80 AEUV) erheblich in Mitleiden-
schaft zieht. Dies gilt gerade auch dann, wenn man
den Zweck der  Dublin III-Verordnung trotz des er-
weiterten Rechtsschutzsystems mit dem EuGH im
Staateninteresse und nicht im Individualinteresse
liegend bewertet.40 Auch könnte die relativ groß-
zügige Gewährung von Rechtsschutz nach „Dublin
III“ nach den neuen Kommissionsvorschlägen vom
Juni 2016 Episode bleiben, so dass eine „Kompen-
sation der Kontingenz“ des Dublin-Systems nicht zu
erwarten steht.41

Das durchaus vielschichtige Solidaritätsprinzip
bezieht sich hier auf die Solidarität zwischen den
Mitgliedstaaten und nicht zwischen Unionsbürgern
oder diesen und Drittstaatsangehörigen, regelt also
nicht die gesellschaftlichen interse Beziehungen.42

Es handelt sich allerdings nicht nur um einen Pro-
grammsatz, sondern rechtlich um ein einklagbares
Prinzip, allerdings nur in groben Umrissen.43 Das
Prinzip hat im Vertrag über Europäische Union und
im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen
Union  verschiedene Ausprägungen gefunden, so
dass man sogar von „Inseln der Solidarität“ spre-
chen könnte.44 Solidarität beruht auf der gemein-
samen Ausübung von Interessen und liegt daher –
wie im Bereich der WWU oder des GEAS – im
wechselseitigen Interesse („Reziprozität“). Solidari-
tät ist nicht mit Altruismus gleichzusetzen.45

Wie die Flüchtlingskrise und die Reaktionen hierauf
in den direkt wie indirekt betroffenen ländern
zeigen, hat das Prinzip nicht seine Wirkung entfal-
tet, weil die Regierungen regelmäßig nur ihren kurz-
fristigen Interessen folgen und langfristige Planun-
gen kaum über den nächsten Wahlhorizont reichen.
Diese Missachtung der Solidarität aus nationalem
Eigennutz, der sich legitimatorisch zumeist auf das
Demokratieprinzip beruft, stellt eine der Wesensele-
mente der Europäischen Union in Frage, die auf Soli-

darität, Fairness, loyalität und dem Schutz der Men-
schenrechte gründet.46

Immerhin hat es im Zuge der Flüchtlingskrise wenig-
stens auch Ansätze zu einer fairen lastenteilung
gegeben. Am 22. September 2015 hatte der Rat der
Innen- und Justizminister mit qualifizierter Mehr-
heitsentscheidung eine Verteilung von insgesamt
160.000 Flüchtlingen aus Italien (40.000) und Grie-
chenland (120.000) beschlossen (sog. „relocation“)47.
Zuvor hatte der Rat bereits im Juli eine Relokation
von 40.000 Personen innerhalb von zwei Jahren als
Notstandsmaßnahme nach Art. 78 Abs. 3 AEUV
beschlossen.48 Schon bei den Beschlüssen des Rates
zeigte sich die mangelnde Solidarität der Mitglied-
staaten, da einige länder (Polen; Tschechien; Un-
garn und Rumänien) dagegen stimmten. Dieser
grundsätzliche Dissens zwischen Mitgliedstaaten
wie Deutschland, Niederlanden, Frankreich sowie
den skandinavischen Staaten (mit Ausnahme Däne-
marks) einerseits und den „Visegrad“-Staaten ande-
rerseits besteht bis heute fort,49 so dass kurzfristig
kaum mit einer fairen lastenverteilung bei der Iden-
tifizierung und Prüfungszuständigkeit zu rechnen ist.

C. Eigene Lösungsvorschläge und Reformüber-
legungen der Kommission

Wie der Verfasser schon Anfang 2016 vorgeschlagen
hat, wird kein Weg daran vorbeiführen, das Dublin-
System grundlegend zu reformieren, um zu einer
wirklich fairen lastenteilung im Sinne europäischer
Solidarität zu gelangen.50

Wichtig sind nicht mehr Detailänderungen der
Dublin III-Verordnung, sondern ein integrativer
Gesamtansatz, der sowohl die Identitätsfeststellung
und Registrierung, Aufnahme und Versorgung, Prü-
fung der Asylanträge auf internationalen Schutz,
Rücküberstellungen und Außengrenzsicherung in
den Blick nimmt. Dies kann nur gelingen, wenn die
Grenzkontrollen und die Erstaufnahmeeinrichtungen
an den Außengrenzen der Union („hot spots“) weit-
gehend in die Zuständigkeit der Union übergehen.
Die bisherigen Fortschritte der GEAS sind zwar
durchaus eindrucksvoll, reichen aber bei weitem nicht
zur Bewältigung der Flüchtlingskrise aus, die aus
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nachvollziehbaren Gründen andauern wird. Das
Dublin-System wird, wenn man wie die Kommis-
sion und offenbar die meisten Mitgliedstaaten an der
grundsätzlichen Zuständigkeit des Ersteinreisestaats
festhalten will, nur überleben können, wenn die „hot
spots“ an den Außengrenzen der Mittelmeeranrainer-
staaten massive Unterstützung des European Asylum
Support Office (EASO) durch den Einsatz von zusätz-
lichem Personal (etwa in Form gemischter Teams,
die aus nationalen Beamten und Beamten anderer
Mitgliedstaaten bestehen) erfahren.51

Die Kommission hat dies richtig erkannt und 2016
umfassende Vorschläge für eine Reform des GEAS
vorgelegt.52 Die Einzelheiten dieses umfassenden
Ansatzes und mögliche Detailkritik werden an an-
derer Stelle erörtert.53 Prioritäten der Europäischen
Kommission sind die Errichtung eines fairen Sys-
tems zur Bestimmung des Erstprüfungszuständig-
keit; Stärkung des EURODAC Systems, eine stär-
kere Harmonisierung im GEAS (u.a. Ersetzung der
Richtlinien durch Verordnungen und weitere Rechts-

angleichungsmaßnahmen zur Verhinderung sog. „se-
condary movements“ (d.h. illegaler Weiterwande-
rungen) sowie ein neues Mandat zur Errichtung einer
„Europäischen Asylagentur“. Dabei dürfte der
Verbesserung des Dublin-Systems i.S. eines korrek-
tiven Mechanismus („corrective mechanism“) vor-
rangige Bedeutung zukommen. Dieser Verteilungs-
mechanismus könnte sich an dem Bruttosozialpro-
dukt und der Bevölkerungsgröße sowie anderen Fak-
toren (z.B. der Zahl schon aufgenommener Flücht-
linge oder an der Familienzusammenführung) orien-
tieren. Ersatzweise ist auch eine finanzielle Kom-
pensation (von 250.000 € pro nicht aufgenommenen
Flüchtling unterhalb eines rechnerischen Schwellen-
werts) angedacht, die dem Grundgedanken der Soli-
darität noch gerecht wird, zumal sie in Art. 80 AEUV
ausdrücklich als Möglichkeit erwähnt ist. Besondere
Beachtung verdienen auch die Stärkung der EASO
und ihr möglicher Ausbau zu einer europäischen
Asylbehörde. Diese Vorschläge sind teilweise von
Flüchtlingsorganisationen wie Amnesty International
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wegen einer Beschneidung menschenrechtlicher
Standards kritisiert,54 grundsätzlich aber auf dem
„Europe Vision Summit“ (von acht „Think Tanks“
unter Führung der Bertelsmann-Stiftung) in lissabon
am 18. November 2016 positiv aufgenommen wor-
den.55

Angesichts des Zusammenbruchs des Dublin-Sys-
tems, der teilweise chaotischen Verhältnisse der un-
kontrollierten Weiterwanderungen im Herbst 2015
und der eher düsteren Zukunftsaussichten bei der Be-
wältigung der vielfachen Fluchtursachen (Bürger-
kriege, Klimawandel, Arbeitslosigkeit und Armut in
Entwicklungsländern) wird Europa diese Heraus-
forderungen nur bestehen, wenn über die Grund-
werte der Union, zu der die Achtung der Menschen-
rechte, Fairness und Solidarität gehören, wieder
Konsens hergestellt wird. Ein solcher Konsens ist bei
dem hochsensiblen Thema der „Flüchtlingskrise“,
die zum guten Teil auch selbst verursacht ist, kein
Selbstläufer und muss in einer Demokratie täglich
neu erkämpft werden. In dieser Hinsicht ist das Jahr
2017 mit den Wahlen in den Niederlanden, Frankreich
und Deutschland zum „lackmus-Test“ der Euro-
päischen Union geworden.
__________________________________________
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A. Die Entwicklungen in den Jahren 2015, 20161  

Das Jahr 2015 war besonders durch den Zuzug von
Schutzsuchenden geprägt. Im Berichtszeitraum 2015
wurden 476.649 Asylanträge (Erst- und Folgean-
träge) registriert (gegenüber 202.834 im Jahr 2014).
Dies entspricht einem Anstieg um 135,0% im Ver-
gleich zum Vorjahr. Hauptherkunftsland war Syrien,
gefolgt von Albanien, Kosovo, Afghanistan und Irak.
In den Jahren zuvor gab es zwar ebenfalls Anstiege
beim Zugang von Schutzsuchenden. Das Jahr 2015
hat indessen alle Prognosen und Einschätzungen zu
Wanderungsbewegungen und zum Aufwuchs von
Schutzinteressen, vor allem mit Blick auf Deutsch-
land, übertroffen.
Die Zahl der Asylanträge bildet aber nicht den vollen
Umfang der Flüchtlingszuwanderung im Jahr 2015
ab, da Schutzsuchende nicht sofort einen Asylantrag
im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der
erstmaligen Registrierung als Asylbegehrender
stellen konnten. Somit ergab sich im Jahr 2015 eine
Differenz zwischen den Registrierungszahlen des
EASY-Systems (Erstverteilung der Asylbegehren-
den) und den Asylantragszahlen. Im Jahr 2015 wur-

den im EASY-System (Erstverteilung der Asyl-
begehrenden auf die Bundesländer) zunächst
1.091.894 Zugänge von Asylsuchenden registriert;
diese Zahl lag deutlich über der Zahl der Erstantrag-
stellungen des Jahres 2015 (441.899; Folgeanträge:
34.750). Allerdings konnten bei der Erfassung im
EASY-System Fehl- und Doppelerfassungen sowie
Weiter- oder Rückreisen nicht ausgeschlossen wer-
den, da in EASY keine personenbezogenen Daten
aufgenommen werden. Erst nach Abschluss der
Nachregistrierungen bis September 2016 wurde
deutlich, dass die Zahl der eingereisten Asylsuchen-
den, die in Deutschland ein Verfahren betrieben
haben, 2015 tatsächlich bei 890.000 lag.
Die Zuwanderung nach Deutschland hat in den letz-
ten zehn Jahren kontinuierlich zugenommen. Im Jahr
2015 wurden insgesamt 2,14 Millionen Zuzüge regis-
triert – darunter viele Schutzsuchende, aber auch
viele Unionsbürger aus anderen EU-Staaten sowie
Deutsche. Dies entspricht einem Zuwachs von
45,9% im Vergleich zum Jahr 2014 und stellt die
höchste Zahl seit dem Beginn der Aufzeichnung der
Statistik im Jahr 1952 dar. Rund 2,02 Millionen
Zuwanderer hatten einen ausländischen Pass. Dies
entspricht einem Anstieg um 50,2% im Vergleich
zum Vorjahr. Damit wurde im Jahr 2015 die bislang
höchste Zahl von ausländischen Zuwanderern in der
Wanderungsstatistik verzeichnet. Gleichzeitig stieg
aber auch die Zahl der Fortzüge insgesamt im Ver-
gleich zum Vorjahr um 9,1% auf 998.000, ebenfalls
der bislang höchste registrierte Wert. Dadurch ergab
sich im Jahr 2015 ein Wanderungsgewinn von
1.139.000 Menschen (Wanderungssaldo 2014:
+550.000). 
Rund 45% der Zuwanderer waren EU-Bürger,
darunter etwa 6% Deutsche. 13% hatten die Staat-
sangehörigkeit eines anderen europäischen Staates,
30% besaßen die Staatsangehörigkeit eines asiati-
schen Staates und 5% hatten die Staatsangehörigkeit
eines afrikanischen Staates.
Im Jahr 2015 war Syrien zum ersten Mal Haupther-
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kunftsland. Im Vergleich zum Vorjahr stieg der An-
teil der Zuzüge aus Syrien um 403,3% auf 326.872
an (2014: 64.952). Dies ist auf die stark angestiege-
ne Zahl an Schutzsuchenden aus Syrien zurück-
zuführen. Das gilt ebenso für die erheblich
zugenommenen Zuzüge aus Afghanistan, Irak und
Pakistan. Zugenommen haben auch Zuzüge aus Al-
banien, Rumänien, Bulgarien, Polen, Kroatien und
Ungarn sowie aus Südeuropa (Italien). Zweitwichtigs-
tes Herkunftsland ist im Jahr 2015 Rumänien mit
213.037 registrierten Zuzügen nach Deutschland.
Dies bedeutet einen Anstieg um 11,0% im Vergleich
zum Vorjahr. Im Jahr vor dem EU-Beitritt (2006)
waren lediglich 23.844 Zuzüge aus Rumänien zu
beobachten. Polen ist mit 195.666 Zuzügen nur noch
drittwichtigstes Herkunftsland. Damit ist 2015 der
Anteil der Zuzüge aus Polen an der Gesamtzuwan-
derung erstmals seit 1996 gesunken (um 1,1% im
Vergleich zum Vorjahr). Gegenüber der Türkei kon-
nte im Jahr 2015 erstmals wieder seit dem Jahr 2006
ein Wanderungsgewinn von +2.144 Personen verzeich-
net werden (2014: -4.136).
Eine differenzierte Betrachtung des Migrations-
geschehens nach einzelnen Zuwanderergruppen
zeigt, dass der Familiennachzug von Drittstaats-
angehörigen, der bereits im Jahr 2014 um 13,6%
gestiegen ist, im Jahr 2015 erneut um 29,5% ange-
wachsen ist (82.440 Zuzüge). Insbesondere der
Nachzug syrischer Familienangehöriger hat sich ver-
stärkt (15.956 Zuzüge). Aktuellere Daten zum Jahr
2016 liegen wegen unterschiedlicher Erhebungsver-
fahren und -zeiträume erst Ende 2017 vor.
Nachdem im Jahr 2009 die Zuwanderung ausländi-
scher Fachkräfte rückläufig war, konnte bis 2012 ein
Wiederanstieg bei den erteilten Aufenthaltstiteln zum
Zweck der Erwerbstätigkeit verzeichnet werden. Seit
2014 steigt die Zahl von Aufenthaltserlaubnissen für
Personen aus Drittstaaten an, die zum Zweck der Er-
werbstätigkeit nach §§ 18 bis 21 AufenthG eingereist
sind. Im Jahr 2015 wurde ein Anstieg der Arbeitsmi-
gration um 4,2% auf 38.836 erteilte Aufenthaltstitel
zum Zweck der Erwerbstätigkeit verzeichnet. Haupt-
herkunftsländer waren insbesondere die Vereinigten
Staaten, Indien, Bosnien-Herzegowina und Serbien
(inkl. dem ehem. Serbien und Montenegro).

Zudem ist im Jahr 2015 die Zahl der Bildungsaus-
länder erneut angestiegen, die ihr Studium in Deutsch-
land aufgenommen haben, Im Vergleich zum Vorjahr
konnte eine Zunahme um 6,6% auf 99.087 Stu-
dierende festgestellt werden. Damit wurde im Jahr
2015 die bislang höchste Zahl an bildungsausländi-
schen Studienanfängern verzeichnet. Hauptherkunfts-
land war China. 
Nach einem kontinuierlichen Rückgang von 2001
(98.484 Personen) bis 2012 (1.817 Personen), steigt
der Zuzug von Spätaussiedlern seit 2013 wieder an.
So stieg die Zahl der Zugänge im Rahmen des Spät-
aussiedlerzuzugs im Jahr 2015 gegenüber dem Vor-
jahr um 8,3% auf 6.118 Personen.
Im Jahr 2015 wurden etwa 138.273 Fortzüge von
deutschen Staatsangehörigen registriert und damit
7,0% weniger als im Vorjahr (2014: 148.636
Fortzüge). Die Zahl der zurückkehrenden Deutschen
ist leicht auf 120.713 Zuzüge gesunken, so dass der
Wanderungsverlust im Jahr 2015 (-17.560) niedriger
ausfiel als im Vorjahr. Studien belegen, dass viele
Deutsche mit und ohne Migrationshintergrund nicht
dauerhaft im Ausland bleiben. Hauptzielland deut-
scher Abwanderer ist seit 2005 die Schweiz. 18.266
deutsche Staatsangehörige zogen im Jahr 2015 in das
Nachbarland.
Im europäischen Vergleich zeigt sich, dass Deutsch-
land weiterhin im Vergleich zu den anderen EU-
Staaten ein Hauptzielland von Migration ist und in
den letzten Jahren deutlich an Attraktivität gewon-
nen hat. Hohe Zuwanderungszahlen haben auch das
Vereinigte Königreich, Frankreich, Italien und
Spanien, das von 2006 bis 2008 primäres Aufnah-
meland in Europa war. Während jedoch Deutsch-
land, das Vereinigte Königreich und Italien deutliche
Wanderungsgewinne zu verzeichnen haben, wies
Spanien im Jahr 2014 einen hohen Wanderungsver-
lust (-95.000) auf.
Im Jahr 2016 hat der Zuzug nach Deutschland
wieder deutlich  abgenommen. Dies ist vor allem auf
den Rückgang der Zahl der Neuzugänge von Asylsu-
chenden seit Frühjahr 2016 zurückzuführen. 
Zwar ist im Jahr 2016 die Zahl der Erstanträge weiter
stark gestiegen, dies hängt jedoch mit den Asyl-
suchenden zusammen, die bereits seit 2015 im land
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sind und bislang keinen Antrag stellen konnten. So
wurden in den ersten zehn Monaten des Jahres 2016
676.320 Asylanträge (Erstanträge) vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) angenom-
men. Einschließlich Dezember 2016 waren es
745.545. Dies bedeutet eine deutliche Erhöhung um
268.869 Fälle im Vergleich zum Vorjahr. Im EASY-
System wurden im Jahr 2016 321.371 Personen reg-
istriert, wobei Fehl- und Mehrfacherfassungen nicht
ausgeschlossen sind. 2016 hat das BAMF über die
Anträge von 695.733 Personen entschieden, was
einen Anstieg von 146 % gegenüber dem Vorjahres-
wert  bedeutet. 
Als Folge des hohen Asylzugangs steigt auch die An-
zahl der Personen an, die im Rahmen des Familien-
nachzugs nach Deutschland kommen. So wurden in
den ersten sechs Monaten des Jahres 2016 ca. 50%
mehr Visa zum Zweck des Familiennachzugs erteilt
(44.000 Visa) als in den ersten sechs Monaten des
Vorjahres. Im ersten Quartal 2016 sind 4.289 syrische
Staatsangehörige im Rahmen des Familiennachzugs
nach Deutschland eingereist. Insgesamt wurden 2016
ca. 100.000 Visa zum Familiennachzug ausgestellt.
Tatsächlich sind ca. 83.000 Menschen zum Zwecke
der Familienzusammenführung eingereist.

B. Maßnahmen zur Bewältigung des hohen Zu-
gangs von Schutzsuchenden

Die Zuzugszahlen vor allem im Jahr 2015 führten zu
großen Herausforderungen für Bund, länder und
Kommunen sowohl hinsichtlich der Aufnahme und
Unterbringung der ankommenden Menschen als
auch der Durchführung der Asylverfahren. Diesen
Herausforderungen wurde mit einer Vielzahl von
Maßnahmen begegnet, insbesondere durch eine enge-
re Zusammenarbeit innerhalb der EU, der Beschleu-
nigung der Asylverfahren, die Vervierfachung der
Personalstärke beim Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge, die Entlastung von ländern und Kom-
munen, den Ausbau der Integrationsangebote für
Asylsuchende und nicht zuletzt die Bekämpfung von
Fluchtursachen. 
Aufgrund des starken Anstiegs von Schutzsuchen-
den im Jahr 2015 war es immer weniger möglich, die

Annahme eines Asylantrags zeitnah zur erstmaligen
Registrierung als Asylbegehrender (vor der persön-
lichen Antragstellung) durchzuführen. So wurden
von Januar bis Mai 2015 im EASY-System 172.556
Zugänge von Asylsuchenden registriert, während
lediglich 141.905 Asylanträge vom Bundesamt ent-
gegen genommen wurden (davon 125.972 Erstan-
träge). Im zweiten Halbjahr stiegen die Zahlen der
EASY-Registrierungen deutlich an und erreichten im
November 2015 mit 206.101 Registrierungen im
Monat einen neuen Höchststand; demgegenüber
wurden im selben Monat lediglich 57.816 Asyl-
anträge registriert. Personen, die 2015 nicht sofort
einen Asylantrag stellen konnten, holten dies im Jahr
2016 nach.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
reagierte nach entsprechendem Personalaufbau mit
einer Steigerung der Entscheidungszahlen. Gab es
2014 noch insgesamt 128.911 Entscheidungen,
wurde die Zahl 2015 um 119,3% auf 282.726 Ent-
scheidungen gesteigert. Aufgrund der starken Zu-
nahme der Anträge stieg dennoch parallel die Zahl
der anhängigen Verfahren. Während das Jahr 2014
mit 169.166 anhängigen Verfahren zu Ende ging,
nahm die Zahl nach einem leichten Rückgang im
Januar 2015 bis Ende 2015 um 115,6% gegenüber
dem Vorjahresstand auf 364.664 Verfahren zu. 

C. Beschleunigung der Asylverfahren 

Angesichts der steigenden Zahl von Einreisen von
Asylsuchenden und der Zunahme der anhängigen
Verfahren beim Bundesamt wurde 2015 und auch
noch 2016 eine Vielzahl administrativer und gesetz-
licher Maßnahmen auf den Weg gebracht, um die
Asylverfahren zu beschleunigen. Dazu zählten v. a. 
• das Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts

und der Aufenthaltsbeendigung (in seinen we-
sentlichen Teilen zum 1. August 2015, im Übri-
gen zum 1. Januar 2016 in Kraft getreten),

• das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz (Asyl-
paket I) (zum 24. Oktober 2015 in Kraft getreten), 

• das Gsetz zur Verbesserung der Unterbringung,
Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder
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und Jugendlicher (zum 1. November 2015 in
Kraft getreten), 

• das Datenaustauschverbesserungsgesetz (zum
5. Februar 2016 in Kraft getreten), 

• das Gesetz zur Einführung beschleunigter Asyl-
verfahren (Asylpaket II) (zum 17. März 2016 in
Kraft getreten), 

• das Gesetz zur erleichterten Ausweisung straf-
fälliger Ausländer und zum erweiterten Aus-
schluss der Fluc̈htlingsanerkennung bei straf-
fälligen Asylbewerbern (zum 17. März 2016 in
Kraft getreten) sowie 

• das Integrationsgesetz und die begleitende Ver-
ordnung (in den wesentlichen Teilen zum 6. Au-
gust 2016 in Kraft getreten).

Bereits seit Oktober 2014 wurden im Bundesamt
Erst- und Folgeverfahren von den kurz darauf als
sichere Herkunftsstaaten eingestuften Staaten Ser-
bien, Mazedonien sowie Bosnien und Herzegowina
prioritär bearbeitet. In Reaktion auf die zu Jahresbe-
ginn 2015 stark angestiegenen Zugangszahlen koso-

varischer Asylbewerber wurde auch diese Gruppe ab
Februar 2015 in allen bayerischen Außenstellen, so-
dann auch in Außenstellen in Baden-Württemberg,
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen und
Rheinland-Pfalz prioritär entschieden. 

Für Personengruppen, die nach der Entscheidungs-
praxis des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge die Voraussetzungen für die Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft erfüllen, wurde zwischen-
zeitlich auf Basis schriftlicher Verfahren entschieden.
Seit dem Jahreswechsel 2016 durchlaufen alle Asyl-
bewerber in Deutschland wieder eine ausführliche
Einzelfallprüfung mit persönlicher Anhörung.
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wur-
de die liste sicherer Herkunftsstaaten um die West-
balkanstaaten Albanien, Kosovo und Montenegro
erweitert. Mit dieser Einstufung sollen aussichtslose
Asylanträge von Antragstellern aus diesen Herkun-
ftsländern schneller bearbeitet werden um, sofern
keine Schutzbedürftigkeit vorliegt, den Aufenthalt
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dieser Personen in Deutschland schneller beenden zu
können.
Im Rahmen des Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setzes wurde weiter beschlossen, dass Asyl- und
Schutz- suchende nunmehr bis zu sechs statt bis
dahin drei Monate in einer Erstaufnahmeeinrichtung
untergebracht werden können. Asylantragsstellende
aus sicheren Herkunftsstaaten müssen wiederum bis
zum Abschluss des Asylverfahrens in Erstaufnah-
meeinrichtungen untergebracht werden. Im Falle
einer Ablehnung des Asylantrags, wird der Aufent-
halt in der Erstaufnahmeeinrichtung bis zur Ausreise
fortgesetzt. Dies soll eine Verfahrensbündelung
sowie eine schnelle und effektive Umsetzung der
jeweiligen Ergebnisse (Bleiberecht oder Rück-
führung) mit sich bringen. Mit dem Datenaus-
tauschverbesserungsgesetz wurden die Vorausset-
zungen für eine schnellstmögliche identitätssichernde
Erfassung der nach Deutschland eingereisten Perso-
nen sowie für einen verbesserten Datenaustausch
aller am Verfahren beteiligten Behörden geschaffen.
Alle bei der Registrierung erhobenen Daten werden
nun beim erstmaligen behördlichen Kontakt im
Kerndatensystem im Ausländerzentralregister er-
fasst. Dazu wurde das Gesetz über das Auslän-
derzentralregister (AZR-Gesetz) um neue Inhalte
ergänzt (Fingerabdrücke, Herkunftsland, Kontakt-
daten zur schnellen Erreichbarkeit wie Anschrift,
Telefonnummern und E-Mail-Adressen, Angaben
zur Verteilung, sowie Informationen zu erfolgten
Gesundheitsuntersuchungen und Impfungen). Für
die schnelle Integration und Arbeitsvermittlung
sollen weiterhin Daten über Schulbildung, Berufs-
ausbildung und sonstige Qualifikationen im Kern-
datensystem im Ausländerzentralregister gespeichert
werden. Befüllt wird das Ausländerzentralregister
sowohl vom Bundesamt für Migration und Flücht-
linge als auch den mit der Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs beauftragten Behörden, den
Polizeivollzugsbehörden der länder, den Aufnah-
meeinrichtungen sowie den Ausländerbehörden. Mit
dem Datenaustauschverbesserungsgesetz wurden
auch die Voraussetzungen für den Ankunftsnach-
weis geschaffen. Dieser ersetzt die im Oktober 2015
gesetzlich geregelte „Bescheinigung über die Mel-

dung als Asylsuchender“ (kurz: BÜMA). Der neue
Ankunftsnachweis ist der visualisierte Nachweis der
Registrierung im Kerndatensystem im Ausländer-
zentralregister und wird in Form eines papierbasier-
ten Dokuments mit fälschungssicheren Elementen
von den Aufnahmeeinrichtungen und den zuständi-
gen Außenstellen des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge ausgestellt. Durch die Plattform, die
seit Ende Mai 2016 bundesweit zur Verfügung steht,
ist eine eindeutige Identifizierung von Asylsuchen-
den ab dem ersten Kontakt mit staatlichen Stellen
möglich. Die Verwaltung während des Aufnahme-
verfahrens wurde so erheblich verbessert, Mehrfach-
registrierung und Missbrauch verhindert. Die Vorla-
ge des Ankunftsnachweises an der einem Antrag-
steller zugewiesenen Aufnahmeeinrichtung ist grund-
sätzlich die Voraussetzung für den Erhalt vollständi-
ger Unterstützungsleistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (Unterbringung, Versorgung, Ge-
sundheit). Mit dem Ankunftsnachweis haben die
beteiligten Behörden (z.B. Ausländer- und Meldebe-
hörden, Bundesagentur für Arbeit) einen schnellen
Zugriff auf die für sie relevanten Daten (Personenda-
ten, Sprachkenntnisse etc.). Dies ermöglicht z. B.
eine bessere Planung der Unterbringung der Asyl-
suchenden in den Bundesländern, bei den Asylver-
fahren und den Maßnahmen zur Arbeitsmarkt-
integration.
Zur Bewältigung der großen Herausforderungen
wurde der Personalkörper des Bundesamtes erheb-
lich ausgebaut. Nachdem der Haushalt 2014 zu-
nächst 300 zusätzliche Stellen vorgesehen hatte,
erhielt das Bundesamt mit dem Haushalt 2015 350
neue Stellen sowie mit dem am 2. Juli 2015 in Kraft
getretenen Nachtragshaushalt 2015 weitere 1.000
Stellen (750 Stellen und Geldmittel für 250 weitere
Kräfte), so dass die Zahl der Beschäftigten Ende
2015 bei ca. 3.500 Personen lag. Mit dem Haushalt
2016 wurde der weitere Ausbau auf 7.300 Voll-
zeitäquivalente (6.300 Dauerstellen und 1.000 be-
fristete Vollzeitäquivalente) auf den Weg gebracht.
Mitte September 2016 verfügte das BAMF über eine
Mitarbeiterschaft von rund 9.700 Vollzeitäquivalen-
ten, wovon 3.150 unterstützende sowie abgeordnete
Kräfte aus der Bundesagentur für Arbeit (BA), dem
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Dienstleister der Deutschen Telekom AG, Vivento,
der Post, der Bundeswehr und mehreren Bundesres-
sorts und Geschäftsbereichsbehörden waren. Auf
diese Weise wurde die Zahl der Entscheider (ein-
schließlich der „Anhörer“) von 370 im Januar 2015
auf 3.420 Anfang September 2016 aufgestockt. Im
gleichen Zeitraum wurde die Zahl der Mitarbeiter
des Asylverfahrenssekretariats (AVS) von 600 auf
3.960 erhöht. Die neu eingestellten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter werden seit dem 1. August 2015 über
das neu eingerichtete Qualifizierungszentrum in
Nürnberg geschult. 
Unmittelbar in Reaktion auf den starken Zuzug von
Schutzsuchenden im Herbst 2015 wurden im baye-
rischen Erding und Feldkirchen in Kooperation mit
der Bundeswehr zwei sogenannte Warteräume
eröffnet. Diese waren als kurzfristige Übergangslö-
sung konzipiert, um Asylsuchende dort mit Hilfe von
Unterstützungspersonal von Bundeswehr und Zoll
zu registrieren, bevor sie auf die Erstaufnahmeein-
richtungen in den Bundesländern weiterverteilt wer-
den. Parallel wurden Anfang September 2015 zur
Bewältigung des starken Anstiegs von Asylsuchen-
den in Kooperation mit der Bundespolizei sogenann-
te Bearbeitungsstraßen eröffnet. In einer Bearbei-
tungsstraße werden Asylsuchende und unerlaubt ein-
gereiste Personen unter anderem registriert, erken-
nungsdienstlich behandelt und ärztlich untersucht.
Die erhobenen Daten durchlaufen anschließend die
polizeilichen Datenbanken. Ist dieser Abgleich nega-
tiv, werden die Asylsuchenden in eine Erstaufnah-
meeinrichtung weitergeleitet.
Bereits seit Ende 2014 wurde damit begonnen, neue
Außenstellen des Bundesamts einzurichten. Der
Prozess beschleunigte sich im lauf des Jahres 2015.
Waren es 2014 zwei neue Außenstellen, wurden
2015 19 neue Standorte eröffnet. Zudem wurden im
Zuge der Neuorganisation der Verfahrensabläufe im
Bundesamt (zusammengefasst unter dem Stichwort
„Integriertes Flüchtlingsmanagement“) Ankunfts-
zentren geschaffen, die als erste Anlaufstellen für neu
ankommende Schutzsuchende fungieren. In diesen
Zentren werden die Prozesse mit denen der Aufnah-
mebehörden und der Bundesagentur für Arbeit
verzahnt, um leerläufe und Wartezeiten im Ver-

fahren zu minimieren. Zwei Ankunftszentren gingen
zur Erprobung bereits im November und Dezember
2015 in Betrieb. In den Ankunftszentren findet das
gesamte Asylverfahren – von der ärztlichen Unter-
suchung, über die Aufnahme der persönlichen Daten
und der Identitätsprüfung, der Antragstellung und
Anhörung bis hin zur Entscheidung über den Asyl-
antrag – statt. Hierzu werden die Anträge je nach
Herkunftsland in verschiedene Cluster eingeteilt.
Über Anträge von Menschen aus Herkunftsländern
mit geringer Schutzquote (z. B. aus sicheren Herkunfts-
staaten) sowie aus solchen mit hoher Schutzquote (z. B.
Syrien) soll so in den Ankunftszentren innerhalb von
48 Stunden entschieden werden, während die übri-
gen Antragsteller mit komplexeren Verfahren an die
Außenstellen weitergeleitet werden. Weiterhin wurde
im Juli 2015 das erste Entscheidungszentrum in
Nürnberg eingerichtet, in dem zur Entlastung der
Außenstellen entscheidungsreife Verfahren entschie-
den werden, in denen bereits die Anhörung stattge-
funden hat. Anfang Oktober 2015 kamen noch drei
weitere Entscheidungszentren hinzu. Zudem wurde
Anfang November ein Zustellzentrum in Bonn ein-
gerichtet, das zentral die Zustellung der in den Ent-
scheidungszentren gefertigten Bescheide übernimmt.
Insgesamt wuchs die Zahl der Standorte des Bundes-
amtes im lauf des Jahres 2015 von 22 auf über 40.
Ende September 2016 lag die Zahl der Standorte bei
über 80 (darunter 55 Außenstellen und 24 Ankunfts-
zentren).  
Neben dem integrierten Flüchtlingsmanagement
wurde zur Beschleunigung auch die Digitalisierung
des Asylverfahrens vorangetrieben. Zusätzlich zur
Einrichtung des behördenübergreifenden Kerndaten-
systems im Ausländerzentralregister zur Erfassung
aller relevanten Daten und zur Ausstellung von
Ankunftsnachweisen hat das Bundesamt seit 2015
und vor allem im Jahr 2016 den Rechtsverkehr mit
den Verwaltungsgerichten digitalisiert, um den elek-
tronischen Versand von Akten zu ermöglichen.
Ebenso wurde eine zentrale Scanstelle eingerichtet,
um die Außenstellen bei der Digitalisierung von
Dokumenten für Asylakten zu unterstützen. Mittel-
fristig wird der gesamte Postlauf im BAMF digitali-
siert. Seit dem Frühjahr 2016 erfolgt zudem der
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Einsatz von Video-Dolmetschern, um dem steigen-
den Dolmetscher-Bedarf zu begegnen. Es wurde
weiterhin eine zentrale IT-gestützte Datenbank zur
Erfassung von Ausweisdokumenten geschaffen, um
die Nachverfolgung von Dokumenten zu erleichtern. 
Mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter
Asylverfahren wurde im März 2016 für bestimmte
Asylbewerber ein beschleunigtes Verfahren einge-
führt. Dazu gehören unter anderem Antragsteller aus
sicheren Herkunftsstaaten oder Folgeantragsteller.
Sie können in besonderen Aufnahmeeinrichtungen
untergebracht werden (in Bayern Manching und
Bamberg). Über ihre Anträge entscheidet das Bun-
desamt innerhalb einer Woche. Anschließend kön-
nen sie innerhalb einer Woche Eilrechtsschutz gegen
eine ablehnende Entscheidung einlegen. Das Ver-
waltungsgericht soll dann innerhalb einer Woche
über den Antrag entscheiden.

D. Weitere Maßnahmen zur Steuerung der 
Asylzuwanderung

Neben den Maßnahmen, die der unmittelbaren Be-
schleunigung der Asylverfahren dienen sollten, wur-
den weitere Maßnahmen zur Steuerung der Asyl-
zuwanderung und zur Beseitigung von möglichen
Fehlanreizen ergriffen.
Mit dem Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung, das in we-
sentlichen Teilen am 1. August 2015 in Kraft getre-
ten ist, wurden zahlreiche rechtliche Änderungen
hinsichtlich der Aufenthaltsbeendigung vorgenom-
men. Dazu zählten Regelungen zur Abschiebungs-
haft, zur Haft zum Zweck der Abschiebung nach
Dublin III sowie Einreise- und Aufenthaltsverbote
für abgelehnte Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten.
Als Reaktion auf den starken Zuzug von Schutz-
suchenden und unerlaubt einreisenden Personen
führte die Bundesregierung am 13. September 2015
auf Grundlage des Schengener Grenzkodexes Grenz-
kontrollen an den deutschen Binnengrenzen mit
Schwerpunkt an der landgrenze zu Österreich
vorübergehend wieder ein, die durch die Bundes-
polizei in enger Abstimmung mit der Bundeszoll-

verwaltung und der Polizei des Freistaates Bayern
durchgeführt wurden. Die Kontrollen dauern an der
deutsch-österreichischen landgrenze an (Mai 2017).  
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz (Asyl-
paket I), in Kraft getreten am 24. Oktober 2015, wur-
den u.a. Regelungen eingeführt, die mögliche An-
reize für eine nicht gerechtfertigte Asylzuwande-
rung beseitigen sollen:
• Für Asylbewerber gilt während des Verbleibs in

einer Erstaufnahmeeinrichtung ein Beschäfti-
gungsverbot. 

• Für Asylbewerber in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen ist die Bedarfsdeckung durch Sachleistun-
gen statt Bargeld vorgesehen, bei leistungen zur
Deckung der persönlichen Bedürfnisse des
täglichen lebens allerdings nur, soweit dies mit
vertretbarem Verwaltungsaufwand möglich ist.

• Personen ohne Bleibeperspektive sollen schnel-
ler in ihre Herkunftsländer rückgeführt werden. 

• Abschiebungen von ausreisepflichtigen Perso-
nen erfolgen grundsätzlich ohne vorherige An-
kündigung.

Mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter
Asylverfahren, in Kraft getreten am 17. März 2016,
wurde der Familiennachzug für subsidiär Schutz-
berechtigte2 vorübergehend ausgesetzt. Der Famili-
ennachzug zu den Personen, denen nach dem 17. März
2016 eine Aufenthaltserlaubnis als subsidiär Schutz-
berechtigte erteilt worden ist, wird bis zum 16. März
2018 ausgesetzt. Anschließend tritt ipso iure die Rechts-
lage wieder in Kraft, die seit dem 1. August 2015 für
den Familiennachzug zu dieser Personengruppe ge-
golten hatte. 
Mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter Asyl-
verfahren wurden auch die Regelungen zur Ausset-
zung der Abschiebung aus gesundheitlichen Gründen
präzisiert. Hiernach können grundsätzlich nur le-
bensbedrohliche und schwerwiegende Erkrankungen
die Aussetzung der Abschiebung des Ausländers
rechtfertigen, die sich durch die Abschiebung
wesentlich verschlechtern würden, Zudem wurden
Kriterien in den Gesetzestext eingefügt, denen eine
ärztliche Bescheinigung genügen muss, um eine
Erkrankung des Ausländers glaubhaft zu machen.
Mit dem Gesetz zur erleichterten Ausweisung, in
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Kraft getreten am 17. März 2016, kann straffällig
gewordenen Asylbewerbern unter den im Gesetz
genannten weiteren Voraussetzungen die Anerken-
nung als Flüchtling versagt werden. Das Gesetz gibt
dem BAMF einen Ermessensspielraum zum Aus-
schluss der Flüchtlingsanerkennung, sofern der Aus-
länder eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet,
weil er wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher
Straftaten gegen bestimmte Rechtsgüter und gleich-
zeitiger Verwirklichung bestimmter Tatmodalitäten
rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe
von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist.
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat
zusammen mit den ländern ab Dezember 2014 die
Bund-länder-Koordinierungsstelle „Integriertes Rück-
kehrmanagement“ (BlK-IRM) eingerichtet. Die Ar-
beit der BlK-IRM ist auf die Schaffung praktischer
lösungsansätze im Rahmen einer kohärenten und
gemeinsamen Rückkehrpolitik ausgerichtet. So soll
eine bessere Koordinierung der beteiligten Akteure
auf dem Gebiet der Rückkehr und Reintegration
(Bund, länder, Kommunen, nichtstaatliche und kar-
itative Stellen) ermöglicht werden. Mehrere Unterar-
beitsgruppen befassen sich mit bestehenden Prob-
lemstellungen in den Bereichen freiwillige Rück-
kehr, Reintegration, Rückführung und einheitliche
statistische Grundlage.

E. Zusammenarbeit innerhalb der EU und mit 
Drittstaaten

Deutschland wirkt an den Bemühungen auf euro-
päischer Ebene zur Bewältigung der Flüchtlingskrise
intensiv mit.
Auf Beschluss des Rates der Justiz- und Innenminis-
ter der Europäischen Union (JI-Rat) vom 20. Juli
2015 sollen in den Jahren 2016 und 2017 EU-weit
22.504 Resettlement-Plätze bereitgestellt werden.
Deutschland nimmt davon 2016/2017 insgesamt
1.600 schutzbedürftige Flüchtlinge auf, die in
Drittstaaten Zuflucht gesucht haben – unter Anrech-
nung des deutschen Resettlement-Programms von
jährlich 500 Flüchtlingen. 
Für eine gerechtere Verteilung der Asylsuchenden in-
nerhalb Europas und vor allem zur Entlastung von

Italien und Griechenland hat der JI-Rat am 14. Sep-
tember 2015 beschlossen, 40.000 Asylsuchende aus
Italien und Griechenland umzuverteilen. Deutsch-
land soll davon innerhalb von 24 Monaten 10.500
Personen aufnehmen. In einem weiteren Beschluss
des JI-Rates vom 22. September 2015 wurde die
Umverteilung weiterer 120.000 Asylsuchender aus
Italien und Griechenland beschlossen. Aus einem
Kontingent von 66.000 Personen soll Deutschland
4.027 Asylsuchende aus Italien und 13.009 Asyl-
suchende aus Griechenland, d. h. insgesamt 17.036
Asylsuchende innerhalb von 24 Monaten aufneh-
men. Die Entscheidung über die Verteilung der restli-
chen 54.000 Antragsteller fiel am 29.09.2016. Aller-
dings wurde zusätzlich beschlossen, dass auch Neu-
ansiedlungen aus der Türkei auf die jeweiligen na-
tionalen Umsiedlungskontingente angerechnet wer-
den können. Im Rahmen dieses Relocation-Pro-
zesses nahm Deutschland Ende 2015 die ersten Auf-
nahmen (in Form eines Pilotverfahrens) vor und
nimmt zwischenzeitlich monatlich bis zu 500 Perso-
nen auf. 
Deutschland beteiligt sich an den von der Europä-
ischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache
(Frontex) koordinierten Maßnahmen des EU-Außen-
grenzschutzes. Für „EUNAVFOR MED Operation
SOPHIA“, die EU-Operation gegen Schleuser und
Menschenhändler, sind seit Ende Juni 2015 Schiffe
der deutschen Marine im Mittelmeer im Einsatz.
Bereits vor Beginn der Operation waren ab Mai 2015
zwei deutsche Schiffe im Mittelmeer zur Seenotret-
tung eingesetzt. Seit Mai 2015 wurden durch
deutsche Schiffe im Mittelmeer bis Anfang Oktober
2016 rund 19.000 Menschen aus Seenot gerettet. Die
Bundeswehr beteiligt sich außerdem an der NATO-
Aktivität in der Ägäis, die den Anrainerstaaten wich-
tige Seeraumüberwachungskapazitäten und eine Ko-
operationsplattform zur Verfügung stellt. Schließ-
lich findet durch die Bundespolizei sowie durch das
BAMF eine personelle Unterstützung der Aufnahme-
zentren (Hotspots) in Griechenland und Italien statt.
Am 18. März 2016 wurden in der EU-Türkei-Er-
klärung Maßnahmen vereinbart, um die irreguläre
Migration aus der Türkei in die EU und die Schleu-
serkriminalität zu unterbinden. Damit einhergehen



sollen ein besserer Schutz der EU-Außengrenze und
die Ermöglichung legaler Zugangswege in EU-Mit-
gliedsstaaten. Vereinbart wurde, dass alle neu auf die
griechischen Mittelmeerinseln irregulär eingereisten
Migranten ab dem 20. März 2016 in die Türkei
zurückgeführt werden. Dies gilt für Migranten die
keinen Asylantrag in Griechenland stellen, sowie für
Personen deren Antrag als unbegründet oder un-
zulässig abgelehnt wird. Für jeden zurückgeführten
syrischen Schutzsuchenden wird im Gegenzug im
Rahmen des Resettlement ein anderer syrischer
Schutzsuchender aus der Türkei in der EU legal
aufgenommen (1:1-Mechanismus). Das Resettlement
nach dem 1:1-Mechanismus ist Teil des EU-Resettle-
mentprogramms. Die Umsetzung der Vereinbarung
hat zu einem erheblichen Rückgang der illegalen Mi-
gration über die Ägäis geführt. Deutschland hat im
Rahmen des 1:1 Mechanismus bislang über 1400
syrische Schutzsuchende aufgenommen. 

Über die Flüchtlingsfazilität für die Türkei stellt die
EU zudem zunächst 3 Mrd. Euro, davon 1 Mrd. Euro
aus dem EU-Haushalt und 2 Mrd. Euro durch bilate-
rale Beiträge der EU-Mitgliedstaaten, zur Unter-
stützung syrischer Flüchtlinge und ihrer Aufnahme-
gemeinschaften in der Türkei zur Verfügung. Hierzu
leistet die Bundesregierung mit 21% (rund 428 Mio. €)
einen wesentlichen Beitrag.
Deutschland unterstützt EASO seit Oktober 2015
durch die Entsendung von Mitarbeitern nach Griechen-
land und Italien, wo diese in EASO-Teams integriert
an der Umsetzung der Beschlüsse im Bereich Relo-
cation sowie bei der Umsetzung der EU-Türkei-
Vereinbarung mitwirken. Seither wurden rund 50
Mitarbeiter des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge entsandt, die nach Angaben von EASO innerhalb
eines Jahres 4.062 Einsatztage absolvierten. 

F. Entlastung von Bundesländern und Kom-
munen

Zur finanziellen und administrativen Entlastung der
länder und Kommunen wurden vor allem mit dem
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz diverse Rege-
lungen geschaffen. 

Im März 2015 bewilligte die EU-Kommission aus
dem europäischen Asyl-, Migrations- und Integra-
tionsfonds (AMIF) über 7 Mio. Euro für Soforthilfe-
maßnahmen in Reaktion auf die steigende Zahl der
Asylanträge in Deutschland. Als Reaktion auf die
nochmals erheblich gestiegene Zahl einreisender
Asylbewerber wurde zudem im Dezember 2015 die
Summe von mehr als 38 Mio. Euro für Soforthilfe-
maßnahmen von der EU-Kommission bewilligt. Das
Geld der jeweiligen Soforthilfemaßnahme diente für
Maßnahmen der Bundesländer – unter anderem zum
Ausbau von Flüchtlingsunterkünften – und des Bun-
des.
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz hat
der Bund befristet Erleichterungen bei bauplanungs-
rechtlichen Vorgaben und Standards im Baugesetz-
buch ermöglicht, um einer zeitnahen und finanziell
vertretbaren Schaffung adäquater Unterbringungs-
möglichkeiten von Asylbewerbern nachzukommen.
Dies bereitete in Ballungszentren mit angespanntem
Wohnungsmarkt oder auf kommunaler Ebene grö-
ßere Probleme. Zusätzlich sieht die Ergänzung des
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes temporär punk-
tuelle Erleichterungen der energetischen Anforde-
rungen von Flüchtlings- und Asylunterkünften vor. 
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wur-
den zudem zur Entlastung der zuständigen Behörden
in den ländern Vereinbarungen mit gesetzlichen
Krankenkassen über die Übernahme der Krankenbe-
handlung von Empfängern von Gesundheitsleistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylblG)
erleichtert. Dies gilt vor allem in Bezug auf eine
vereinfachte Abrechnung mit einer elektronischen
Gesundheitskarte.
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wur-
de weiterhin geregelt, dass sich der Bund strukturell,
dauerhaft und dynamisch an den gesamtstaatlichen
Kosten, die in Abhängigkeit von der Zahl der Auf-
nahme der Asylbewerber und Flüchtlinge entstehen,
beteiligt. Durch eine Änderung der Umsatzsteuer-
verteilung nach dem Finanzausgleichsgesetz ent-
lastet der Bund die länder von Kosten für Asyl-
bewerber, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge
und bei der Kinderbetreuung. In den Fällen, in denen
die Kommunen Kostenträger sind, geben die länder
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die vom Bund erhaltenen Mittel weiter. Zudem un-
terstützt der Bund durch eine Änderung des Ent-
flechtungsgesetzes länder und Kommunen beim
Neubau von Wohnungen und bei der Ausweitung des
Bestands an Sozialwohnungen. Hierfür wurden die
Kompensationsmittel für die soziale Wohnraum-
förderung von 2016 bis 2019 um insgesamt drei Mil-
liarden auf über fünf Milliarden Euro aufgestockt.
Der Bund stellte ländern und Kommunen 2015 ins-
gesamt einen Bundeszuschuss von zwei Milliarden
Euro über den länderanteil an der Umsatzsteuer zur
Aufnahme von Asylbewerbern zur Verfügung. Diese
Mittel sind zur Deckung der Kosten von Aufnahme,
Unterbringung und Versorgung, aber auch zur Ge-
währleistung eines funktionierenden und am Kindes-
wohl orientierten Aufnahmesystems für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge gedacht. Ab 2016 werden
die länder mit einer monatlichen Pauschale von 670
Euro pro Asylbewerber, vom Tag der Erstregistrie-
rung bis zur Erteilung eines Bescheides durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, durch den
Bund entlastet. Darüber hinaus werden den ländern
für diejenigen Antragsteller, die nicht als politisch
Verfolgte und Kriegsflüchtlinge anerkannt wurden,
für pauschal einen Monat ebenfalls 670 Euro erstat-
tet. Zusammen beteiligt sich der Bund für das Jahr
2016 in Höhe von ca. 5.6 Mrd. Euro. Zusätzlich wer-
den für anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte die
Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) durch
den Bund für die Jahre 2016 bis 2018 übernommen
(2016: ca. 400 Mio. €; 2017: ca. 900 Mio €; 2018: ca.
1.300 Mio €).
Weiterhin wurde mit dem Kommunalinvestitions-
förderungsgesetz (Gesetz zur Förderung von Inves-
titionen finanzschwacher Kommunen und zur Ent-
lastung von ländern und Kommunen bei der Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewerbern) das
Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförderungs-
fonds“ geschaffen, aus dem der Bund ein Volumen
von 3,5 Mrd. Euro für einen Förderzeitraum von drei
Jahren (2015 bis 2018) zur Verfügung stellt. Das am
30. Juni 2015 in Kraft getretene Gesetz sieht eine
Förderquote von bis zu 90% vor, während der Kofi-
nanzierungsanteil der Kommunen von mindestens
10% von den ländern übernommen werden kann. 

Um bei Aufnahmeengpässen zwischen den ländern
kooperative lösungen für die Unterbringung von
Flüchtlingen zu ermöglichen, wurde mit dem Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetz auch die Mög-
lichkeit geschaffen, dass zwei oder mehr länder
vereinbaren können, Asylbegehrende abweichend
von der für das land vorgesehenen Aufnahmequote,
von einem anderen land aufzunehmen. 

G. Maßnahmen zur Integration der Asylsuchenden

Um Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive eine
zügige Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt
zu ermöglichen, wurde eine Reihe von neuen Rege-
lungen beschlossen. 
Mit dem Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung, im Wesent-
lichen in Kraft getreten am 1. August 2015, wurde
eine stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung für
gut integrierte Ausländer geschaffen. Damit sollen
nachhaltige Integrationsleistungen, die trotz des feh-
lenden rechtmäßigen Aufenthaltes erbracht wurden,
durch Erteilung eines gesicherten Aufenthaltsstatus
honoriert werden. Dies bezieht sich auf langzeit-
geduldete Personen, die regelmäßig mindestens acht
Jahre in Deutschland leben, hinreichende mündliche
Deutsch-Sprachkenntnisse auf dem Niveau A2
haben, nicht straffällig geworden sind, und ihren
lebensunterhalt grundsätzlich überwiegend durch
Erwerbsarbeit finanzieren. Im Fall von Familien gilt
unter denselben Bedingungen die Frist von sechs
Jahren.
Mit dem Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleu-
nigungsgesetzes erhielten Asylbewerber mit einer
guten Bleibeperspektive sowie bestimmte Geduldete
und vormals vollziehbar ausreisepflichtige Auslän-
der, bei denen auf nicht absehbare Zeit ein Ausreise-
hindernis besteht und die das Ausreisehindernis auch
nicht selbst verschuldet haben, Zugang zu den Inte-
grationskursen des BAMF (im Rahmen verfügbarer
Kursplätze) und zu Förderinstrumenten der Arbeits-
marktpolitik. Darüber hinaus soll der Erwerb der
deutschen Sprache im Rahmen der Integrationskurse
frühzeitig mit einer Berufsausbildung, einer Beschäf-
tigung oder mit Maßnahmen der aktiven Arbeits-
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marktpolitik verknüpft werden, um so eine möglichst
schnelle Integration der Asylbewerber und Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt zu erreichen. Die Maß-
nahme "Kompetenzfeststellung, Aktivierung und
frühzeitiger Spracherwerb" (KompAS), eine soge-
nannte Kombi-Maßnahme aus Integrationskurs mit
Maßnahmen nach § 45 SGB III, wird bereits seit
dem 1. August 2016 an verschiedenen Standorten in
Deutschland durchgeführt. Es stehen dafür rund
35.000 Plätze zur Verfügung.
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz ist
zudem die gesetzliche Grundlage für die über-
gangsweise Förderung von sogenannten Einstiegs-
kursen zur Vermittlung von Basiskenntnissen der
deutschen Sprache durch die Bundesagentur für Ar-
beit eingeführt worden. Damit sollte vor dem Hin-
tergrund der damals hohen Flüchtlingszahlen
kurzfristig und einmalig einen Beitrag zur Sprach-
förderung geleistet werden. Aus diesem Grund war
die Förderung zeitlich eng begrenzt auf Eintritte im
Zeitraum vom 24. Oktober bis 31. Dezember 2015.
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz
wurde weiter geregelt, dass die Beschäftigung von
Asylbewerbern und Geduldeten in der Zeitarbeit
nunmehr nach 15 Monaten möglich ist, sofern es sich
dabei nicht um Fachkräfte handelt. Fachkräfte, denen
eine Duldung oder eine Aufenthaltsgestattung erteilt
wurde, dürfen bereits nach drei Monaten als leihar-
beiter erwerbstätig werden.
Mit dem Integrationsgesetz ist die rechtliche Grund-
lage für das befristete Arbeitsmarktprogramm des
Bundes „Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“ ge-
schaffen worden. Die Einzelheiten werden durch
eine Richtlinie und eine zwischen Bundesregierung
und Bundesagentur für Arbeit geschlossenen Ver-
waltungsvereinbarung geregelt. Mit diesem Pro-
gramm können jährlich 100.000 zusätzliche Arbeits-
gelegenheiten für leistungsberechtigte nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (mit Ausnahme von
Asylbewerbern aus sicheren Herkunftsstaaten sowie
von vollziehbar ausreisepflichtigen Personen inkl.
geduldeter Personen) aus Bundesmitteln geschaffen
werden. Ziele sind eine niedrigschwellige Heran-
führung an den deutschen Arbeitsmarkt sowie eine
sinnvolle Betätigung während des Asylverfahrens. 

Mit dem Integrationsgesetz wurden die Instrumente
der Ausbildungsförderung nach dem SGB III befris-
tet und in Abhängigkeit von Aufenthaltsstatus und
Voraufenthaltsdauer weiter geöffnet. Ziel ist es,
Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive und
Geduldeten die Aufnahme und das Absolvieren einer
betrieblichen Berufsausbildung zu erleichtern.
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Nieder-
lassungserlaubnis an anerkannte Flüchtlinge, Asyl-
berechtigte und Resettlement-Flüchtlinge wurden
mit dem Integrationsgesetz an die Voraussetzungen
für andere Ausländerinnen und Ausländer ange-
glichen (Erteilung nach fünf statt wie bislang nach
drei Jahren). Sie werden an Integrationsleistungen
wie hinreichende Sprachkenntnisse (entsprechend
Sprachniveau A2 des Gemeinsamen Europäischen
Referenzrahmens) und die überwiegende Sicherung
des lebensunterhalts gebunden. Im Fall besonderer
Integrationsleistungen (Beherrschung der deutschen
Sprache auf Niveau C1 sowie weit überwiegende
lebensunterhaltssicherung) werden diese honoriert,
indem die Niederlassungserlaubnis nach drei statt
nach fünf Jahren erteilt wird. 
Durch das Integrationsgesetz, in seinen wesentlichen
Teilen in Kraft getreten am 6. August 2016, wurde
eine Wohnsitzregelung für anerkannte Flüchtlinge
ins Aufenthaltsgesetz aufgenommen. Die auf drei
Jahre befristete Wohnsitzregelung verpflichtet Schutz-
berechtigte, ihren Wohnsitz in dem Bundesland zu
nehmen, in das sie zur Durchführung ihres Asylver-
fahrens zugewiesen worden sind. Ausnahmen gelten
für Personen, die eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung von 15 Wochenstunden nachgehen,
durch die mindestens ein Einkommen in Höhe des
monatlichen durchschnittlichen Bedarfs für eine
Einzelperson nach § 20 und 22 SGB II erzielt wird,
oder die ein Studium bzw. eine Ausbildung aufge-
nommen haben. Diese Regelung gilt rückwirkend für
alle Personen, die nach dem 1. Januar 2016 als Schutz-
berechtigte anerkannt wurden.
Mit der Verordnung zum Integrationsgesetz wurde
der Orientierungskurs, also der Teil des Integra-
tionskurses, der der Vermittlung von Kenntnissen der
Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in
Deutschland dient, von 60 auf 100 Unterrichtsstun-
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den ausgebaut. Besonderer Wert wird dabei auf die
Vermittlung von grundlegenden Verfassungsprinzip-
ien, wie z. B. der Gleichstellung von Mann und Frau,
gelegt.

H. Bekämpfung von Fluchtursachen, Stabi-
lisierung der Aufnahmeregionen und 
Integration und Reintegration von Flücht-
lingen und Binnenvertriebenen

Die Bundesregierung engagiert sich in den Herkunfts-,
Erstaufnahme- und Transitländern des Krisenbogens
zwischen dem westlichen Sahel und Afghanistan/
Pakistan sowie entlang der Haupt-Migrationsrouten.
Eine besondere Bedeutung kommt dabei dem Bürg-
erkriegsland Syrien und seinen Nachbarländern, ins-
besondere Jordanien, libanon und der Türkei, zu.
Zudem werden Maßnahmen in Staaten in Subsahara-
Afrika unterstützt, die als Erstaufnahmeländer eine
große last bei der Bewältigung der innerafrikani-
schen Flüchtlingsströme tragen. Bei der humanitären
Hilfe stellen Schutz, Betreuung und Versorgung von
Flüchtlingen und Vertriebenen die zentralen Ele-
mente dar. 
Im Rahmen der Syrienkrise hat die Bundesregie-
rung seit 2012 fast 2,5 Mrd. Euro für umfangreiche
kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen bereit-
gestellt. Für die Jahre 2016-2019 wurden zudem
weitere 2,3 Mrd. Euro bei der von Deutschland mit
ausgerichteten Konferenz „Supporting Syria and the
Region“ zugesagt. Für Maßnahmen zur Steuerung
und Gestaltung von Migration in Aufnahme, Her-
kunfts- und Transitländern werden 2016 insgesamt
6,32 Mrd. € aufgewendet. Hinzu kommen erhebliche
Mittel für militärische und polizeiliche Ausbildungs-
hilfe sowie die Beteiligung an Missionen der EU und
der Vereinten Nationen in den Bereichen Krisen-
prävention, Konfliktbewältigung und Friedens-
förderung.
Um die Ursachen von Flucht zu mindern, Grundla-
gen für ein friedliches Zusammenleben zu schaffen
und Stabilität zu fördern, unterstützt die Bun-
desregierung von Krisen betroffene länder dabei,
ihre politische und wirtschaftliche Situation zu sta-
bilisieren, zerstörte Strukturen nachhaltig wieder

auf- und auszubauen (z. B. Wasser- und Stromver-
sorgung, Straßen, Schulen), sowie Bildungs- und
Beschäftigungschancen zu verbessern, um Bleibe-
und Rückkehrperspektiven zu schaffen und um den
strukturellen Ursachen von Flucht zu begegnen.
Neben dem Stabilisierungsengagement unterstützt
die Bundesregierung auch maßgeblich Konfliktlö-
sungsansätze. 
Der Großteil der Flüchtlinge findet in den unmittel-
baren Nachbarländern Schutz. Die Bundesregierung
unterstützt diese Aufnahmeländer und deren Auf-
nahmegemeinden bei der Bewältigung der Heraus-
forderungen, die der Zuzug von so vielen Flücht-
lingen mit sich bringt. Die Probleme liegen u.a. in
fehlenden Unterkünften und Arbeitsmöglichkeiten,
unzureichenden Bildungskapazitäten sowie in einem
Mangel an Wasser und Nahrungsmitteln. Als Hilfe
in der Syrienkrise fördert Deutschland zum Beispiel
Infrastrukturmaßnahmen, etwa durch Investitionen
in die Gesundheits- und Trinkwasserversorgung
sowie sanitäre Anlagen. Die Bundesregierung unter-
stützt zudem lokale zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen/Nichtregierungsorganisation dabei, ihre Akti-
vitäten zur Unterstützung der Menschen vor Ort
aufrechtzuerhalten und wo möglich auszuweiten.
Auch soll die lokale Bevölkerung an den Projekten
partizipieren, um potenziellen Konflikten zwischen
Flüchtlingen und Einheimischen vorzubeugen. Darü-
ber hinaus beinhaltet humanitäre Not- und Sofort-
hilfe in diesen ländern auch Komponenten, die der
unmittelbaren Selbstständigkeit und dem Selbster-
halt der Flüchtlinge dienen. Dazu gehören z. B. Wei-
terbildungsangebote, kurzfristige Beschäftigungs-
möglichkeiten sowie die Verteilung von Bargeld oder
Gutscheinen.
Weiteres Ziel der deutschen Zusammenarbeit ist es,
für die Flüchtlinge im Aufnahmeland als auch für
Rückkehrer Perspektiven zu schaffen. Dazu inves-
tiert Deutschland in den Wiederaufbau von Schulen
und Gesundheitszentren sowie in Beschäftigungs-
programme (z. B. Cash-for-Work). Für den libanon,
Jordanien, Türkei, Syrien und Irak stellt die Bundes-
regierung allein 2016 200 Mio. Euro zur Verfügung,
um mindestens 50.000 Arbeitsmöglichkeiten bis
Jahresende zu schaffen. Zudem setzt sich die Bun-
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desregierung für einen besseren Zugang zum Ar-
beitsmarkt für Flüchtlinge in den Erstaufnahmelän-
dern ein. Freiwilligen Rückkehrern aus Deutschland
wird Beratung und Unterstützung bei der Reintegra-
tion in die Herkunftsländer angeboten. Konkret führt
die Bundesregierung derzeit Reintegrationsprojekte
für Rückkehrer in Afghanistan, Iran, Kosovo, Ma-
rokko, Nigeria, Pakistan und Somaliland durch. Sie
enthalten soziale Beratung und Unterstützung vor
Ort (z. B. bei Behördengängen, Vermittlungen zu
Ärzten) sowie praktische und ggf. finanzielle Unter-
stützung bei der Suche eines Arbeitsplatzes bzw.
beim Aufbau einer eigenen wirtschaftlichen Existenz
oder der beruflichen Qualifizierung. Wo Flüchtlinge
und Rückkehrer die Stabilität der Aufnahme- und
Transitländer unter Druck setzen, unterstützt die
Bundesregierung die Arbeit der Vereinten Nationen,
insbesondere der Internationalen Organisation für
Migration (IOM). Durch gezielte Dienstleistungen
erhalten die Menschen Perspektiven und können sich
so von Gewalt und Radikalisierung abwenden.
Insbesondere seit Umsetzung der EU-Türkei-Erklä-
rung ist der Zuzug von Asylsuchenden in die EU und
damit auch nach Deutschland erheblich zurückge-
gangen, was sich an den EASY-Registrierungen
2016 zeigt. Dem widerspricht der Umstand nicht,
dass die Zahl der monatlich gestellten Asylanträge
bis August 2016 weiter gestiegen ist, da es sich dabei
in erheblichem Maß um Asylanträge von Personen
handelte, die bereits 2015 eingereist waren, jedoch
noch keinen Antrag stellen konnten. Seit September
2016 geht die Zahl mit dem Ende der Nachregistrie-
rungen jedoch deutlich zurück. Wie bereits ausge-
führt, wurden im Jahr 2016 insgesamt 745.545
Asylanträge  vom Bundesamt angenommen; eine Er-
höhung um 146 % im Vergleich zum Vorjahr. 

I. Aktuelle Initiativen der EU

Nicht zuletzt reagiert auch die EU mit der Fortent-
wicklung des Gemeinsamen Europäischen Asylsys-
tems (GEAS) auf die Migrationsentwicklung der
jüngeren Vergangenheit. 
Zu den Säulen einer funktionierenden europäischen
Migrationspolitik gehört neben einem wirksamen

Außengrenzschutz und sinnvollen Wegen legaler
Migration insbesondere auch ein funktionierendes
Gemeinsames Europäisches Asylsystem (GEAS)
und das Dublin-System sowie eine effektive Zusam-
menarbeit mit Drittstaaten. 
Wir müssen die vollständige Kontrolle über den Zus-
trom von Migranten aus Drittstaaten gewährleisten
und illegale (Sekundär-)Migration verhindern. Dies
ist nicht lediglich eine migrationspolitische Aufgabe
und Verpflichtung, sondern auch aus Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit oder Ordnung zwingend er-
forderlich.
Bei der Revision des GEAS muss die leitfrage
lauten: Reichen die Änderungen aus, um mit einer
Krise wie 2015/16 umgehen zu können – ist das kün-
ftige GEAS krisenfester? Das bisherige GEAS hat
sich in vielen Bereichen als nicht praxistauglich er-
wiesen. Die Kommission hat eine umfassende Re-
form des GEAS vorgeschlagen, um EU-weit ein
schnelles, effizientes und krisenfestes Asylsystem zu
schaffen. Allein diese Vorschläge werden jedoch für
die Krisenfestigkeit nach unserer Überzeugung nicht
ausreichend sein.
Das neue GEAS-System wird Kompromissbere-
itschaft von allen Mitgliedstaaten (MS) erfordern.
Dies betrifft die Entlastung der EU-Außengrenz-
staaten, die Aufnahme von Schutzsuchenden im
Krisenfall und andere solidarische leistungen von
MS, aber auch die Wahrnehmung von Verantwortung
und Achtung von Zuständigkeiten. Wir brauchen de-
shalb ein Paket von Änderungen, wie es in den
Vorschlägen der Europäischen Kommission enthal-
ten ist, die zu einer Reduktion und Steuerung der
irregulären Migration beitragen sollen. Das erhöht
auch die Chancen, bei einem von solidarischer Ver-
antwortung bestimmten Verteilmechanismus Fort-
schritte zu erzielen. 
Die Zeit der Präsidentschaft Maltas muss genutzt
werden, um die GEAS – insbesondere die Dublin-
Reform – voranzubringen. Notwendig ist die Eini-
gung auf einen Kompromiss zum Verteilmecha-
nismus im Rahmen der Dublin-IV-Verordnung. 
Für Dublin brauchen wir ein verpflichtendes System
zur gerechten lastenverteilung, das Solidarität durch
alle MS sicherstellt und von verschiedenen Belas-
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tungsstufen ausgeht. Dazu wird intensiv in Brüssel
beraten. die Präsidentschaft nimmt sich des Themas
mit Nachdruck an. Einzelne Mitgliedstaaten haben
hierzu Vorschläge etwa für ein „drei Phasen-Modell
mit Verteilungskorridor“ unterbreitet. Dabei wurde
auch deutlich gemacht, dass eine Art „Umrech-
nungskurs“ für andere Solidarbeiträge als die Auf-
nahme von Menschen in der Praxis kaum zu
realisieren ist. Das bedeutet eine verpflichtende
Flüchtlingsaufnahme seitens  aller MS. Kein MS soll
sich vollständig durch finanzielle Beiträge „frei-
kaufen“ können. 
Grundsätzlich wäre ein mehrstufiges System als
Kompromiss akzeptabel, bedürfte aber Vorab-Fest-
legungen im Sinne eines klar definierten, strukturier-
ten Systems einschließlich eines Verteilsystems in-
nerhalb der Dublin-VO aufgrund der EU-RODAC-
Erfassung des irregulär Eingereisten, also eines euro-
paweiten Fingerabdruckabgleichs von Asylsuchen-
den und Menschen ohne Aufenthaltsrecht.
Um den Zuständigkeitsregelungen des neuen GEAS
einschließlich des Solidarmechanismus zu prakti-
scher Wirksamkeit zu verhelfen, sind effektive
Regelungen zur Verhinderung des Weiterwanderns
sowohl während des Asylverfahrens als auch nach
Anerkennung oder Versagung eines Schutzstatus er-
forderlich. 
Realistischerweise können Sekundärbewegungen
nur eingeschränkt, aber nicht gänzlich verhindert
werden. Dafür bedarf es einer Kombination ver-
schiedener Ansätze, etwa keine leistungen im „fal-
schen“ MS, ein Malus-System im Falle der Weiter-
wanderung, ein zeitlich verzögerter Zugang zum
Daueraufenthalt und zu EU-Freizügigkeit, Einreise-
sperren sowie Meldeauflagen.
Weitere Überlegungen gelten dem gravierenden
Problem der Migration über die zentrale Mittel-
meeroute. Zu begrüßen ist insbesondere der Ansatz,
die nordafrikanischen Staaten selbst zu ertüchtigen,
durch eigenen Grenzschutz, „search and rescue“-
Maßnahmen und Schutzmaßnahmen vor Ort das
Geschäftsmodell der Schlepper zu schwächen. In
diesen Kontext sind überdies Überlegungen einzurei-
hen, die notwendige Schutzgewährung auch in den
Herkunfts- und Transitstaaten und nicht nur in der

EU zu gewährleisten. Eine Verbesserung der Bedin-
gungen in „Zentren“ in Nordafrika wäre als eine
sinnnvolle Maßnahme denkbar, um den Migrations-
druck durch Integration vor Ort zu mindern und die
Rückkehr in die Herkunftsregionen zu erleichtern.
Dieser Ansatz könnte ein Einstieg in die Schaffung
von Aufnahme- und Schutzstrukturen in Nordafrika
sein, wie dann darüber hinaus künftig in regionaler
Nähe von Krisenherden und damit in kulturver-
trauten Räumen verfahren werden kann.
Menschenwürdige und völkerrechtsgemäße Bedin-
gungen in Afrika könnten zudem Möglichkeiten
eröffnen, den Ansatz der sicheren Drittstaaten im
GEAS auf afrikanische Staaten anzuwenden und so
den aktuellen Migrationsdruck zu reduzieren. Zu-
gleich hätte eine solche Entwicklung das Potential
zur Blaupause für andere Regionen von Relevanz.
Schließlich müssen schon heute im Wege von
wiederkehrenden Informationskampagnen die ein-
seitigen Informationen durch Schlepper konterkariert
und realistische Erwartungen aufgezeigt werden.
Weitere Änderungen am Gemeinsamen Europä-
ischen Asylsystem werden diskutiert. Wie weit die
Bereitschaft zur Fortentwicklung reicht, in welchem
Umfang und wie grundsätzlich, bleibt abzuwarten. 
__________________________________________

1 Vgl. zu Teilen dieses Beitrags den Migrationsbericht des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bundes-
regierung (Migrationsbericht 2015).
2 Der subsidiäre (Menschenrechts-)Schutz soll den in der Genfer
Flüchtlingskonvention festgelegten Schutz für Flüchtlinge inner-
halb der Europäischen Union ergänzen. Er besagt, dass ein Dritt-
staatsangehöriger oder ein Staatenloser Anspruch auf Schutz
haben kann, wenn ihm weder durch das Asylrecht noch die die
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft Schutz gewährt werden
kann (Art. 18 Richtlinie 2011/95/EU). Ein Flüchtling muss dann
stichhaltige Gründe für die Annahme vorbringen, dass ihm in
seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht (§ 60 Abs. 2
bis 7 AufenthG).

Staatswissenschaftliches Forum | 43

Norbert Seitz | Herausforderung “Migration” und die Reform des Europäischen Asylsystems 



Anna Lübbe | GEAS-Reform: Allokation von Flüchtlingsverantwortung und das Verbindungsprinzip

44 | Staatswissenschaftliches Forum 

A. Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS)

Das Europäische Asylsystem befindet sich im Um-
bau, oder auch Abbau, oder Wiederaufbau – so genau
kann das derzeit niemand sagen. Unstreitig ist, dass
es reformbedürftig ist. Die Überlegungen gehen
dahin, neben der Reform des Dublin-Systems „Mi-
grationspartnerschaften“ mit Drittstaaten auszu-
bauen. Der Dublin-Reformvorschlag der EU-Kommis-
sion vom Mai 20161 dient auch dazu, das Dublin-
System an solche Kooperationen anschlussfähig zu
machen.
Kern der Migrationspartnerschaften2 ist die Idee,
dass Europa Flüchtlinge bevorzugt kontingentweise
und kontrolliert aufnehmen sollte. Wer irregulär nach
Europa durchdringt, soll möglichst von den kooperie-
renden Drittstaaten zurückgenommen werden. Die
Rückverweisungsidee bezieht sich nicht auf abge-
lehnte Asylbewerber, die Schutzsuchenden sollen
mit ihrem inhaltlich ungeprüften Schutzgesuch in
den außereuropäischen Kooperationsstaat zurück-
geschickt werden, und die Verantwortung für das
Schutzgesuch soll dort übernommen werden. Es han-

delt sich demnach um Absprachen über die Alloka-
tion von Flüchtlingsverantwortung. Vom Konzept
her liefen solche Kooperationen, wenn es sie für alle
großen Zugangsrouten gäbe, für Europa auf eine Art
Obergrenze hinaus, die ich im Unterschied zu Ober-
grenzen im nationalen Alleingang „kooperative
Obergrenze“ nenne.3 Sie funktioniert nicht mit Grenz-
zäunen, Wasserwerfern und Tränengasen, sondern
mit hotspot-lagern, Schnellverfahren und Rück-
führungen.
Ich möchte im Folgenden zum Thema machen, wie
sich das hinsichtlich des Verbindungsprinzips aus-
wirken würde und welche Grenzen dieser Strategie
insoweit gesetzt sind. Das Verbindungsprinzip ist
eines von fünf Prinzipien, an denen Regime der Al-
lokation von Flüchtlingsverantwortung sich orien-
tieren sollten, wenn sie human, effizient und ver-
teilungsgerecht sein wollen.4 Die Prinzipien finden
im Recht auch bereits vielfach Ausdruck. Das
Verbindungsprinzip besagt, dass bei der Zuordnung
von Schutzsuchenden zu Staaten Sonderverbindun-
gen zu bestimmten Staaten berücksichtigt werden
sollten. Primär, aber nicht nur, geht es dabei um
familiäre Verbindungen. Anlass für meine Konzen-
tration auf die Familieneinheit ist der Umstand, dass
die Rückverweisungsstrategie bisher vor allem im
Hinblick auf die Zustände in den hotspots und in den
außereuropäischen Zielstaaten debattiert worden ist.5 

B. Neues Konzept drängt Verbindungsprinzip 
zurück

Der Dublin-Reformentwurf hält sich zugute, das
Verbindungsprinzip durch eine Erweiterung der
bisher eng gefassten, zuordnungsrelevanten Beziehun-
gen zu stärken: Geschwisterliche Beziehungen sollen
künftig bei der Zuordnung innerhalb des Dublin-Sys-
tems für alle Schutzsuchenden zuordnungsrelevant
sein, und auch erst auf der Flucht entstandene fami-
liäre Beziehungen sollen für die Zuordnung berück-
sichtigt werden.6 

GEAS-Reform: Allokation von Flüchtlingsverantwortung 
und das Verbindungsprinzip
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Diese Erweiterungen sind an und für sich zu be-
grüßen, und positiv zu vermerken ist auch, dass
Asylsuchende selbst dann noch verbindungsgerecht
zugeordnet werden sollen, wenn der Staat, in dem
sich ihre Angehörigen befinden, nach Maßgabe des
neuen relocation-Mechanismus überlastet ist. Das
ergibt sich daraus, dass der Entwurf keine Regelung
erhält, wonach überlastete Staaten bei Zuordnungen
über die familiären Dublin-Kriterien, einschl. des
Kriteriums bei Abhängigkeit, als Zuordnungsziel-
staat ausscheiden würden. Ein überlasteter Staat wird
lediglich von der Aufgabe entlastet, für weitere
Antragsteller das Dublin-Verfahren durchzuführen,
sowie insbesondere davon, für sie qua Ersteinreise-
kriterium verantwortlich zu werden.7

Damit Schutzsuchende nicht überflüssigerweise hin-
und hergeschoben werden, ist für den Fall, dass der
überlastete Staat selbst der wegen Familie oder Ab-
hängigkeit zuständige Staat ist, vorgesehen, dass er
solche Antragsteller gar nicht erst nach Maßgabe des
relocation-Mechanismus abgibt, sondern sich gleich
selbst für zuständig erklärt.8 Mit anderen Worten: Es
soll ein innereuropäischer lastenteilungsmechanis-
mus mit dem eingerichtet werden, was ich in der Re-
formdiskussion als „stetiger Verbindungsverteiler“
vorgeschlagen habe:9 ein Mechanismus, der die kol-
lidierenden Zuordnungsprinzipien lastenteilung und
Verbindungsorientierung versöhnt, indem bei Über-
lastung nur Personen ohne Sonderverbindung um-

verteilt werden, während die anderen weiterhin ver-
bindungsgerecht zugeordnet werden.
Trotz dieser im Grundsatz positiven Veränderungen
würde das Verbindungsprinzip insgesamt geschwächt
und nicht gestärkt. Das liegt vor allem daran, dass
die verbindungsorientierten Dublin-Kriterien jeden-
falls vom Konzept her kaum noch zur Anwendung
kämen. Denn vor der Zuordnung nach Maßgabe der
Dublin-Kriterien wären künftig zwingend, also nicht
mehr nur optional, die Wegverweisungskonzepte der
neuen Asylverfahrensverordnung – „sicherer Dritt-
staat“ und „erster Asylstaat“ – zur Anwendung zu
bringen.10 Damit weicht das im Dublin-System
bisher ohnehin schon recht eng realisierte Ver-
bindungsprinzip weiter dem Ersteintrittsprinzip: Die
Zuordnung an außereuropäische Transitstaaten soll
der Zuordnung innerhalb Europas vorgehen, und
zwar auch dann, wenn familiäre Verbindungen in-
nerhalb Europas bestehen. Um dieses Rückver-
weisungsprimat zu sichern, sollen zusätzlich die
Vorgaben der Asylverfahrensrichtlinie geändert wer-
den. Die stehen einer Rückverweisung an Transit-
staaten nämlich bisher entgegen. 
Für Verweisungen auf außereuropäische „sichere
Drittstaaten“ verlangt Art. 38 Abs. 2 lit. a AsylVf-Rl
u.a. Regeln, die eine Verbindung zwischen dem Be-
troffenen und dem Zielstaat vorsehen, „so dass es
aufgrund dieser Verbindung vernünftig erscheint,
dass diese Person sich in diesen Staat begibt“. Diese



46 | Staatswissenschaftliches Forum 

Anna Lübbe | GEAS-Reform: Allokation von Flüchtlingsverantwortung und das Verbindungsprinzip

Vorgabe ist im Entwurf der neuen Asylverfahrens-
verordnung so modifiziert worden, dass sie Rück-
verweisungen an Transitstaaten nicht mehr entgegen-
steht. Der Transit soll selbst als eine Sonderverbin-
dung gelten, die die vorrangige Zuordnung an den
außereuropäischen Staat rechtfertigt, ungeachtet der
Frage, welche Sonderverbindungen die Betroffenen
in Europa haben.11

Gewissermaßen kompensatorisch ist eine familien-
bezogene Klausel in das sichere Drittstaats-Konzept
eingefügt worden. Damit ein Staat als sicherer Dritt-
staat angesehen werden kann, muss es dort u.a. die
Möglichkeit der Familienzusammenführung in Über-
einstimmung mit internationalen Standards geben
oder es muss Schutz in Übereinstimmung mit den
„substantive standards“ der Genfer Flüchtlingskon-
vention (GFK) gewährt werden.12 Es ist nun nicht
sehr klar, was letztere Alternative in Bezug auf die
Familienfrage bedeutet – die GFK enthält keine Vor-
gaben zur Familienzusammenführung –, aber man
ahnt, welche Idee die neue europäische Asylstrate-
gie verfolgt: Familiäre Verbindungen sollen bei der
Flüchtlingsverantwortungsallokation innerhalb Eu-
ropas, soweit sie noch stattfindet, eine Rolle spielen,
bei der Allokation zwischen Europa und dem Rest
der Welt aber nicht, da wird die Herstellung der Fa-
milieneinheit dem Familiennachzug anheimgegeben.
Das ist neu: Eine Flüchtlingsverantwortungsalloka-
tion, die keine Rücksicht mehr auf Sonderverbin-
dungen selbst allerengster Art nimmt. 

C. Ein Novum: Verbindungsrücksichtslose 
Flüchtlingsverantwortungsallokation 

Familienzusammenführung ist nicht der Sinn des
Flüchtlingsrechts. Das heißt aber nicht, dass der
Gesichtspunkt der Familieneinheit im Flüchtlings-
recht keine Rolle spielt. So ist es internationaler
Standard, dass Kernfamilienangehörige nicht ge-
trennt werden, indem etwa nur die asylberechtigte
Person aufgenommen wird, die mit ihr geflüchteten
Angehörigen aber nicht. Eine andere Frage ist, in-
wieweit bei protection elsewhere-Allokationen Rück-
sicht darauf genommen werden muss, wo bereits
Angehörige des Schutzsuchenden leben. 

Protection elsewhere-Allokationen sind eine Strate-
gie, die vor allem hochentwickelte Staaten und Re-
gionen – neben non arrival-Strategien, die dazu
dienen, dass der Schutzsuchende den Jurisdiktions-
kontakt und damit die Gelegenheit zur Antragstel-
lung gar nicht erst erreicht – einsetzen, um
Flüchtlingsverantwortung rückwärts entlang der
Fluchtwege an fluchtquellnähere Staaten zurückzu-
reichen.13 Der zugrundeliegende lastenteilungskon-
flikt zwischen fluchtquellnahen und fluchtquell-
fernen Staaten hat eine lange Geschichte.14 Bis in die
frühen achtziger Jahre hinein bestand immerhin
weitgehend Einigkeit, dass bei der Zuordnung von
Flüchtlingsverantwortung neben der lastenteilung
auch Verbindungsinteressen der Schutzsuchenden
berücksichtigt werden sollten. So befand sich unter
den drei unstreitigen Artikeln des 1977 verhandel-
ten Entwurfs einer UN-Convention on Territorial
Asylum dieser:15 

Asylum shall not be refused by a Contracting State
solely on the ground that it could be sought from an-
other State. However, where it appears that a person
requesting asylum from a Contracting State already
has a connection or close links with another State,
the Contracting State may, if it appears fair and rea-
sonable, require him to first request asylum from that
State.
Der UNHCR mahnte noch in den Anfängen des
Dublin-Systems, Voraussetzung für die Verweisung
eines Schutzgesuchs an einen anderen Schutzstaat
sei unter anderem, dass der Schutzsuchende dorthin
eine besondere Verbindung (meaningful link) habe.
Die bloße Durchreise durch einen anderen Staat sei
keine solche Verbindung (mere transit rule).16

Nach der gescheiterten Konferenz über territoriales
Asyl verlagerten sich die Koordinationsbemühungen
auf kleinere, regionale Zirkel, in Europa auf sicher-
heitsorientierte Kreise, aus denen heraus die zuerst
im Schengener Durchführungsübereinkommen gere-
gelten Anfänge der europäischen Asylkoordination
entstanden.17 Für die Verantwortungsverteilung inner-
halb des europäischen Koordinationssystems wich
die mere transit rule damals dem Ersteintrittsprinzip.
Das wurde aber von Anfang an18 durch vorrangige
familiäre Zuordnungskriterien kompensiert. Der
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UNHCR verlegte sich in der Folge hinsichtlich des
Verbindungsprinzips darauf, Erweiterungen bei den
familiären Zuordnungskriterien und eine großzügi-
gere humanitäre Nutzung der Selbsteintrittsmög-
lichkeiten zu fordern.19

Die neue linie lautet demnach: Innerhalb von Allo-
kationsregimen sind Wegverweisungen von Schutz-
gesuchen auch ohne Sonderverbindung zum Weg-
verweisungszielstaat, also z.B. kraft Ersteintritts,
möglich. Besteht aber eine Sonderverbindung zu
einem Teilnehmerstaat des Allokationsregimes, dann
geht das vor und muss der Schutzsuchende entspre-
chend zugeordnet werden. Dementsprechend ver-
sieht der UNHCR die mere transit rule heute mit der
Einschränkung, dass ein meaningful link Vorausset-
zung für die Wegverweisung von Schutzgesuchen
nur außerhalb von Allokationsregimen sei, in denen
Staaten mit vergleichbaren Asylsystemen und Stan-
dards untereinander die Tragung von Flüchtlingsver-
antwortung koordinieren,20 wobei stets das Kindes-
wohl und die Familieneinheit zu berücksichtigen sei-
en.21

Die Verbindungsklausel des Art. 38 Abs. 2 lit. a Asyl
Vf-Rl ist insofern konsequent: Sie hält daran fest,
dass Wegverweisungen nach außerhalb Europas eine
Sonderverbindung zum Zielstaat voraussetzen, weil
sie, anders als Dublin-Zuordnungen, nicht Be-
standteil eines Allokationsregimes sind, in dem die
Berücksichtigung familiärer Verbindungen durch
entsprechende, vorrangige Zuordnungsregeln sicher-
gestellt wäre. 22

Im Entwurf der Asylverfahrensverordnung fallen
solche Rücksichtnahmegebote nun erstmals weg.
Dies muss man ganz klar so sagen, obwohl der Re-
formvorschlag vom Wortlaut her den Weg geht, das
Erfordernis einer Sonderverbindung aufrecht zu er-
halten, dabei aber den bloßen Transit als eine solche
Verbindung definiert.23 Es ist nicht ersichtlich, weshalb
der bloße Umstand, dass jemand auf seiner Flucht
seinen Fuß auf den Boden eines anderen landes
gesetzt hat, eine Verbindung zwischen ihm und
diesem land begründen sollte, die es vernünftig er-
scheinen lässt, ihn mit seinem Asylgesuch dorthin
zurück zu schicken. Den Antragsstaat hat die Person
schließlich auch schon betreten, mehr noch, sie hält

sich immer noch dort auf. Und jedenfalls kann der
bloße Transit keine Verbindung begründen, die
geeignet wäre, familiäre Sonderverbindungen aus
dem Feld zu schlagen, die der Betroffene in Europa
hat. Das ist ein geradezu absurder Punkt an dem Re-
formvorschlag: Der bloße Transit soll unabhängig
davon, welche viel stärkeren, familiären Sonder-
verbindungen die Person in Europa hat, als eine Son-
derverbindung gelten, die die vorrangige Zuständig-
keit des außereuropäischen Transitstaates rechtfer-
tigt. Diese offenkundige Fehlkonkretisierung dessen,
was „reasonable“ erscheint, dient dazu, die EU/
Türkei-Absprache und die neue Migrationspartner-
Strategie generell gewissermaßen ohne Rücksicht
auf Verluste durchzusetzen.
Eine die vorrangige Zuordnung zu einem land
außerhalb Europas rechtfertigende Sonderverbin-
dung besteht in diesen Fällen auch nicht etwa des-
halb, weil laut Reformvorschlag der Wegverwei-
sungszielstaat einer sein muss, der in der Nähe des
Herkunftsstaates des Schutzsuchenden liegt.24 Diese
Klausel bedient lediglich das erwähnte Interesse der
fluchtquellferneren Staaten, die Flüchtlingsverant-
wortung rückwärts entlang der Fluchtwege abzu-
wälzen. Die GFK ist aber kein Instrument, das
fluchtquellnähere Vertragsstaaten irgendwie vor-
rangig in die Pflicht nimmt, sie nimmt alle Ver-
tragsstaaten gleichermaßen in die Pflicht: Als Flücht-
ling ist nicht definiert, wer den Antragsstaat unmit-
telbar von einem Verfolgerstaat aus betritt,25 sondern
wer sich irgendwo außerhalb seines Staatsange-
hörigkeitsstaates befindet und verfolgungshalber dort-
hin nicht zurückgeschickt werden kann.
Das Sonderverbindungserfordernis kann schließlich
auch nicht durch das Migrationspartner-Agreement
selbst als erfüllt gelten. Sähe man die zwischen-
staatliche Absprache selbst als ausreichend an, hätte
die Verbindungsklausel keinen eigenständigen Sinn,
denn eine zwischenstaatliche Übernahmeabsprache
ist ohnehin stets erforderlich, wenn man Personen in
andere Staaten verbringen will. Vereinbarungen
zwischen Staaten, die Schutzsuchende bestimmten
Staaten zuordnen, mögen eine Sonderverbindung
zwischen den beteiligten Staaten begründen, nicht
aber eine zwischen dem Zielstaat und dem Schutz-
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suchenden. Um letzteres geht es aber in der Verbin-
dungsklausel; nicht umsonst ist sie in der Asylver-
fahrensrichtlinie individualschützend ausgestaltet: In
Art. 38 Abs. 2 lit. c S. 2 AsylVf-Rl findet die Wer-
tung Ausdruck, dass protection else-where-Verwei-
sungen eben nicht nur eine Frage von Staateninte-
ressen und der zwischen ihnen getroffenen Alloka-
tionsabsprachen sind, sondern auch eine Frage von
Verbindungen zwischen Staaten und Schutzsu-
chenden.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Re-
formvorschlag mit seiner forcierten protection else-
where-Strategie mit der bisher üblichen und auch
vom UNHCR hochgehaltenen Berücksichtigung
familiärer Sonderverbindungen bei der Zuordnung
von Schutzsuchenden zu Schutzstaaten erstmals und
radikal bricht. Zu klären bleibt: Ist das nur humanitär
unerfreulich? Oder ist es menschenrechtswidrig?

D. Primärrechtliche Grenzen

Das Verbindungsprinzip ist keine Rechtsnorm,26 es
ist zumindest auch ethisch-humanitär und praktisch-
politisch radiziert: Ein Zuordnungssystem, das auf
Verbindungsinteressen der Betroffenen Rücksicht
nimmt, erweist sich nicht nur als humaner als eines,
das nur Staateninteressen im Blick hat, sondern auch
als effizienter. Es erspart die Anwendung von Zwang
und gerichtliche Auseinandersetzungen, reduziert die
Weiterwanderungsproblematik mit ihren komplexen
Irregularitäten und aufwendigen behördlichen und
gerichtlichen Mehrfachbefassungen und es ist auch
integrationspolitisch sinnvoller – alles Ziele, die das
europäische Asylregime dringend besser realisieren
müsste als bisher. Ungeachtet dessen hat das Verbin-
dungsprinzip aber auch primär-rechtlich zwingende
Anteile.

I) Keine Beschränkung von Überstellungsein-
wänden auf Art. 4 GRCh

Vorweg sei klargestellt, dass sich das Gebot, bei Allo-
kationsentscheidungen auf der Grundlage des euro-
päischen Asylrechts die Grundrechte-Charta zu
wahren, nicht etwa auf Art. 4 GRCh beschränkt.

Dass der EuGH Überstellungseinwände in der
Rechtsprechungslinie N.S./Puid/ Abdullahi27 auf Art.
4 GRCh beschränkt hat, beruht darauf, dass es dort
um den Zustand des zielstaatlichen Asylsystems
ging, also um die Auslandsfolgen des Abschiebe-
handelns.28 Dass man eine gravierende Menschen-
rechtsverletzung geltend machen muss, gilt nur – und
ungeachtet der Modifikation der Abdullahi-Rechts-
prechung durch Ghezelbash und Karim29 nach wie
vor – für zielstaatsbezogene Überstellungseinwände.
Auch der EGMR pflegt zielstaatsbezogene Einwän-
de unter Art. 3 EMRK abzuhandeln, selbst dann,
wenn es um den zielstaatlichen Umgang mit Fami-
lien geht.30 Geht es hingegen, wie bei der Aufent-
haltsbeendigung trotz Inlandsverbindungen, um
nicht-zielstaatsbezogene Überstellungshindernisse,
hat auch die Geltendmachung anderer Charta-Rechte
Aussicht auf Erfolg, insbesondere Art. 24 GRCh und
Art. 7 GRCh. Art. 24 GRCh wird besonders bei un-
begleiteten Minderjährigen ohne familiäre Verbin-
dungen in einem der in Betracht kommenden Zuord-
nungsstaaten relevant. Diese Fallgruppe fällt nicht
unter das Verbindungsprinzip und die Familienein-
heit,31 weshalb ich mich hier auf Art. 7 GRCh be-
schränke.

II) Art. 7 GRCh: Kein pauschaler Verweis auf den
Familiennachzug

Hinsichtlich der Familieneinheit mag es naheliegen,
bei der Allokationsentscheidung zwischen dem
Dublin-System und den Transitstaaten eine Rück-
sichtnahme auf familiäre Beziehungen im Umfang
des durch die familiären und Abhängigkeitskriterien
des Dublin-Systems Abgedeckten für menschen-
rechtlich zwingend zu halten. So einfach ist es aber
nicht. Es steht nicht nur nicht fest, dass die familiä-
ren Rücksichtnahmen des Dublin-Systems Art. 7
GRCh genügen,32 es steht auch nicht fest, dass sie in
vollem Umfang durch Art. 7 GRCh geboten wären.
Generelle Aussagen dazu, wann Asylallokations-
entscheidungen mit dem Recht auf Familienleben je-
denfalls kompatibel oder jedenfalls nicht kompatibel
sind, lassen sich leider kaum treffen. 
Der Umgang mit der Familieneinheit ist durch die
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Rechtsprechung des EGMR zu Art. 8 EMRK ge-
prägt, und danach pflegt die Prüfung des Menschen-
rechts auf eine Einzelfallabwägung hinauszulaufen.33

Beim EuGH besteht eine weitere Schwierigkeit
darin, dass er als ein Gerichtshof, der zwar für die
Auslegung der Charta zuständig, aber kein reiner
Menschenrechtsgerichtshof ist, zumeist und mit sehr
viel längerer Tradition mit dem effet utile des Euro-
parechts argumentiert, statt mit den Charta-Rechten.34

So hat der EuGH in der Entscheidung K,35 welche
die Unzumutbarkeit einer Dublin-Überstellung
wegen abhängiger familiärer Beziehungen im Inland
betraf, Art. 7 GRCh nicht einmal erwähnt. Statt-
dessen argumentierte er, ein Ziel der Dublin-Verord-
nung sei es auch, Familienmitglieder zusammenzu-
führen, sofern dies „aus humanitären Gründen er-
forderlich“ sei.36 Damit ist immerhin anerkannt, dass
die Zusammenführung bereits bei der Asylallokation,
nicht erst später beim Familiennachzug, unter Umstän-

den zwingend sein kann, nicht nur wünschenswert.
Die bisher einschlägigste Entscheidung des EGMR
ist wohl das Urteil A.S. v Schweiz,37 in dem es um
die Frage ging, ob einer Dublin-Wegverweisung in-
ländische Geschwisterbeziehungen eines erwachse-
nen, psychisch labilen Asylsuchenden entgegenstan-
den. Sie resultiert letztlich ablehnend, weil die in
Frage stehenden Beziehungen nicht eng bzw. nicht
abhängig genug seien. Dem Urteil lässt sich jeden-
falls entnehmen, dass Art. 8 EMRK in Fällen, in
denen es um die Asylallokation bei familiären In-
landsverbindungen geht, eine Abwägung der pri-
vaten und öffentlichen Interessen unter Berück-
sichtigung der Umstände des Einzelfalles erfordert.38

Aus dem Umstand, dass Asylsuchende im Unter-
schied zur Fallgruppe der Verwurzelung bis zur Allo-
kationsentscheidung zumeist nur auf einen kurzen
und vorläufigen Aufenthalt zurückblicken können,
zieht der EGMR in der Entscheidung den Schluss,
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es müsse eine Verpflichtung des Aufenthaltsstaates
geprüft werden, den Betroffenen im Sinne der Er-
teilung eines Aufenthaltsrechts immigrieren zu
lassen (positive obligation),39 während bei der Aufent-
haltsbeendigung von „settled migrants“ ein Eingriff
im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK geprüft wird (ne-
gative obligation).40 Auch bei positive obligations
kommt es darauf an, einen fairen Ausgleich der be-
teiligten Interessen unter Berücksichtigung der Um-
stände des Einzelfalles zu finden, wobei dem be-
troffenen Staat ein Beurteilungsspielraum zukommt.41

Eine klare Ansage lässt sich demnach jedenfalls
machen: Die Idee, das Problem der Familieneinheit
bei der Rückverweisung von Asylsuchenden an Mi-
grationspartnerstaaten pauschal und zwingend ab-
strakten Familiennachzugsoptionen zu überantwor-
ten, ist nicht haltbar. Art. 8 EMRK bzw. Art. 7 GRCh42

stehen dem entgegen. Es müssen Spielräume vorge-
sehen werden, die es den Mitgliedstaaten erlauben,
auf familiäre Inlandsbeziehungen bereits bei der
Asylallokation, nicht erst bei einem eventuellen
späteren Familiennachzugsantrag, einzelfallgerecht
Rücksicht zu nehmen.43 Auf besondere Vulnerabili-
täten im Asylkontext ist Rücksicht zu nehmen. Als
in die Einzelfallabwägung einzustellende Faktoren
benennt der EGMR in der erwähnten Entscheidung
die Intensität der familiären Verbindungen, in wel-
chem Maße sie unterbrochen würden, Hindernisse,
die Familieneinheit im Heimatland herzustellen,
sowie auf der anderen Seite Aspekte der Immigra-
tionskontrolle und der öffentlichen Ordnung.44

Anders als in den Verwurzelungsfällen steht in den
Asylallokationsfällen der Heimatstaat als Aufent-
haltsalternative von vornherein und auf unabsehbare
Zeit nicht zur Verfügung, weder für die Familie als
Ganze noch für den neu angekommenen Schutz-
suchenden alleine. Deshalb sind die Allokationsfälle
auch mit dem normalen Familiennachzug nicht ver-
gleichbar. Jedoch können auch Möglichkeiten, die
Familieneinheit in einem anderen, dritten Staat
herzustellen, Einfluss auf die Abwägung haben. Dass
der Transitstaat den Familiennachzug an und für sich
kennen mag, wird allerdings nicht genügen. Es
müsste vielmehr eine nach den Umständen des Ein-
zelfalles zumutbare Möglichkeit bestehen, die Fami-

lieneinheit im Transitstaat tatsächlich herzustellen.
Das kann schon daran scheitern, dass unter Umstän-
den selbst eine absehbar kurzfristige Trennung nicht
zumutbar ist, z.B. wenn dadurch kleine Kinder von
primären Bezugspersonen getrennt würden.45 Eine
Rolle werden auch die Fragen spielen, weshalb die
Familie getrennt war,46 wie etabliert die Angehörigen
im Antragsstaat bereits sind und ob die Beteiligten
irgendwelche Bezüge zum Zielstaat haben. Jüngere
Judikate des EGMR verlangen nicht, dass der Ver-
bleib im Inland die einzige Möglichkeit ist, das Fa-
milienleben zu realisieren, es kommt darauf an, ob
es die angemessenste Möglichkeit ist.47 Zu Recht:
Wäre Voraussetzung, dass das Familienleben über-
all anders unmöglich ist, und würden alle Staaten das
so handhaben, wo sollte, wenn mehrere Staaten in
Betracht kommen, das Familienleben dann noch statt-
finden?48

legt man diesen Maßstab an, erscheint es nicht als
fair balance der beteiligten Interessen, die oft flucht-
bedingt getrennte Familie erneut zu trennen und auf
eine spätere Herstellung der Familieneinheit im
Transitstaat zu verweisen, wenn die Angehörigen des
Schutzsuchenden dazu einen rechtmäßigen Aufent-
halt im Inland aufgeben müssten und keiner der
Beteiligten irgendwelche Bezüge zum Transitstaat
hat – und das einzig aus dem öffentlichen Interesse
heraus, Flüchtlingsverantwortung an oft ohnehin
schon überlastete Transitstaaten abzugeben. Ebenso
wäre es regelmäßig eine unvertretbare Verzögerung
der Wiederherstellung des normalen Familienlebens
Schutzsuchender,49 sie in der Allokationsentschei-
dung dem Transitstaat zuzuordnen und hinsichtlich
der Familieneinheit darauf zu verweisen, sie könnten
von dort aus per Familiennachzug wiederkommen.
Ein öffentliches Interesse ließe sich hier allenfalls
über die Verdächtigung konstruieren, der Asylantrag
diene der Umgehung von Familiennachzugsvoraus-
setzungen. Das kann man nicht einfach unterstellen.
Zu klären ist schließlich noch: Gilt das alles auch,
wenn die Angehörigen sich nicht im Antragsstaat
aufhalten, sondern in einem anderen Dublin-Staat?
Der Schutzantrag ist in Griechenland gestellt, und
die Angehörigen sind in Schweden. Kann Art. 7 GRCh
bei Asylallokationsentscheidungen außer zum Ver-
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bleib im Inland auch zur Zusammenführung inner-
halb Europas verpflichten? Gäbe es kein Alloka-
tionsregime, wäre das zu verneinen. Es gibt aber
eines. Und deshalb lautet die Alternative nicht:
Rückführung in die Türkei oder Zuordnung zu
Griechenland, sie lautet: Rückführung in die Türkei
oder Zuordnung im Dublin-System. Wenn Staaten
Zwangsallokationsregime für Asylsuchende ein-
richten, dann muss jede Allokationsentscheidung,
einschließlich der Weichenstellung zwischen der
Rückführung nach außerhalb Europas und der Ein-
speisung des Schutzgesuchs in die innereuropäische
Allokation, der Garantie des Art. 7 GRCh genügen.
Die Mitgliedstaaten müssen also diese Weiche unter
einzelfallgerechter Berücksichtigung des Rechts auf
Familienleben stellen können.

III) Notwendige Spielräume fehlen

Die dafür erforderlichen Spielräume enthält der Re-
formvorschlag nicht. Befinden sich beispielsweise
die Angehörigen in Deutschland und stellt der Schutz-
suchende seinen ersten Antrag (künftig regelmäßig
pflichtwidrig) in Deutschland, muss Deutschland das
Gesuch für unzulässig erklären, wenn die Vorausset-
zungen der Asylverfahrensverordnung für die Weg-
verweisung an einen außereuropäischen Transitstaat
vorliegen50 – mit der Folge, dass der Betroffene im
Inland kein (inhaltliches) Asylverfahren beantragen
kann.51 Eine Möglichkeit, die Einordnung des An-
trags als unzulässig rückgängig zu machen, sieht der
Asylverfahrensverordnungs-Entwurf nur für den Fall
vor, dass der Zielstaat nicht übernahmewillig ist,
nicht aber für den Fall, dass der Abschiebung in-
ländische Hindernisse entgegenstehen.52 Auch die
Selbsteintrittsoption der Dublin-Verordnung53 wird
nicht weiterhelfen. Sie erlaubt Abweichungen von
der innereuropäischen Zuständigkeitsordnung, keine
Abweichungen von der Pflicht, Asylgesuche für un-
zulässig zu erklären, weil ein außereuropäischer
Transitstaat als zuständig angesehen wird. 
Ein vergleichbares Problem entsteht, wenn der Be-
troffene seinen Antrag im Ersteintrittsstaat gestellt
hat – der ihn auf der Grundlage der Asylverfahrens-
verordnung für unzulässig erklären wird –, und dann

nach Deutschland weiterwandert, weil seine Ange-
hörigen sich dort aufhalten. Ein (inhaltliches)
Asylverfahren kann er auch dann nur im Migra-
tionspartnerstaat bekommen.54 Insbesondere dürfte
Deutschland künftig nicht mehr selbst eintreten.
Zwar lässt die geänderte Selbsteintrittsklausel Raum
für Eintritte aus familiären Gründen, aber nur, wenn
die innereuropäische Zuständigkeit noch nicht ge-
klärt ist.55 In der genannten Konstellation steht fest,
dass innereuropäisch der Ersteintrittsstaat für den
weiteren Umgang mit dem Fall verantwortlich ist
und bleibt.56

IV) Trennung von Zuordnung und Vollstreckung 
keine Lösung

lassen sich diese Probleme so lösen, dass es bei der
zwingenden Zuordnung der Asylverantwortlichkei-
ten an den Migrationspartnerstaat bleibt, die Alloka-
tion jedoch aus menschenrechtlichen Gründen le-
diglich nicht vollzogen wird? Die Betroffenen wären
dann wegen eines aus dem Recht auf Familienleben
folgenden, inländischen Vollstreckungshindernisses
in Deutschland zu dulden.
Den Weg der Trennung von Allokationsentscheidung
und Vollstreckung sind in der Vergangenheit teil-
weise Gerichte gegangen, wenn ein inländisches
Vollstreckungshindernis vorlag, sie sich aber - m.E.
zu Unrecht – durch die Abdullahi-Entscheidung
gehindert sahen, einen einklagbaren Selbsteintritt
anzunehmen. Inzwischen hat sich in der Recht-
sprechung die Einsicht durchgesetzt, dass dies bei
dauerhaften Vollstreckungshindernissen keine lö-
sung ist, weil es auf den refugee im Duldungs-orbit
hinausliefe.57 Der ist dem GEAS fremd, einer der
zentralen Zwecke des Systems ist und muss es aus
primärrechtlichen Gründen auch bleiben, dass jeder
Schutzsuchende Zugang zu einem Asylverfahren er-
hält. Primärrechtlich ist das in Art. 18 GRCh ver-
ankert, der auf den AEUV verweist, der seinerseits in
Art. 78 Abs. 1 S. 1 vorsieht, dass jeder Schutzbe-
dürftige Zugang zu einem angemessenen Status
bekommt – sei es im Antragsstaat oder in einem an-
deren Dublin-Staat oder in einem außereuropäischen
Drittstaat, soweit darauf verwiesen werden kann.
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E. Fazit

Man muss in diesen Zeiten froh sein, dass es über-
haupt noch Bemühungen gibt, die Asylverantwor-
tungsallokation europarechtlich zu koordinieren,
statt das System in einem unilateralen, durch Ober-
grenzen gekrönten Abgrenzungswettbewerb ins In-
humane zerfallen zu lassen. Insofern ist es schade,
dass die Bewertung der Reformvorschläge nicht pos-
itiver ausfallen kann. Die zentral neue Idee der Re-
form, die zwingende, vorrangige, verbindungsrück-
sichtslose Rückverweisung irregulär eingereister
Schutzsuchender an außereuropäische Transitstaaten,
konterkariert die Stärkung des Verbindungsprinzips
durch die Erweiterung der zuordnungsrelevanten
familiären Beziehungen, und sie ist menschen-
rechtswidrig, indem es an den für die Beachtung der
Familieneinheit erforderlichen Spielräumen fehlt.58

Der Wegfall von Spielräumen hat System. Das bis-
herige Dublin-Konzept ist auch an seiner Komplex-
ität und dem bürokratischen und justiziellen Auf-
wand gescheitert, den die unter der Zwangsalloka-
tion entstehenden Realitäten zunehmend aufgewor-
fen haben. Hinter den Reformvorschlägen steckt die
Vorstellung, man könne ein primär an Staateninter-
essen orientiertes Zuordnungssystem durch weniger
flexible Zuordnungsregeln und mehr Zwang und
Druck, diese einzuhalten, effizienter machen. Spiel-
räume, in die sich die Betroffenen bisher mit Argu-
menten zur rechtmäßigen Ermessensausübung klä-
rungsverzögernd einklagen konnten, soll es mög-
lichst nicht mehr geben. Die primärrechtlichen Gren-
zen freilich werden die Gerichte dennoch zur Gel-
tung bringen können, allerdings wird das künftig
wegen der erforderlichen Vorlagen aufwendiger wer-
den.
Um zu verhindern, dass auch das reformierte Al-
lokationssystem wieder den Bürokratie-Infarkt er-
leidet, müsste es eigentlich im Interesse der Refor-
mer liegen, das Verbindungsprinzip zu stärken, nicht
zu schwächen – bei jeder Allokationsentscheidung.
Solange effizientere Allokationsoptionen, die nicht
mit Zwang, sondern mit Anreizen arbeiten, keine
Durchsetzungschance haben, wäre mindestens zu
fordern, dass Schutzgesuche von Personen mit Son-

derverbindungen innerhalb Europas von Rückfüh-
rungen an bloße Transitstaaten ausgenommen und
innereuropäisch zugeordnet werden.

Der Beitrag ist unter dem Titel „Mobilitätspartner-
schaften: Verweisung auf Transitstaaten ohne Rück-
sicht auf die Familieneinheit?“ zuerst in der Zeit-
schrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik im
Heft 1/2017 erschienen.
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Der Begriff „Mitte“ hat viele Bedeutungen: die
soziale Mitte einer Gesellschaft, das mittlere Seg-
ment eines sich nach rechts und links erstreckenden
Parteienspektrums, die geographische Mitte eines
Raumes. Ist von der Mitte die Rede, so ist zunächst
selten klar, welche Bedeutung gemeint ist: die sozio-
logische, die politikwissenschaftliche oder die geo-
graphische. Semantische Eindeutigkeit ergibt sich
fast immer erst aus dem Kontext; nur selten erklärt
der Sprechende explizit, in welcher Bedeutung er
den Begriff der Mitte verwendet. Er kann sich das
leisten, weil alle divergenten Bedeutungen von Mitte
einen gemeinsamen Sinn haben: Sie ist die Größe,
die etwas zusammenhält, die dafür sorgt, dass es
nicht auseinanderfällt oder sich in Einzelteile auflöst,
gleichgültig, ob es sich dabei um eine Gesellschaft,
das Spektrum parteipolitischer Optionen oder einen
soziokulturellen Raum handelt. In welcher Bedeu-
tung oder Funktion auch immer Mitte gedacht wird
– sie ist der Ort bzw. die Größe, ohne die ihre wie
auch immer bestimmte Umgebung nicht gedacht
werden kann.
Offensichtlich ist der Platz in der Mitte bzw. die Ver-

fügung darüber eine privilegierte Position. Dement-
sprechend umkämpft und umstritten ist die Mitte,
und deswegen ist sie auch gefährdet, mitunter sogar
bedroht; entweder weil alle in die Mitte hinein-
wollen, was zu „Überfüllung“ führt, oder weil die
Zentrifugalkräfte, die von den sozialen, politischen
oder räumlichen Rändern auf die Mitte einwirken,
so groß werden, dass die Mitte zu zerreißen oder sich
zu spalten droht. Entgegen allen nach Ruhe, Gemüt-
lichkeit und langeweile klingenden Assoziationen
ist die Mitte ein umstrittener und umkämpfter Ort.1

Und nicht nur das: Infolge des den unterschied-
lichen Bedeutungen gemeinsam inhärenten Sinns,
ein Ganzes zusammenzuhalten und zu organisieren,
kommt ihr auch eine Aufgabe zu, die sie erfolgreich
zu bewältigen hat, an der sie aber auch scheitern
kann. Ein solches Scheitern der Mitte im soziopoli-
tischen Sinn und ebenso ein Scheitern an der Mitte
im geopolitischen Sinn durchzieht die deutsche Ge-
schichte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts;
deswegen hat der Begriff der Mitte in Deutschland
eine besondere Signalfunktion, durch die er sich von
der soziopolitischen Kultur der meisten anderen län-
der unterscheidet.2 In der Regel wird das unter der
Überschrift „Weimar als Warnung“ verhandelt.
Betrachtet man die deutsche Geschichte zwischen
1890, dem Ende der Bismarckära und dem Anfang
des „Wilhelminismus, und dem Zusammenbruch der
nationalsozialistischen Großreichsbildung im Jahre
1945 im Hinblick auf die drei genannten Bedeutun-
gen von Mitte, so fällt auf, dass das soziopolitische
Scheitern an den Aufgaben der Mitte und das geo-
politische Scheitern an der Mitte fast immer zusam-
menfallen: So hat das Bürgertum im Kaiserreich
weder in sozialer noch in politischer Hinsicht die
Rolle gespielt, die ihm als Mitte zugekommen wäre,
und dementsprechend ist es auch an den Aufgaben
der Mitte gescheitert: die soziale Spannweite zwi-
schen oben und unten überschaubar zu halten und
die politischen Konflikte zwischen links und rechts
zu moderieren. Parallel dazu hat die politisch-mili-
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tärische Elite des Reichs im Sommer 1914 nicht be-
griffen, dass dessen Raison in der Separierung und
Begrenzung der Konflikte in Europa bestand; statt-
dessen hat diese Elite darauf gesetzt, alle Konflikte
miteinander zu verbinden. Das Ergebnis war der
Erste Weltkrieg und an dessen Ende die Niederlage
des Deutschen Reichs sowie der Zerfall der Donau-
monarchie, die als „Mittelmächte“ miteinander ver-
bündet waren.3 In der Weimarer Republik hatten zu-
nächst die politischen Kräfte der Mitte das Überge-
wicht, aber diese politische Mitte war starken Ero-
sionsprozessen ausgesetzt, und als diese in der
Weltwirtschaftskrise auf die soziale Mitte übergrif-
fen, war die Republik von Weimar am Ende. Die Po-
sition der gesellschaftlichen Mitte übernahm in der
NS-Ideologie die Vorstellung von der Volksgemein-
schaft, und an Stelle eines außenpolitischen
Arrangements mit den Nachbarn wurde mehr und
mehr eine aggressiv-expansionistische Politik ver-
folgt, die schließlich in den Zweiten Weltkrieg führ-
te. Ein weiteres Mal war Deutschland an den Impe-
rativen der Mitte gescheitert.
Die „Bonner Republik“ war wie keine Ordnung in
Deutschland zuvor ein Staat der sozio-politischen

Mitte: Die rechten und linken Parteien, zunächst
noch im Parlament vertreten, verschwanden nach
einiger Zeit aus dem Bundestag, und die sozialen
Strukturen der Republik sind mit Grund als „nivel-
lierte Mittelstandsgesellschaft“ bezeichnet worden.4

Aber diese Bundesrepublik war nicht die geopoliti-
sche Mitte Europas, sondern ein Frontstaat des west-
lichen Bündnisses, und diese exponierte lage hatte
großen Einfluss auf die inneren Konstellationen der
Republik. So stand von Anfang an die Frage im
Raum, ob die „Berliner Republik“, die mit dem Ende
der Blockkonfrontation und der Osterweiterung der
EU in die geopolitische Mitte Europas gerückt war,
auch die sozio-politische Mitte werde bewahren kön-
nen oder ob mit dem Fortfall des Feindbildes, zumin-
dest der konfrontativen Herausforderung durch den
„Osten“, es zu einer Spreizung der Vermögens- und
Einkommensverhältnisse sowie einer Polarisierung
der politischen landschaft kommen werde, in deren
Verlauf die soziopolitische Mitte ihre hegemoniale
Position verlieren werde. Als Kandidaten, die diese
Entwicklung forcieren könnten, wurden die Globali-
sierung und deren soziale Folgen genannt, dazu der
Wandel von einer Industrie- zu einer Dienstleistungs-
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gesellschaft und schließlich ein wachsendes Unbe-
hagen an den Großen Koalitionen der Mitte, durch
das die Parteien rechts und links der Mitte von ihren
jeweiligen Flügeln zu schärferen programmatischen
Konturen und damit zum Aufgeben der politischen
Mitte gezwungen werden könnten. Das ist nicht – je-
denfalls nicht in dem prognostizierten Ausmaß –
eingetreten. Es waren vielmehr äußere Herausfor-
derungen, die das Risiko einer Spaltung der Mitte
mit sich gebracht haben, und unter diesen Heraus-
forderungen kommt der Flüchtlingskrise eine aus-
schlaggebende Rolle zu.

A. Deutschland als Macht in der Mitte Europas

Die Europäische Union (EU) hat sich nicht so ent-
wickelt, wie sich die meisten Beobachter das zur
Jahrtausendwende vorgestellt haben. Damals war
man davon überzeugt, dass Erweiterung und Vertie-
fung der EU Hand in Hand gehen würden und es gleich-
zeitig gelingen werde, das bisherige Elitenprojekt
zu demokratisieren, d.h. den EU-Wahlbürgern eine
direkte und unmittelbare Einflussnahme auf die Zu-
sammensetzung des Europäischen Parlaments und
der Europäischen Kommission zuzubilligen. Zwar
gab es Stimmen, die warnten, dies werde auf eine
strukturelle Herausforderung der bestehenden Insti-
tutionen hinauslaufen, aber insgesamt dominierte die
Zuversicht, dass das aus allen Krisen gestärkt her-
vorgegangene Europaprojekt auch die mit Vertiefung
und Erweiterung verbundenen Herausforderungen
bewältigen werde. Die Gefahr eines Anwachsens der
Zentrifugalkräfte sah man nicht, und wenn man sie
sah, unterschätzte man deren Ausmaß.
Schon vor dem Wendepunkt der EU-Geschichte um
das Jahr 2010 war erkennbar, dass Deutschland in
der Union ein Gewicht gewonnen hatte, das dem
eines jeden anderen Einzelstaates weit überlegen war
und das für die bis dahin den Rhythmus der EU be-
stimmende deutsch-französische Achse Folgen haben
musste. Diese Entwicklung wurde durch Verände-
rungen im Portfolio der Machtsorten noch verstärkt:
Militärische Macht hatte nach dem Ende der Block-
konfrontation als Faktor politischen Gewichts an Be-
deutung verloren, während wirtschaftliche Macht an

Bedeutung zugelegt hatte. Dass diese Veränderun-
gen zunächst nicht weiter zu Buche schlugen, lag am
weitgehenden Verzicht der deutschen Politik, wirt-
schaftliche Macht in politische Einflussnahme zu
konvertieren. Die Bundesregierung begnügte sich
mit einer Politik des leading from behind, und das
hatte zur Folge, dass in der europäischen Politik eine
„deutsche Handschrift“ nicht erkennbar war. Im
Gegenteil: die europäische Politik bestand weitge-
hend im Finden von Kompromissen, und fast immer
war die Bundesrepublik dabei behilflich, diese Kom-
promisse zu finanzieren.
Das änderte sich mit der Eurokrise bzw. der Politik
zu deren Eindämmung. Mit einem Mal wurde Deutsch-
land nicht mehr als Financier von Kompromissen,
sondern als Wahrer der Verträge wahrgenommen; bei
der Redewendung, das land sei vom „Zahlmeister
zum Zuchtmeister“ der EU geworden, wurde freilich
übersehen, dass es nach wie vor der europäische
Zahlmeister war, nur dass es dies mit Erwartungen
an andere verband und diese Erwartungen nicht
länger im Unverbindlichen beließ. Das war erforder-
lich, weil die deutsche Rolle in Europa von der eige-
nen Bürgerschaft zunehmend kritisch gesehen wurde
und das Vertrauen in die prinzipielle Nutznießerrolle
Deutschlands dahinzuschwinden begann. Die Bun-
desregierung musste ihre Politik der Mitte damit an
zwei Fronten verteidigen: an der inneren, wo sie den
Nutzen der EU für die politische Sicherheit und
wirtschaftliche Prosperität Deutschlands heraus-
stellte, und an der äußeren, wo es darum ging, die
Entstehung einer europäischen Transferunion zu ver-
hindern und das Prinzip „Hilfeleistung gegen Refor-
men“ bei den Empfängern von Krediten durchzu-
setzen. Die wiederum wehrten sich dagegen, indem
sie das Bild des netten und freundlichen Deutschen
mit dem des hässlichen Deutschen übermalten, also
die NS-Zeit, die deutsche Eroberungspolitik und die
mit ihr verbundenen Kriegsverbrechen herauskehr-
ten. Das wiederum führte in der deutschen Bevölke-
rung zu wachsender Distanz gegenüber Hilfszusagen
für Mitgliedsländer, was die Regierung zu einer
härteren Haltung bei den Verhandlungen zwang. Die
Überschuldungskrise Griechenlands war die erste
Krise, die die EU an den Rand des Scheiterns brach-
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te. Die Kompromisse, die schließlich gefunden wur-
den, haben diese Krise nicht beendet, sondern nur
„Zeit gekauft“, um die strukturellen Probleme
Griechenlands zu bearbeiten. Ob das der Fall ist und
zum Erfolg führt, wird sich noch zeigen müssen. In
der Eurokrise hat Deutschland jedenfalls seine euro-
päische Führungsrolle offen gezeigt und dabei seine
fortbestehende Verwundbarkeit durch den Verweis
auf die deutsche Geschichte zwischen 1933 und
1945 erfahren müssen.5

Dem folgte mit der Annexion der Krim und dem
Krieg in der Ostukraine die zweite Krise der EU,
nachdem die Kommission bei den Assoziierungs-
verhandlungen mit der Ukraine keine derart massive
russische Reaktion in Rechnung gestellt hatte und
danach mit einer entschlossenen Antwort darauf
überfordert war – nicht zuletzt auch deswegen, weil
sich die 28 Mitgliedsländer entsprechend ihrer geo-
graphischen lage unterschiedlich bedroht fühlten
und bei wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland
ihre jeweiligen Interessen berücksichtigt wissen
wollten. In dieser Krise zeigte sich zweierlei: Zu-

nächst die überaus begrenzte außen- und sicherheits-
politische Handlungsfähigkeit der EU und sodann
abermals die Führungsrolle Deutschlands, u.a. bei
den Verhandlungen in Minsk. Der Schwäche der EU
korrespondierte die neue Stärke Deutschlands, und
das wurde ebenso wie die deutsche Verhand-
lungsposition bei der „Griechenlandrettung“ von den
Regierungen einiger EU-länder mit Misstrauen
beobachtet. Immerhin hatte man Frankreich in die
Minsker Verhandlungen einbezogen, so dass nicht
der Eindruck entstehen konnte, Berlin und Moskau
würden über die politische Ordnung Ostmitteleu-
ropas miteinander verhandeln. Das deutsche Agieren
in beiden Krisen spielte eine erhebliche Rolle im
Umgang mit der dritten Krise, der sich die EU seit
dem Sommer 2015 ausgesetzt sah: der Flüchtlings-
krise.
Die nach der irischen Hauptstadt Dublin benannten
Verträge sehen vor, dass Migranten dort um Asyl er-
suchen müssen, wo sie erstmals das Territorium
eines EU-landes betreten, also an deren Außen-
grenzen. Als „Macht in der Mitte“ wäre bei Einhal-



tung der Verträge Deutschland für asylsuchende Mi-
granten nur per Flugzeug erreichbar gewesen, und
das hätte dem Zustrom von Migranten enge Gren-
zen gesetzt. Tatsächlich hat sich aber schon bald eine
Praxis entwickelt, bei der Italien Flüchtlinge, die
über das Mittelmeer kamen, unregistriert nach Nor-
den (Schweiz, Österreich, Deutschland) weiterreisen
ließ und bei der Migranten nicht nach Griechenland
„zurückgeschoben“ wurden, weil die lage in den
dortigen Flüchtlingslagern menschenrechtlichen
Standards nicht entsprach.6 In der Folge entwickelte
sich eine Praxis im Umgang mit Flüchtlingen, bei
der Dublin III zwar offiziell Geltung besaß, praktisch
aber nicht durchgesetzt wurde. Solange sich der
Flüchtlingsstrom in Grenzen hielt, wurde das hin-
genommen, ebenso wie der Umstand, dass die
Außengrenzen der EU zunehmend durchlässiger
wurden.
Dann aber schwoll im Sommer 2015 der Flüchtlings-
zustrom dramatisch an, als sich dessen Zentrum vom
Mittelmeer auf die Balkanroute verlagerte. Ende Au-
gust stand die Bundesregierung vor der Frage ob sie

auf der Einhaltung des Dublin-Abkommens beste-
hen und gegebenenfalls die deutschen Grenzen
schließen oder die Flüchtlinge aufnehmen sollte, was
darauf hinauslief, dass Deutschland zu deren
Hauptzielland wurde. Bei der Entscheidung für letz-
teres dürften die Aufgaben einer „Macht in der
Mitte“ eine zentrale Rolle gespielt haben. Hätte sich
die Regierung nämlich dazu entschlossen, die Gren-
zen zu schließen, dann wäre dies das Ende des
Schengenraums gewesen – und das solle unter
keinen Umständen durch eine deutsche Entschei-
dung herbeigeführt werden. Deutschland, so der zu
erwartende Tenor, habe in seiner privilegierten Mitte-
position die größte Errungenschaft der EU zerstört.
Und das in einer Situation, da hierzulande Asylun-
terkünfte in Brand gesteckt wurden. Die Schließung
der Grenzen wäre somit auch auf eine Kapitulation
vor den Brandstiftern hinausgelaufen oder hätte je-
denfalls so dargestellt werden können. Noch mehr
aber ging es darum, den Zerfall des Schengenraums
zu verhindern, da zu befürchten war (und ist), dass
dies der Anfang vom Ende der EU sein würde.
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Es kamen noch die Folgen eines strikteren, an den
Vorgaben von Dublin III orientierten Grenzregimes
der Bundesrepublik hinzu. Es war absehbar, dass es
dann einen Rückstau nach Österreich geben würde,
auf den Österreich mit der Schließung seiner Gren-
zen reagieren musste, woraufhin Ungarn (was es
ohnehin getan hat, was aber für den Flüchtlingsstrom
folgenlos blieb), Slowenien und Kroatien ihre Gren-
zen geschlossen hätten. legt man die heutigen Zah-
len zugrunde, so wären dann Serbien, Bosnien-
Herzegowina, Mazedonien und Griechenland, dazu
Albanien und Montenegro, zum „Stauraum“ einer
halben Million Flüchtlinge geworden, was dort mit
großer Wahrscheinlichkeit zum Zerfall der staat-
lichen Ordnung und zu gewaltsamen Unruhen
geführt hätte. Fast alle diese Staaten sind schwache
Staaten und weisen ein brüchiges ethnisches und re-
ligiöses Gleichgewicht auf, das durch die Flücht-
linge aus der Balance gebracht worden wäre. – So
jedenfalls stellte sich die lage Ende August 2015 in
Berlin dar, und auf der Grundlage dessen wurde der
Entschluss gefasst, die Flüchtlinge nach Deutschland
zu lassen und dabei auf deren Registrierung zu
verzichten, um einen Rückstau in den Balkan hinein
zu vermeiden. Die Kanzlerin wollte der deutschen
Verantwortung als „Macht in der Mitte“ gerecht wer-
den.
Es waren also keineswegs nur humanitäre, sondern
auch geopolitische Argumente, die ausschlaggebend
waren. Man hat der Bundesregierung, namentlich der
Kanzlerin, schon bald danach vorgeworfen, sie habe
diese Entscheidung ohne Konsultationen mit den eu-
ropäischen Partnern getroffen; außerdem habe sie
keinen Plan für eine auf längere Sicht angelegte
Bearbeitung der Flüchtlingskrise gehabt. Ersteres
dürfte, im nachhinein betrachtet, ein Fehler gewesen
sein, wobei freilich für langwierige Konsultationen
nicht die Zeit zur Verfügung stand. Einen Plan zur
Bearbeitung der Flüchtlingskrise gab es allenfalls in
rudimentärer Form: Wie bei den vorherigen Formen
der Krisenbearbeitung sollte zunächst „Zeit gekauft“
werden, um eine bessere Sicherung der EU-Außen-
grenzen zu gewährleisten, Fluchtursachen im Vor-
feld dieser Außengrenzen zu vermindern und gleich-
zeitig eine faire Verteilung der Flüchtlinge auf alle

Mitgliedsländer der EU durchzusetzen. Die länder
an den Außengrenzen der EU, namentlich Griechen-
land, waren überfordert, und Deutschland sollte
seiner Position als zusammenhaltende Macht der EU
entsprechend als Puffer dienen, bis eine gesamteuro-
päische lösung gefunden war. – Dieser Plan ist nicht
aufgegangen: die meisten EU-Mitgliedstaaten haben
einen effektiven Beitrag zur lösung der Flücht-
lingskrise verweigert, wobei die Višegrad-länder
Mitteleuropas so weit gegangen sind, den Flücht-
lingsstrom als ein rein deutsches Problem zu bezeich-
nen. Bei der Sicherung der EU-Außengrenzen und
der Einrichtung von dort angesiedelten Zentren, in
denen über Aufnahme oder Abweisung entschieden
wird, ist man nicht weitergekommen, und die Staaten
unmittelbar jenseits der EU-Außengrenzen haben die
politischen und finanziellen Kosten einer durch sie
bewerkstelligten Drosselung des Flüchtlingsstroms
kontinuierlich erhöht. Sie haben sehr schnell begrif-
fen, dass die EU in dieser Frage politisch erpressbar
war.

B. Die drohende Spaltung der sozio-politischen
Mitte in Deutschland

Bereits vor der Grenzöffnung hatte in Deutschland
der politische Kampf um die Mitte begonnen, und er
wurde nicht nur mit Brandstiftungen gegen Asylan-
tenheime auf der einen und demonstrativen Will-
kommensbekundungen auf der anderen Seite ge-
führt, sondern auch mit neurechten Texten und Stel-
lungnahmen links-liberaler Provenienz; erstere klar
offensiv, wobei kulturelle, ethnische und religiöse
Identitätsbehauptungen sich wechselseitig ergänz-
ten;7 letztere dagegen eher in Verteidigungshaltung,
bei der rechtliche Selbstverpflichtungen und human-
itäre Werte ins Feld geführt wurden. Solange die in
dem Merkel’schen Satz „Wir schaffen das“ zusam-
mengefasste Zuversicht vorherrschend war, neigte
die Stimmungslage der Mitte der liberalen Sicht-
weise zu; sie begann sich im Späherbst zu verän-
dern, als der Zustrom der Flüchtlinge entgegen den
jahreszeitlich begründeten Erwartungen nicht ab-
ebbte, und sie kippte, als die Übergriffe von Mi-
granten in der Silvesternacht am Kölner Haupt-



bahnhof bekannt wurden. Sie wurden zum Indiz
dafür, dass der Prozess der Integration der Neu-
ankömmlinge nicht so leicht vonstattengehen und
auch nicht so schnell erfolgen würde, wie manche
sich das vorgestellt hatten, dass dabei erhebliche
sozio-kulturelle Unterschiede zu überwinden waren
und für die Integration der Flüchtlinge in den
deutschen Arbeitsmarkt die vorhandenen freien
Stellen nicht ausreichen würden. Mit der Kölner Sil-
vesternacht wurden „die Mühen der Ebene“ (Brecht)
sichtbar, und vor deren langer Dauer, dem unabseh-
baren Ende sowie den unüberschaubaren Kosten
scheute ein Teil der soziopolitischen Mitte in
Deutschland zurück. Unter dem Sammelbegriff
„Angst“ zusammengefasste Affekte und Emotionen
wurden zum Katalysator des Stimmungsumschwungs.
Die sich ausbreitende Angst wurde verstärkt, als zum
Jahresende, dem klassischen Zeitpunkt des Bilan-
zierens, klar wurde, dass die Regierung mit dem Mi-
nimalplan einer Sicherung der EU-Außengrenzen
und einer Europäisierung des Zustroms von Flücht-
lingen nicht weiter gekommen war. Was sich zu-
nächst als zeitlich begrenzte Zwischenlösung ausge-
nommen hatte, drohte zum Dauerzustand zu werden.
Angst ist eine diffuse Empfindung, die von Furcht
zu unterscheiden ist:8 Furcht ist objektbezogen und
enthält eine Vorstellung davon, womit man es zu tun
hat und worin die Ursachen der Furcht bestehen.
Angst dagegen ist eine fluide Disposition, die ent-
weder keine konkreten Ursachen anzugeben vermag
oder bei der die ängstigenden Ursachen ständig
wechseln. Furcht ist an eine Veränderung von Kon-
stellationen zurückgebunden; Angst dagegen ist an-
steckend; sie verbreitet sich von selbst, sobald sie
begonnen hat, um sich zu greifen. Furcht lässt sich
mit Wissen, Aufklärung und konkreten Maßnahmen
bearbeiten; Angst nicht.9 Als Katalysator politischer
Prozesse tritt Angst vor allem in der Mitte der Gesell-
schaft auf.
Furcht vor einer massenhaften Zuwanderung von
Flüchtlingen müssen die sozialstatistisch unter 20
Prozent der deutschen Gesellschaft haben: erstens,
weil es sich dabei um Konkurrenten um Arbeits-
plätze für Un- und Angelernte handelt, die als lohn-
drücker dienen können; zweitens, weil die Flücht-

linge den Druck auf genau jenes Segment des Woh-
nungsmarkts erhöhen, in dem sich auch dieser Teil
der Gesellschaft bewegt; und drittens, weil der An-
teil, den der Sozialstaat an Hilfeleistungen zu
vergeben hat, bei einem kontinuierlichen Zustrom
von Flüchtlingen zwangsläufig auf mehr Anspruchs-
berechtigte entfällt. Diesen Befürchtungen kann die
Politik mit entsprechenden Maßnahmepaketen ent-
gegenwirken, etwa indem sie für die Einhaltung von
Mindestlöhnen sorgt (was freilich die Integration der
Migranten in den Arbeitsmarkt erschwert) und Pro-
gramme des sozialen Wohnungsbaus auflegt, die für
bezahlbaren Wohnraum in den großen Städten sor-
gen. Bei der Bearbeitung von Furcht ist die Politik
operativ gefordert.
Davon unterscheidet sich die Bekämpfung von
Angst, der man nicht operativ, sondern allenfalls
kommunikativ Herr werden kann. Die für die Unter-
schicht relevanten Furchtursachen gibt es für die
Mittelschicht nicht, weder im Hinblick auf den Ar-
beits- noch auf den Wohnungsmarkt. Eher ist sie mit-
telfristig der Nutznießer von Zuwanderung, insofern
etwa aus deren Reihen bezahlbare Altenpfleger und
Hilfskräfte im Sozialbereich erwachsen, auf die ge-
rade Mittelschichtangehörige angewiesen sind. Auch
die mit der Zuwanderung verbundene wirtschaftliche
Stimulation kommt zu einem Teil Mittelschich-
tangehörigen zugute.10 Aber die Angst in der gesell-
schaftlichen Mitte fällt nicht in den Bereich politisch
und wirtschaftlich kontrollierbarer Prozesse; will
man sie bekämpfen, muss man das argumentativ tun,
doch das ist schwierig, weil es keinen Punkt gibt, an
dem man strukturell ansetzen könnte. Angst kon-
tinuiert sich, indem sie ständig den Referenzbereich
wechselt. Die Kölner Silvesternacht war darum so
verhängnisvoll, weil sie einen durchaus realen, ima-
ginativ freilich überzeichneten Begründungsrahmen
der Angst geschaffen hat, gegen den sich mit Zahlen
und Statistiken nicht ankommen lässt. Ein entschlos-
senes Auftreten der Staatsmacht, von verstärkter
Polizeipräsenz auf öffentlichen Plätzen bis zu de-
monstrativen Abschiebungen straffällig gewordener
Flüchtlinge, ist die vorerst einzige Reaktion auf die
um sich greifende Angst in der gesellschaftlichen
Mitte – und das ist ein eher kommunikatives als ope-
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ratives Agieren.
Es gibt freilich auch eine Form von Angstbewälti-
gung, die wesentlich in der Zivilgesellschaft ange-
siedelt ist und auf die Politik einen allenfalls rand-
ständigen Einfluss hat: das Wegarbeiten von Angst
durch Engagement in Betreuungs- und Hilfsprojek-
ten für Flüchtlinge. Wenn Angst ein Zustand ist, der
nicht zuletzt aus Untätigkeit und dem damit verbun-
denen Gefühl des Ausgeliefertseins resultiert, dann
ist die Arbeit mit Flüchtlingen etwas, das solchen
Empfindungen entgegenwirkt. Wenn es gut läuft,
gewinnen dabei alle: die Flüchtlinge durch den frü-
hen Beginn der Integration, die Einheimischen,
indem sie die Erfahrung von Aktivität und Problem-
bearbeitung machen, und schließlich Gesellschaft
und Politik, insofern die Probleme angegangen wer-
den und die Angst in der Mitte schwindet. Das ist
sicherlich nicht die lösung des Problems, aber doch
ein Element bei der Arbeit an dieser lösung.

Der Beitrag ist unter dem Titel “Die Mitte und die
Flüchtlingskrise” zuerst in “Aus Politik und Zeit-
geschichte” (APuZ) in der Ausgabe 14-15/2016 er-
schienen.
__________________________________________

1 Dazu Herfried Münkler, Mitte und Maß. Der Kampf um die
richtige Ordnung, Berlin 2010.
2 Götz Aly (Volk ohne Mitte. Die Deutschen zwischen Freiheits-
angst und Kollektivismus, Frankfurt am Main 2015), hat die
soziopolitischen Konstellation der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts zum Kollektivmerkmal der Deutschen erklärt. Das ist un-
historisch gedacht und darum zurückzuweisen.
3 Dieser Hinweis auf die spezifische politische Verantwortung
Deutschlands als Macht in der geopolitischen Mitte Europas ist
nicht zu verwechseln mit der These von einer Allein- oder Haupt-
schuld Deutschlands am Ersten Weltkrieg, wie der Verfasser in
seinem Buch Der Große Krieg. Die Welt 1914-1918, Berlin 2013,
zu zeigen versucht hat.
4 So Helmut Schelsky, „Gesellschaftlicher Wandel“ [1956]; in:
ders., Auf der Suche nach der Wirklichkeit, Düsseldorf/Köln
1956, S . 337-351.
5 Die deutsche Position in Europa lässt sich als semihegemonial
charakterisieren, wobei hinzuzufügen ist, dass es sich dabei um
einen geschichtspolitisch hochgradig verwundbaren Hegemon
handelt; vgl. Herfried Münkler, Macht in der Mitte. Die neuen
Aufgaben Deutschlands in Europa, Hamburg 2015, S. 137ff.
6 Dazu Miltiades Oulios, „Die Grenzen der Menschlichkeit“; in:
Kursbuch 1983. Wohin flüchten?, S. 75-88, sowie Gabriele Gillen,
„Wo beginnt die Festung Europa“; in: Anja Reschke (Hg.), Und
das ist erst der Anfang. Deutschland und die Flüchtlinge, Rein-
bek bei Hamburg 2015, S. 166-183, und Peter Müller, „Organ-
isierte Verantwortungslosigkeit“; in: ebd., S. 262-274.
7 Eine Zusammenstellung dessen findet sich bei liane Bednarz/
Christop Giesa, Gefährliche Bürger. Die neue Rechte greift nach
der Mitte, München 2015, insbes. S. 39-55.
8 Die Unterscheidung zwischen Angst und Furcht geht auf den
dänischen Philosophen Sören Kierkegaard zurück und spielt auch
bei Sigmund Freud eine Rolle.
9 Als historische Studie über die politischen Effekte von Angst vgl.
Jean Delumeau, Angst im Abendland. Die Geschichte kollektiver
Ängste im Europa des 14. bis 18. Jahrhunderts, Reinbek bei Ham-
burg 1985.
10 Dazu Michael Hüther und Wido Geis, „Offenheit und Bindung.
Ökonomische Aspekte des Flüchtlingszustroms nach Deutsch-
land“; in: Jens Spahn (Hg.), Ins Offene. Deutschland, Europa und
die Flüchtlinge, Freiburg/Br. 2015, S. 155-162, sowie Markus
Kerber, „Flucht, Wanderung und Wirtschaft“; in: ebd., S. 163-170.
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Flucht, Vertreibung und Verfolgung sind weltweit
virulente Themen. Aber auch dezidiert deutsche.
Man denke nur an die Schrecken des Zweiten
Weltkriegs sowie der Folgejahre. Man denke an die
Jahrzehnte der deutschen Teilung wie an jene Mo-
nate, als die friedlichen Revolutionen in Mittel- und
Osteuropa 1989/90 schließlich den Deutschen hinter
Mauer und Stacheldraht einen Weg in die Freiheit
boten. Man denke aber auch, gegenwärtig und dia-
lektisch die eigene nationale Erfahrung gespiegelt,
an jene spezifisch deutsche Form der „Willkom-
menskultur“, mit der beachtliche Teile der Bürger-
schaft im Sinne einer heroischen Selbstverpflich-
tung des „Wir schaffen das!“, Tag für Tag – gewis-
sermaßen als plébiscite de tous les jours“ (Ernest
Renan) – zu beweisen suchen, was sie freiwillig, soli-
darisch, kommunitär zu leisten im Stande ist, ohne
dass sie dazu staatlicherseits angehalten oder ver-
pflichtet wären. Praktizierter Patriotismus in seiner
weltoffenen Physiognomie, der das Eigene, die Na-
tion, die Republik, nicht ausspielt gegen das Ferne,
das mittels Flucht und Vertreibung das Fremde in
Kontakt mit dem Vertrauten bringt und Verwaltung,
Politik, Gesellschaft und Kultur vor Herausforde-
rungen stellt. Herausforderungen, die, je mehr und
je länger Flüchtlinge kommen, zweifellos größer

werden. Und denen doch das „Wir schaffen das!“ als
patriotischer Imperativ jener caritas entgegengesetzt
wird, die in den Flüchtlingen und Asylsuchenden die
Fremden nicht als Bedrohung, sondern als die Mit-
Menschen und als potentielle Mit-Bürger betrachtet
– damit gewissermaßen eine Anti-„PEGIDA“-Be-
wegung der ungezählten freiwillig Helfenden. Ein
„heller“ Patriotismus des Helfens, des Zupackens,
der Zivilcourage, der gegen einen „dunklen“ steht,
den allzu oft Angst und Aggression bestimmen und
der von seiner Ausrichtung und Motivation her mehr
ein Sich-Verschließen, gar ein Nationalismus denn
ein weltoffener, freiheitlicher Patriotismus ist. 

Patriotismus formuliert und postuliert vor dem Hin-
tergrund seiner Herausbildung im Zuge der neuzeit-
lichen Freiheitsrevolutionen von 1776 und 1789 ein
Ethos, mithin eine Überzeugung, eine Einstellung
und tätige Hinwendung der Bürger zum eigenen
Gemeinwesen, zu dessen Gemeinwohl, wohl wis-
send, dass fundamentale Werte – allgemeine Men-
schenrechte – nicht an nationalen Grenzen halt machen
und dass Nationen, historisch entstanden und entwi-
ckelt, auch zukunftsoffen, veränderbar und integrations-
fähig, ja - willig sind und dies sein müssen.1 In diesem
Sinne stellen Patriotismus und Europäismus keine
Gegensätze, sondern komplementäre Größen dar – letz-
terer wurzelt in ersterem, das „Vaterland Europa“2

besteht aus den Vaterländern Europas, die geistes-
geschichtlich und kulturell mehr eint, als sie trennt. Das
Eigene mithin als relationale und relative Größe zum
Anderen, dem Gemeinsamkeiten wie Unterschiede
eigen sind und mit dem es zu koexistieren, kooperie-
ren oder eben, um Frieden und Freiheit, Sicherheit
und Wohlstand willen, zu integrieren gilt. Wie sich
nun Ethos und Physiognomie des Patriotismus im
Zeichen der Flüchtlingskrise entfalten, soll nachfol-
gend kursorisch betrachtet werden.

A. „Wir“ und die Anderen

Auch wenn der Patriotismus wesentlich und begriff-
lich auf eine bestehende Gemeinschaft – eine kon-
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krete patria, neuzeitlich die Nation bzw. den National-
staat – bezogen ist, so abstrahiert er als politische,
zumal republikanische Tugend3 von ethnischen Ge-
sichtspunkten und fragt nicht nach „Rasse“, „Klasse“
oder nach Religionszugehörigkeit, sondern vielmehr
nach der tätigen Hinwendung zur gemeinsamen
Sache der Republik, zumindest nach der Akzeptanz
derselben. Diese Charakterisierung macht deutlich,
wie Neu-Hinzukommende, Schutzsuchende, Flücht-
linge bzw. Asylsuchende ganz selbstverständlich Teil
eines politischen Gemeinwesens, einer patria, wer-
den können, insofern sie die bestehende politisch-
gesellschaftliche Ordnung akzeptieren und das sozio-
moralische Fundament anerkennen. Ein so verstan-
den politischer, voluntativer Patriotismusbegriff fragt
nicht nach Abstammung und Herkunft, sondern fragt
nach der Akzeptanz und der Wertschätzung bzw. der
Hinwendung zur gemeinsamen Sache, zur res publica,
zum Gemeinwohl. Dieses ist seinerseits partikular/
universalistisch imprägniert: Partikular im Sinne des
politisch und räumlich Konkreten, des Begrenzten

und zugleich, moralisch Grenzen transzendierend, an
allgemeinen Menschenrechten orientiert. 

Dem Patriotismus ist wesensmäßig die Freiwilligkeit
der einzelnen Bürger eingeschrieben, tätig zu wer-
den zum Wohle des Gemeinsamen, des Gemein-
wohls. Patriotismus opponiert dem Zwang und
verweist von seinem Ethos her auf die prekären Be-
standsvoraussetzungen eines freiheitlichen Gemein-
wesens. Er erinnert daran, dass eine freiheitliche
Republik von ihrem Wesen und ihrer Idee her nur
„funktionieren“ kann, wenn neben der Akzeptanz
und der Beachtung von Recht und Gesetz das frei-
willige Engagement für das Gemeinwohl hinzu-
kommt.4 Patriotismus zielt damit, mit seiner Fokus-
sierung auf das Gemeinwohl, auf das Gute, auf das
Beste des Gemeinwesens und seiner Bürger und be-
misst sich in Werten. Wird über (Grund-)Werte –
beispielsweise über Frieden, Freiheit und Sicherheit,
Solidarität und Pluralität/Toleranz –, wird über das
sozio-moralische Fundament der Bundesrepublik
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Deutschland, über die freiheitliche demokratische
Grundordnung des Grundgesetzes diskutiert, so geht
es um das Große und Ganze – gespiegelt in den 19,
in ihrem Wesensgehalt unabänderlichen Grund-
rechtsartikeln des Grundgesetzes.5 Es geht um das
Selbstbild, das Selbstverständnis einer Nation, das
sich aufgrund einer besonderen historischen Er-
fahrung von gescheiterter Republik, Diktatur, Total-
itarismus, staatlicher Teilung, friedlicher Revolution
und europäischer Einbettung den Fragen nach dem
Woher und Wohin, nach Wohl und Weh der res pub-
lica zuwendet und nach Antworten sucht: Wofür steht
bzw. was eint, mithin was hält die „geglückte
Demokratie“6 der Bundesrepublik Deutschland im
zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts zusammen?
Welchen Werten fühlt sich die Republik, die in den
1970er Jahren noch als „schwieriges Vaterland“7

apostrophiert und in den 1980er Jahren zur postna-
tionalen Demokratie verklärt wurde, verpflichtet?
Genauer: Wie haben sich diese Werte, deren Inhalte
und Präferenzen verändert? Denn dass sie sich ver-

ändert haben im Zuge des „Wandels des Wertewan-
dels“8, infolge der einheitspolitischen Umbrüche und
des Entstehens neuer und des Verschwindens tradier-
ter gesellschaftlicher Milieus ist kaum ernsthaft zu
bezweifeln. Kurzum: Was ist heute gut und was
schlecht, was ist wert, bewahrt zu werden und was
soll, ja muss sich wandeln? Was meint und wie steht
es heute um „Freiheit“ und um „Sicherheit“, wie um
„Solidarität“ in einer stärker individualisierten, plu-
ralisierten, teils fragmentierten Gesellschaft, die sich,
nach jahrzehntelangem Ringen um ihr Selbstver-
ständnis, heute weitgehend konsensuell als „Ein-
wanderungsgesellschaft“ versteht?

Die vor einigen Jahren geführte Debatte um „Ver-
fassung, Patriotismus und leitkultur“ war auf die
Beantwortung genau dieser Frage gerichtet und hat,
nach anfänglichem parteitaktischem Ringen um die
Angemessenheit des Begriffs der „leitkultur“, in der
Sache mehr Annäherungen gebracht, als manche zu
Beginn vermutet hätten.9 So wurde die enge Ver-
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wiesenheit des Patriotismus auf die Verfassung ent-
lang des bundesrepublikanischen Begriffs des „Ver-
fassungspatriotismus“10 einerseits anerkannt und an-
dererseits beiderlei Bezüglichkeit auf eine spezifi-
sche Nation – eben die deutsche – von links-liberaler
Seite nicht länger bestritten. Im Gegenteil: Es wurde
nunmehr, fast plötzlich, nach Jahrzehnten der
Zurückweisung und des Fremdelns, ein Patriotismus
„von links“11 akzentuiert, von dort, wo er ideenge-
schichtlich aufgrund seines emanzipatorischen, bür-
gerlichen Impetus auch her kommt. Unter Integrati-
onsgesichtspunkten wurde eine „Hol- und Bring-
schuld“ sowohl des Staates wie auch derjenigen
Menschen festgestellt, die Teil des Gemeinwesens
werden wollen bzw. sind.12 Die Bezugsgröße, worauf
hin Integration gerichtet sein soll, ist die freiheit-
liche Republik, die Bundesrepublik Deutschland. Ein
Gemeinwesen, das im heutigen Sinne nichts Stati-
sches, nichts Erratisches, vielmehr ein Gemeinwe-
sen ist, das zukunftsoffen weiterzuentwickeln ist, das
auf einem verbindlichen Fundament von Recht und
Gesetz ruht und sich konstituiert durch die klassis-
che, symbiotische Trias von Staatsvolk, Staatsgewalt
und Staatsgebiet.13 Das Staatsvolk als Grund der Ver-
fassung und zugleich legitimations- wie Bezugsob-
jekt der Staatsgewalt; das Staatsgebiet als Raum der
Geltung und verbindlichen Durchsetzung von Ver-
fassung/Recht, Staatsgewalt und Werteordnung. Alle
rhetorisch postulierte und zeitweilig politisch durch-
gesetzte „Offenheit“ der Grenze(n) für Flüchtlinge,
flankiert durch den Willen zur humanitären Hilfs-
bereitschaft und internationalen Solidarität entlang
einer „Willkommenskultur“, darf nicht darüber hin-
weg täuschen (wollen), dass Hilfebereitschaft und
Solidarität notwendig ihre Grenze finden in der
Funktions- und Bestandsfähigkeit von Recht, Gesetz,
Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Strukturen.
Und, ganz zentral: Größtmögliche gesellschaftliche
Akzeptanz für jene „Willkommenskultur“ ist nur
dann gegeben, wenn eben jene Funktions- und Be-
standsfähigkeiten erst gar nicht als gefährdet wahr-
genommen werden. 

Konkret bedeutet dies wiederum zweierlei: Zum
einen setzt Solidarität – soll sie mehr sein als ein

kurzzeitiges, situatives Aufflackern – ein Band der
Helfenden und der Hilfesuchenden voraus, das bei-
spielsweise im gemeinsamen Engagement in Verei-
nen, in Selbsthilfegruppen oder sonstigen zivilgesell-
schaftlichen Strukturen, jenen berühmten „Schulen
der Demokratie“ (Alexis de Tocqueville), geknüpft
werden kann.14 Es muss letztendlich etwas Gemein-
sames entstehen, das plausibilisiert, warum „gewis-
sen Menschengruppen ein spezifisches Solidaritäts-
empfinden anderen gegenüber zuzumuten sei“15, wie
schon Max Weber einst im Hinblick auf das charak-
teristische einer Nation betonte. Zum anderen findet
das Grundrecht auf Asyl, auf das in der aktuellen
Flüchtlingskrise als höchst verbindlicher Wert, als
humanitärer Imperativ des Helfens, rekurriert wird,
(s)eine wesensimmanente (Ober-)Grenze im Ge-
samtgefüge der Verfassungsordnung in der Aufrecht-
erhaltung der Funktionsfähigkeit der Rechts- und
Staatsordnung der Bundesrepublik Deutschland;
findet darin aber auch seine Entfaltungspotentiale,
seine Effektivität. In diesem Sinne bezeichnete Bun-
despräsident Joachim Gauck, dessen Amtszeit von
einem Plädoyer für ein Mehr an bürgerschaftlichem
Engagement wie ein roter Faden durchzogen wird,
von einem Werben für eine Kultur der Freiheit und
von einem damit verbundenen, konstitutiven Patrio-
tismus der Weltoffenheit „Begrenzungsstrategien“
beim Zuzug von Flüchtlingen als „moralisch und
politisch“ geboten. Besorgt fügt er hinzu: Wenn in
der Mehrheitsgesellschaft das Gefühl für Solidarität
schwinde und „[sich] eine kollektive Identität ent-
wickeln würde, die immer nur schreit ‚Das Boot ist
voll‘“, dann gebe es eben auch „ein moralisches Prob-
lem und nicht nur ein politisches“. Gerade in dem Be-
mühen, möglichst vielen helfend zur Seite zu stehen,
könne es begründet sein, „dass man nicht allen hilft“.16

B. Das Ethos des Helfens und seine Grenzen

Patriotismus ist klar einem Ethos des Helfens und
der Hilfe verpflichtet und verweist zugleich auf die
Bedingungsvoraussetzungen sowie auf das Recht
und soziomoralische Fundament, welches seiner-
seits integrieren will. Dabei ist das Ziel der Integra-
tion, neben der Schaffung eines gesellschaftlich-
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kulturellen Pluralismus (statt eines beliebigen Mul-
tikulturalismus und statt einer Zwangsassimilation)
grundsätzlich stets die Aufrechterhaltung der
Verbindlichkeit und Geltungskraft der bestehenden
Rechts- und Wertordnung des Gemeinwesens – und
alles, was diesen Bestand gefährdet, gilt es unter In-
tegrationsgesichtspunkten zu verhindern. Gerade der
Umgang mit der großen Zahl an Flüchtlingen, die
über Monate hinweg nach Deutschland kamen und
immer noch kommen, stellte die engste Verwoben-
heit von Engagement für die gemeinsame Sache, für
die res publica, für das Gemeinwesen einerseits und
die Weltoffenheit anderseits – flankiert von recht-
licher Verbindlichkeit –, unter Beweis: Patriotismus
bedeutet also nicht das Sich-Abschließen von An-
deren, die Ablehnung des Fremden, das Einmauern
im Eigenen – dafür stehen Xenophobie, Nationalis-
mus, Rassismus. Im Gegenteil, Patriotismus steht für
das Willkommenheißen des Neuen, des Anderen,
auch des Fremden, des Flüchtlings aus anderen Welt-
regionen und Kulturen – gepaart mit dem klaren An-
spruch und der Verpflichtung, das Bestehende nicht
statisch als unveränderlich-assimilativ übernehmen
zu müssen, aber doch den vorhandenen sozio-mora-
lischen Konsens, vor allem die auf diesem grün-
dende Rechtsordnung anzuerkennen, sich mithin an
die bestehenden „Spielregeln“ zu halten. Parallelge-
sellschaften bzw. kulturelle Segmentierungen, Ab-
kapselungen gilt es in diesem Sinne mit aller Kraft zu
vermeiden bzw. zu überwinden, ebenso einen reli-
giösen Fundamentalismus, insofern er versucht, sein-
erseits verbindliche Regeln des gesellschaftlich-
kulturellen Zusammenlebens einer offenen, pluralis-
tischen Gesellschaft in Frage zu stellen und zu über-
winden. Dem gilt es, mit aller Kraft des Gesetzes und
der politischen Argumente entschieden entgegen-
zutreten. Patriotismus steht nicht für Beliebig- und
Folgenlosigkeit, sondern für Klarheit, Engagement
und Verbindlichkeit und bewährt sich im Alltag – im
Kleinen wie im Großen – genauso wie im Krisenfall,
bis hin zur militärischen Krise, wenn es um die
Verteidigung des landes und des lebens seiner
Menschen, oder auch, im terroristischen Angriffsfall,
wenn es um die eigene Kultur, um die Werteordnung,
um die Freiheit, geht.

C. Eine Kultur der Freiheit in Sicherheit 

Dass der Patriotismus parteiübergreifend und über
die akute Flüchtlingskrise hinaus seit einiger Zeit
wieder Konjunktur hat, hängt wesentlich mit der
Frage nach der notwendigen Neujustierung des Ver-
hältnisses von Staat und Bürgerschaft zusammen.
Welche Aufgaben können dauerhaft Staat bzw. Ver-
waltung schultern, dies in einer älter und de-
mografisch kleiner werdenden Gesellschaft, und
welche Aufgaben müssen womöglich bürger-
schaftlich, kommunitär übernommen werden oder
können „vor Ort“, zivilgesellschaftlich, gar besser
geleistet werden als staatlicherseits? Es steht die
Frage nach einer neuen „Kultur der Freiheit“17 im
Raum, bei der es um die stärkere Aktivierung bürger-
schaftlicher Potentiale geht, als dies in der Vergan-
genheit geleistet wurde. Es ist mithin kein Zufall,
dass der frühere Bundeskanzler Gerhard Schröder
ein Plädoyer für mehr Patriotismus zu jener Zeit un-
ternahm, als seine Reformpolitik der „Agenda 2010“
auf diesen prekären Zusammenhang von staatlicher
leistungsfähigkeit und bürgerschaftlichem Potential
verwiesen wurde. Wenn der freiheitlich-säkulare
Staat – was zweifellos der Fall ist – auf Vorausset-
zungen ruht, die er selbst nicht zu garantieren ver-
mag,18 so gilt es, dieses prekäre Verhältnis von Staat,
Verwaltung und Zivilgesellschaft weit intensiver
politisch und gesellschaftlich zu reflektieren, als dies
in den vergangenen Jahren ohnehin der Fall war. 

Die Bundesrepublik befindet sich gegenwärtig weder
ökonomisch noch gesellschaftlich in einer tiefen, gar
existentiellen Krise – zumal im internationalen und
europäischen Vergleich –, auch wenn letzteres durch
„PEGIDA“ oder andere politische Bewegungen und
Parteien suggeriert wird. Und doch mahnen eine
wachsende Unzufriedenheit in Teilen der Bevöl-
kerung mit der Problemlösungskompetenz der reprä-
sentativen Demokratie – „Wutbürger“ –, gepaart mit
einem Misstrauen gegenüber unabhängiger Medien-
berichterstattung – „lügenpresse“ – und einer
zunehmenden Verrohung der Debattenkultur, sei es
anonym im Internet, sei es bei Protestkundgebungen
„vor Ort“, die Notwendigkeit an, politische Entschei-



dungen, Handlungszwänge oder auch Abwägungs-
Dilemmata weitaus besser und intensiver in der Öf-
fentlichkeit zu erklären, zu plausibilisieren, als dies
in der jüngeren Vergangenheit häufig der Fall war.
Weder Schröders „Basta“ zur innerparteilichen Durch-
setzung seiner „Agenda“-Politik noch Merkels Ver-
weis auf die „Alternativlosigkeit“ ihrer Politik im
Rahmen der Euro-Griechenland-„Rettungspakete“,
haben dieser Notwendigkeit angemessen Rechnung
getragen und damit, gewiss ungewollt, Entfaltungs-
raum geschaffen für jene Kräfte, sei es auf der lin-
ken, sei es auf der Rechten, die in populistischer
Manier vermeintlich einfache, teils auch schlicht
zynische lösungen für komplexe politisch-gesell-
schaftliche Sachverhalte anbieten. Steht seit Agenda-
Zeiten die Frage nach sozialer Gerechtigkeit und
einer wachsenden Schere zwischen Arm und Reich
im Raum, so ist es mit Blick auf den Euro und die
Rettungsschirme die Frage nach nationaler und euro-
päischer Solidarität, die nunmehr, im Zeichen des
Flüchtlingsstroms nach Deutschland, in neuem licht

an Aktualität und neuer Dringlichkeit gewinnt. So
muss denn die politisch intonierte Selbstverpflich-
tung des „Wir schaffen das!“, die bislang auf einen
kongenialen gesellschaftlichen Resonanzboden
getroffen ist, konkreter werden, müssen Regierung
und Parteien benennen, was genau von wem
geschafft werden soll – mit welchem Ziel und mit
welchen finanziellen und politischen Mitteln. Vor
allem: Worauf zielt und wie, ja in welchem Umfang
gelingt „Integration“? Denn bei allem guten Willen,
der unzweifelhaft vorhanden ist, die Herausfor-
derungen zum Besten für die betroffenen Menschen
wie für das eigene Gemeinwesen zu meistern,
besteht doch, zumal auf kommunaler Ebene, die weit
verbreitete Ansicht, die ein grüner Oberbürgermeis-
ter jüngst zum Ausdruck brachte: „Die Schwierig-
keiten gehen jetzt erst los.“19  Schwierigkeiten, die
sich jenseits einer behelfsmäßigen Erstaufnahme mit
gelingender Integration der Flüchtlinge verbindet –
eine wahre Herkulesaufgabe auf sämtlichen poli-
tischen Ebenen vom Bund über die länder hin zu
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den Kommunen, denn Integrationspolitik ist seit
Jahrzehnten und über alle Parteigrenzen hinweg
sträflich vernachlässigt und erst seit einigen Jahren
verstärkt in den Blick genommen worden.20

Dieses Politikfeld – jenseits parteipolitischer Re-
tourkutschen entlang von Begriffskontroversen wie
„leitkultur“ und „Multikultur“ – erfolgreich zu
gestalten, wird eine der Kernaufgaben deutscher
Politik der kommenden Jahre mit erheblichem In-
vestitionsbedarf vor allem in sämtlichen Bereichen
von frühkindlicher, schulischer und beruflicher Bil-
dung sein. Mag dieser bildungspolitische Bereich
von Integrationspolitik inzwischen weitgehend poli-
tisch unstrittig sein, zumal, was den notwendigen Er-
werb der deutschen Sprache angeht, so stellt sich
dies mit Blick auf die große Bedeutung der Kirchen
und Religionen bereits anders dar. Halten die einen
beispielsweise die Einführung von Islamkundeun-
terricht an Schulen in deutscher Sprache für sinnvoll,
zeigen sich andere diesbezüglich äußerst reserviert.
Erst recht, wenn es um die damit verbundene – ab-
strakte – Frage geht, ob bzw. inwiefern der Islam
heute zu Deutschland gehört. Dabei ist gar nicht
fraglich, dass eine wachsende Zahl von Bürgerinnen
und Bürgern muslimischen Glaubens zu Deutschland
gehören, genauso, wie Katholiken, Protestanten oder
Atheisten auch. Sie alle, egal welcher Religion
verpflichtet oder eben auch nicht, haben ungeachtet
ihrer Glaubensmaximen Recht und Gesetz uneinge-
schränkt zu beachten (immer wieder im Fokus der
Integrationsanforderungen an männliche Muslime
steht dabei die notwendige Anerkennung der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau), was wiederum
nicht bedeutet, dass, im Hinblick auf das sozio-
moralische Fundament von Recht und Gesetz Staat,
Politik und Religion strikt getrennte Sphären sein
sollten. Angesichts der Bedrohung der offenen
Gesellschaften durch modernen Fundamentalismus
und angesichts der Herausforderung der Globali-
sierung für Staat und Gesellschaften warnt Jürgen
Habermas zurecht davor, die säkulare Gesellschaft
durch Ausschluss der Religion aus der Öffentlichkeit
„von wichtigen Ressourcen der Sinnstiftung“ ab-
zuschneiden; der liberale Staat dürfe nicht die „reli-

giöse Herkunft“ seiner moralischen Grundlagen ver-
gessen, weil er sonst Gefahr laufe, das „Artikula-
tionsniveau der eigenen Entstehungsgeschichte“ zu
unterschreiten.21

Diese wichtige Rolle der „Religion nach der Auf-
klärung“22 konstatierend, besteht die Kunst des Poli-
tischen folglich darin, der Notwendigkeit der
Generierung und der Wahrung von transzendentalen
Fundamentalnormen einer freiheitlichen Republik
ebenso Rechnung zu tragen wie den jeweils ak-
tuellen Herausforderungen der Innen- und Außen-
politik – und dies entlang der Bedürfnisse der
Bürger, die sich in „Werthybriden“23 bzw. Wertesyn-
thesen24 wie Freiheit und Sicherheit als Freiheit in
Sicherheit spiegeln. Sicherheit dabei verstanden im
dreifachen Sinne, als soziale Sicherheit – die
Verteilungsgerechtigkeit zu gewährleisten und
soziale Abstiegsängste zu verhindern sucht –, als in-
nere Sicherheit – man denke nur an die psycholo-
gisch verheerenden Ereignisse während der
Silvesternacht in Köln –, bzw. als äußere Sicherheit
vor (asymmetrischen) Angriffen wie jenen des inter-
nationalen Terrorismus. Ja, Deutschlands Interessen,
Deutschlands Sicherheit, wurden und werden am
Hindukusch ebenso verteidigt wie am Horn von
Afrika oder eben auch im Krisenbogen vom Irak
über Syrien bis libyen. Damit wird sich die Bun-
deswehr in Zukunft womöglich noch stärker in
diesen Krisenregionen engagieren müssen, als sie
das in den vergangenen Jahren schon getan hat. Aus
eigenem, nationalen Interesse wie aus jenem des eu-
ropäisch/westlichen Bündnisses, das sich als Werte-
bündnis und zugleich als Verteidigungsbündnis
versteht. Im Kleinen wie im Großen, im Tagtäglichen
wie in der (existentiellen) Krise, durch den Einzelnen
oder die Vielen – ohne die Tugend des Patriotismus,
das wusste bekanntlich schon Cicero, geht es nicht.
Im 21. Jahrhundert erst recht nicht. Denn Flucht,
Vertreibung und Verfolgung werden, weltweit betra-
chtet, die politische Agenda auf lange Zeit bestim-
men – auch die europäische, auch die deutsche. 

Ob Europa, konkret die EU, mit und an der Bewälti-
gung der damit verbundenen Herausforderungen
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wächst und ihrem Selbstverständnis als solidarische
Union der Freiheit, der Sicherheit und des Wohl-
stands gerecht wird, steht dahin. Ob Deutschland
diese Herausforderungen meistert – national wie
auch im europäischen Verbund, ist ebenfalls nicht
sicher. Doch bieten die praktizierte Willkommen-
skultur, das freiwillige bürgerschaftliche Engage-
ment und der administrative Kraftakt auf allen Ebe-
nen über viele Monate hinweg mehr Grund zur Zu-
versicht, denn zum Pessimismus. Nicht, weil alles
richtig gemacht wurde, zumal in der Politik. Sondern
weil der große Wille spürbar war und immer noch
ist, die Frage „Schaffen wir das?“ mit Nachdruck
und Selbstbewusstsein zu bejahen. Ohne falsches
Pathos, aber mit dem Gespür für Menschen in Not.
Ihnen zu helfen, spontan und freiwillig, großherzig
und dabei des eigenen Wohlergehens, der eigenen
Potentiale und der eigenen Geschichte bewusst,
zeigt, wie tragfähig die Fundamente der Republik
sind, die per se, um der Freiheitlichkeit des Gemein-
wesens willen, fragil sind und bleiben. Ohne Patrio-
tismus geht es nicht. 

Der Beitrag ist unter dem Titel “ Patriotismus in
Krisenzeiten” zuerst in “Aus Politik und Zeit-
geschichte” (APuZ) in der Ausgabe 14-15/2016 er-
schienen.
__________________________________________
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A. Flüchtlingszuwanderung nach Deutschland

Die Flüchtlingszuwanderung stellt Deutschland vor
enorme Herausforderungen. Viele Flüchtlinge wer-
den längerfristig bleiben, weshalb die Integration
in Ausbildung und Beschäftigung große Bedeutung
hat – sie ist ein wichtiger Weg hin zur Integration in
die Gesellschaft insgesamt und kann die Menschen
befähigen, unabhängig von staatlichen Transfers
selbst für sich zu sorgen. Die Organisation der In-
dustrie- und Handelskammern (im Folgenden:
Kammern) hat frühzeitig Verantwortung übernom-
men, um Unternehmen und Flüchtlinge auf  diesem
Weg zu unterstützen. Die Fluchtmigration und die
Aufnahme der Flüchtlinge in Deutschland erfolgen
aus humanitären Aspekten und sind klar von der
Diskussion um eine arbeitsmarktorientierte Zuwan-
derung zu unterscheiden. Dennoch ist zu bedenken,
dass viele Flüchtlinge im ausbildungsrelevanten
Alter sind und damit perspektivisch als Auszu-
bildende und Beschäftigte in Unternehmen in Be-
tracht kommen, die häufig schon heute Schwierig-
keiten bei der Besetzung von lehrstellen und Ar-
beitsplätzen haben, auch wenn dies in der großen

Mehrzahl keine kurzfristige Option sein wird, son-
dern einen langen Prozess mit Spracherwerb und
Qualifizierung voraussetzt.   

2015 wurden im EASY-System fast 1,1 Millionen
Flüchtlinge in Deutschland registriert. Da dieses Sys-
tem allerdings u. a. Mehrfachmeldungen enthält, wird
die Zahl der Asylsuchenden mittlerweile auf 890.000
beziffert. Im Jahr 2016 wurden in EASY  321.000
Schutzsuchende registriert.1 Hauptherkunftsländer
waren im Jahr 2016 Syrien, Afghanistan und Irak.2

Hinsichtlich der Integration sind Beschäftigung und
Arbeitslosigkeit relevant. Die Zahl der sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten mit einer Staat-
sangehörigkeit aus den acht nichteuropäischen
Asylherkunftsländern ist am aktuellen Rand leicht
gestiegen.3 Im Oktober 2016 waren 43 Prozent (+37.000)
mehr beschäftigt als ein Jahr zuvor – insgesamt
waren es 123.000. Dieses deutet auf eine moderat
steigende Arbeitsmarktbeteiligung Geflüchteter hin,
wobei 40 Prozent im Helfersegment tätig sind.
Die Zahl der Arbeitslosen aus den acht nichteuro-
päischen Asylherkunftsländern lag im Dezember
2016 bei 175.000 und damit um 85.000 (+94 Pro-
zent) deutlich höher als im Vorjahresmonat. Solange
die Asylverfahren noch nicht abgeschlossen sind und
die Flüchtlinge u. a. an Integrationskursen teilnehmen,
werden sie nicht in der Arbeitslosenstatistik aus-
gewiesen. Daher dürften gerade die Flüchtlinge, die
sich erst einige Monate in Deutschland aufhalten,
noch nicht in der Statistik geführt werden.      

B. Engagement der IHK-Organisation – 
das IHK-Aktionsprogramm

Die IHK-Organisation engagiert sich umfangreich
bei der Integration von Flüchtlingen in Ausbildung
und Beschäftigung und übernimmt damit Verant-
wortung. Im Herbst 2015 wurde das gemeinsame
Aktionsprogramm „Ankommen in Deutschland –
gemeinsam unterstützen wir Integration“ gestartet.

Flüchtlinge und Arbeitswelt – 
Integrationsbemühungen der Wirtschaft

Dr. rer. pol. Stefan Hardege ist Referatsleiter Arbeits-
markt und Zuwanderung beim Deutschen Industrie-
und Handelskammertag.
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Hierbei haben sich die Kammern darauf verständigt,
sich in acht Aktionsfeldern zu engagieren. Diese sind: 
• Betriebe informieren und beraten
• Jungen Flüchtlingen berufliche Orientierung

geben 
• Jungen Flüchtlingen bei der Vermittlung in Aus-

bildung helfen
• Flüchtlinge bei Spracherwerb und Gesellschafts-

kunde unterstützen
• Betriebe bei der Qualifizierung und Ausbildung

von Flüchtlingen begleiten 
• Kompetenzen von Flüchtlingen erfassen und ein-

ordnen 
• Flüchtlinge über 25 Jahre in Qualifizierungs-

angebote vermitteln
• Flüchtlingen bei Existenzgründungen helfen
Nach gut einem Jahr wurde eine erste Zwischenbi-
lanz der Anstrengungen gezogen. 2016 hat die IHK-
Organisation 20 Millionen Euro investiert und wird
2017 weitere 15 Millionen Euro bereitstellen. 170
Mitarbeiter unterstützen Betriebe und Flüchtlinge
vor Ort rund um das Thema Integration. In über 800
Veranstaltungen haben die IHKs bundesweit mehr
als 14.000 Unternehmen erreicht.    
In den ersten drei Schwerpunktfeldern sowie bei der
Begleitung der Betriebe bei Qualifizierung und Aus-

bildung der Flüchtlinge sind die Kammern flächen-
deckend aktiv (s. Abbildung 1). Für 2017 planen sie
einen Ausbau des Engagements – 26 Kammern
wollen 2017 zusätzliche Felder aufnehmen, fünf
Kammern wollen sich dagegen in weniger Feldern
engagieren. Ebenfalls großes Engagement besteht
bei der Vermittlung von Qualifizierungsangeboten
für Flüchtlinge über 25 Jahre (66 Prozent) und bei
der Kompetenzerfassung und Einordnung (57 Pro-
zent). Den größten Zuwachs 2017 planen die Kam-
mern im Feld „Flüchtlingen bei der Existenzgrün-
dung helfen“ – hier wollen zehn Kammern ihr Enga-
gement ausbauen. In einer aktuellen Untersuchung
gehen das BAMF und das IAB davon aus, dass
durchschnittlich 27 Prozent der Flüchtlinge in ihren
Herkunftsländern selbständig waren.4 Das könnte für
ein entsprechendes Interesse auch an einer Selb-
ständigkeit in Deutschland sprechen. 

I) Viele Angebote für Unternehmen und Flüchtlinge

Neben den Informationsveranstaltungen haben na-
hezu alle Kammern individuelle Beratung und In-
formationsmaterialien (z. B. leitfäden rund um das
Thema Integration im Betrieb, Broschüren, Flyer
und Filme zur dualen Ausbildung – teilweise in

ABBILDUNG 1
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mehreren Sprachen) für Unternehmen und zumeist
auch für Flüchtlinge im Portfolio oder bieten dies in
den kommenden Monaten an. Auch bei Unterneh-
mensbesuchen und bei der Beratung in Berufs-
schulen und Flüchtlingsklassen bieten Kammern
Unterstützung zum Thema Integration – in Berufs-
schulen und Flüchtlingsklassen informieren sie
Flüchtlinge etwa über das Thema „Duale Ausbil-
dung“, da dies in ihren Heimatländern zumeist nicht
bekannt ist (s. Abbildung 2).  
Viele Kammern helfen Unternehmen bei der Suche
nach Flüchtlingen als potenzielle Auszubildende,
Praktikanten oder Mitarbeiter. Drei Viertel der Kam-
mern haben dazu z. B. Kontakt-/Jobbörsen einge-
richtet oder planen dies. Mehr als jede zweite IHK
bietet mithilfe von Telefonhotlines flexible und
schnelle Beratung an. Auch auf Messen haben Un-
ternehmen und Flüchtlinge die Möglichkeit, mitein-
ander in Kontakt zu treten. Zudem führen einige
Kammern Schulungen für Mitarbeiter in Unterneh-
men durch, bei denen bspw. rechtliche Fragestellun-
gen und interkulturelle Aspekte im Fokus stehen.
Da die Qualifikationen der Flüchtlinge i.d.R. nicht
bekannt sind, diese aber eine wesentliche Vorausset-
zung für eine Einstellung als Auszubildender oder
Arbeitnehmer sind, unterstützen die Kammern zu-
dem teilweise Unternehmen und Flüchtlinge bei der
Kompetenzfeststellung und bieten Qualifizierungs-
und Weiterbildungsmöglichkeiten an.

II) Großes Interesse der Unternehmen

Das Interesse der Unternehmen an den IHK-Ange-
boten zum Thema Integration der Flüchtlinge wird
von den Kammern als relativ hoch betrachtet, auch
wenn es hier naturgemäß Unterschiede gibt (s. Ab-
bildung 3). Fast 80 Prozent der IHKs stufen das In-
teresse als hoch oder eher hoch ein, während 21
Prozent es als eher gering oder gering sehen.
Alles in allem ist das Unternehmensinteresse an den
Angeboten seit Beginn der Aktivitäten gewachsen (s.
Abbildung 4). Fast jede zweite IHK sieht ein
zunehmendes Interesse, während 43 Prozent von un-
verändertem bzw. zehn Prozent von abnehmendem In-
teresse berichten. Es zeigt sich eine hohe Nachhal-

tigkeit, bei der das Interesse nicht nach einem kurzen
Aufflackern wieder nachlässt. Indiz hierfür ist, dass
die Angebote der IHKs passgenau sind und die
Bedürfnisse der Unternehmen und Flüchtlinge treffen.  

III) Unterschiedliche Wege der Kontaktaufnahme zu
Flüchtlingen 

Erfolgreiche Integration in Ausbildung und Beschäf-
tigung setzt voraus, dass die Adressaten der Aktivi-
täten die Angebote kennen und wahrnehmen kön-
nen. Um die Flüchtlinge zu erreichen und ihnen eine
Hilfestellung beim Weg in Ausbildung und Beschäf-
tigung geben zu können, suchen die Kammern aktiv
den Kontakt und nutzen dabei unterschiedliche Wege
(s. Abbildung 5). Am häufigsten erfolgt die Kontakt-
aufnahme über den Weg in die Berufsschule und die
dortigen Flüchtlingsklassen, in denen die jungen
Menschen Vorbereitungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen absolvieren (91 Prozent). Auch über Ange-
bote und Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit
wie z. B. gemeinsame Informationsveranstaltungen,
Jobbörsen sowie die Maßnahme der Bundesagentur
für Arbeit „Perspektiven für (junge) Flüchtlinge“ er-
reichen die Kammern Flüchtlinge (71 Prozent).
Sprach- und Integrationskurse (58 Prozent) und
eigene IHK-Projekte (53 Prozent) wie etwa Speed-
Datings, Messen für Flüchtlinge, das Netzwerk der
Willkommenslotsen sowie die Anerkennungsbera-
tung und Kompetenzfeststellung bieten Möglichkei-
ten der Kontaktaufnahme. 
Daneben gehen die Kammern viele weitere unter-
schiedliche Wege. Hier steht die Zusammenarbeit
mit ehrenamtlichen Helfern, Initiativen und Institu-
tionen an der Spitze. Auch der Austausch mit re-
gionalen Netzwerken und Initiativen sowie Veran-
staltungen Dritter, darunter Bildungsträger, aber auch
der Weg in Gemeinschaftsunterkünfte/Wohnheime
bieten Gelegenheit zur Kontaktaufnahme.

IV) Kooperation mit Partnern vor Ort 

Bei der Integration sind unterschiedliche Akteure vor
Ort aktiv und verantwortlich. Gerade bei einer sol-
chen Herausforderung, die für viele Akteure (zu-
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mindest in der aktuellen Dimension) Neuland dar-
stellt, ist die Kooperation vielfach sehr hilfreich. Alle
Kammern arbeiten bei ihren Integrationsbemühungen
mit örtlichen Partnern zusammen (s. Abbildung 6).
Immer erfolgt diese Zusammenarbeit mit den Ar-
beitsagenturen und Berufsschulen. Fast genauso häu-
fig sind Kooperation mit Jobcentern, Städten und
Gemeinden und Ausländerbehörden. Aber auch mit
Wirtschafts-, Wohlfahrts- und Migrantenverbänden
sowie Gewerkschaften arbeiten die Kammern viel-
fach zusammen.
In der großen Mehrzahl der Fälle wird die Koopera-
tion von den Kammern als gut oder eher gut beurteilt.
Dies gilt in den meisten Fällen auch für die Zusam-
menarbeit mit den Ausländerbehörden, obgleich einige
Kammern hier Verbesserungspotenziale sehen (13
Prozent der kooperierenden Kammern bewerten die
Zusammenarbeit als eher schlecht bzw. schlecht).
Daneben kooperieren Kammern insbesondere mit
ehrenamtlichen Flüchtlingshelfern und Initiativen
sowie mit Handwerkskammern und Bildungsträgern
in der Region, wobei diese Zusammenarbeit nahezu
immer als gut beurteilt wird.

C. Netzwerk „Unternehmen integrieren 
Flüchtlinge“

Nicht nur mit dem IHK-Aktionsprogramm, sondern
auch mit dem beim DIHK angesiedelten Netzwerk

„Unternehmen integrieren Flüchtlinge“ hat die IHK-
Organisation frühzeitig auf den Informationsbedarf
der Unternehmen eine Antwort gegeben. Das vom
Bundeswirtschaftsministerium geförderte Unterneh-
mensnetzwerk hat mittlerweile über 1.000 Mitglie-
der, von denen rund drei Viertel kleine und mittlere
Unternehmen sind, und unterstützt Unternehmen
etwa dabei, ihr Engagement noch effektiver zu ge-
stalten. Dazu informiert das Netzwerk Unternehmen
zu Rechtsfragen, Integrationsinitiativen sowie zu
ehrenamtlichem Engagement. Es gibt Praxis-Tipps
zur Integration von Geflüchteten in Ausbildung und
Beschäftigung und stellt gute Praxisbeispiele von
Unternehmen vor und macht gleichzeitig das Enga-
gement sichtbar. Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist
die Förderung des Erfahrungsaustauschs und der Ko-
operation, denn gerade die Zusammenarbeit vor Ort
zeigt sich vielfach als wichtiger Erfolgsfaktor. Über
Veranstaltungen, eigene Publikationen und Umfra-
gen sowie Informationen auf der Homepage besteht
der Kontakt zu den Unternehmen.    

D. Ausblick – Was kann bei der Integration 
helfen?

Die Kammern sind erste Ansprechpartner für die Un-
ternehmen vor Ort und haben daher häufig einen di-
rekten Einblick in aktuelle Entwicklungen sowie in
den Informations- und Beratungsbedarf. Im Rahmen
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der Umsetzung des Aktionsprogramms besteht häu-
fig ein besonderer Austausch namentlich bei Ver-
anstaltungen, individueller Beratung oder Unter-
nehmensbesuchen. Hierbei erhalten die Kammern
gleichzeitigt einen guten Überblick, was den Unter-
nehmen bei der Beschäftigung von Auszubildenden
und Arbeitnehmern sowie bei der Integration helfen
könnte. Dort wo solche Hilfestellungen in das Auf-
gabenfeld der Kammern fallen, bieten, wie oben ge-
schildert, bereits viele von ihnen Unterstützung an.  

Rechtliche Rahmenbedingungen häufig unklar 

Den größten Informations- und Beratungsbedarf
haben die Unternehmen hinsichtlich der rechtlichen
Rahmenbedingungen, insbesondere mit Blick auf
den Aufenthaltsstatus und die Bleibeperspektive der
Flüchtlinge (einschließlich des neuen Integrations-
gesetzes und der „3+2-Regelung“), und folglich mit
Blick auf  Praktika, Einstiegsqualifizierung, Ausbil-
dung und Erwerbstätigkeit von Flüchtlingen. Ist die
Bleibeperspektive nicht gegeben oder unsicher, auch
wegen fehlender Transparenz, ist es wegen mangeln-
der Planungssicherheit für Unternehmen schwierig,
Flüchtlinge als Auszubildende oder Angestellte zu
beschäftigen. Sind die rechtlichen Bedingungen
einer Erwerbstätigkeit unklar, schrecken Unterneh-
men vor einer Anstellung zurück.
Um die Rechts- und Planungssicherheit zu steigern,

sollte die „3+2-Regelung“, nach der ein Flüchtling
während der dreijährigen Ausbildung und einer an-
schließenden mindestens zweijährigen Beschäfti-
gung vor eventueller Abschiebung sicher sein soll,
bundesweit einheitlich angewendet werden. Dies ist
das eigentliche Ziel des Integrationsgesetzes. In den
einzelnen Bundesländern gibt es jedoch unterschied-
liche Vorgehensweisen oder gar Vollzugshinweise
für die Ausländerbehörden (z. B. in Bayern). Auf-
grund der unterschiedlichen Praxis der Ausländerbe-
hörden ist es für Unternehmen nicht durchgängig
ersichtlich, welche Personengruppen (aus welchen
ländern) wirklich einen Anspruch auf eine Ausbil-
dungsduldung haben. Auch für junge Geflüchtete,
die schon länger in Deutschland sind, könnten sich
die Perspektiven daher verschlechtern. Denn die Un-
sicherheit, für wen 3+2 gilt, kann sich zu lasten der
Integrationschancen jener auswirken, die sich auf-
grund langer Asylverfahren schon länger in Deutsch-
land aufhalten und wegen guter Deutschkenntnisse
eigentlich für eine Ausbildung geeignet sind. 
Häufig bringen Flüchtlinge allerdings noch nicht die
notwendigen Voraussetzungen für eine Ausbildung
mit. Daher wird oftmals eine betriebliche Einstiegs-
qualifizierung (EQ) vorgeschaltet, um die Flücht-
linge an eine Ausbildung im Betrieb heranzuführen.
Zielgruppen für EQ-Maßnahmen sind vor allem
Ausbildungsbewerberinnen und -bewerber, die bis
zum 30. September eines Jahres keine Ausbildungs-

Staatswissenschaftliches Forum | 75

Stefan Hardege | Flüchtlinge und Arbeitswelt – Integrationsbemühungen der Wirtschaft

ABBILDUNG 6



stelle finden sowie junge Menschen, die noch nicht
in vollem Umfang reif für eine Ausbildung sind. EQs
haben sich bereits in der Praxis auch bei Flüchtlingen
als Brücke in Ausbildung bewährt. Allerdings garan-
tiert eine EQ-Maßnahme keinen gesicherten Aufent-
halt. Ebenso wie bei einer Ausbildung sollte es da-
her einen Abschiebeschutz für die Zeit einer EQ
geben. Nur so lässt sich der Übergang in die Ausbil-
dung perspektivisch gestalten. Ein Abschiebeschutz
während der EQ würde helfen, die Integrationsbe-
strebungen des Flüchtlings als auch das Engagement
der Betriebe zum Erfolg zu führen. 
Die Kammern berichten auch über Probleme an-
gesichts bürokratischer Hürden (u. a. bei Probearbei-
ten, um Kompetenzen besser einschätzen zu können)
und lange Wartezeiten für eine Aufenthaltsgenehmi-
gung sowie im Kontext des Arbeitserlaubnisver-
fahrens (z. B. Arbeitsbedingungenprüfung durch die
Bundesagentur für Arbeit). All dies mindert die Bereit-
schaft der Unternehmen, Flüchtlinge zu beschäfti-
gen. Es ist zudem nicht immer klar, wer vor Ort letzt-
lich die zuständigen Ansprechpartner/Behörden sind
und wie die verwaltungstechnischen Prozesse bei der
Einstellung laufen. Ebenso berichten die Kammern
von einem Informationsbedarf hinsichtlich des Min-
destlohns bei Praktika sowie des Versicherungs-
schutzes für Flüchtlinge.  
Schnellere Entscheidungen bei der Abwicklung der
Asylanträge und damit eine schnellere Statusfest-
stellung sowie bei  der Prüfung der Arbeitsbedin-
gungen durch die Bundesagentur für Arbeit wären
zur Verbesserung einer Einstellung von Flüchtlin-
gen durch Unternehmen sinnvoll. Auch die Klärung
und eine eindeutige  Kommunikation der Zustän-
digkeiten der öffentlichen Akteure vor Ort sowie
ihre bessere Zusammenarbeit und Absprache, nicht
zuletzt mit dem Ziel, verbindliche Aussagen treffen
zu können, würde das Engagement der Unter-
nehmen erleichtern. Die Entscheidungen der Aus-
länderbehörden bzgl. der Arbeitserlaubnis werden
teilweise als recht unterschiedlich beschrieben und
sind daher für die Unternehmen oftmals nicht trans-
parent und mit Zeitverlust verbunden. Hier könnten
klare Prozesse und ein einheitlicheres Vorgehen sinn-
voll sein. 

Sprachkompetenzen unerlässlich

Ebenfalls großen Beratungsbedarf seitens der Un-
ternehmen sehen die Kammern bei dem Thema der
Sprachkompetenzen der Flüchtlinge. Dies betrifft die
Frage nach den verfügbaren Sprachkenntnissen, ins-
besondere aber nach den Möglichkeiten zu Spracher-
werb und Sprachförderung und mögliche Unter-
stützung beim Spracherwerb. Denn Sprachkennt-
nisse gelten regelmäßig als Grundvoraussetzung für
Arbeitsmöglichkeiten in den Unternehmen (z. B.
auch mit Blick auf die Einhaltung der Vorschriften
zur Arbeitssicherheit). Der schnelle Zugang zu
Sprach- und Integrationskursen ist daher wichtig.
Häufig wird indes deutlich, dass eine erfolgreiche In-
tegration in Ausbildung und Beschäftigung mehr als
nur Sprachgrundkenntnisse voraussetzt und die im
Integrationskurs allein erworbenen Kenntnisse nicht
ausreichen – insbesondere dann nicht, wenn die dor-
tigen Prüfungen am Ende nicht bestanden werden.
Nicht zuletzt, um in der Berufsschule „mitzukom-
men“ und die Abschlussprüfung bestehen zu können,
aber auch um im Betriebsalltag „mitzumachen“,
brauchen die Auszubildenden weitergehende Kennt-
nisse. Ebenfalls wird die große Bedeutung von be-
triebsspezifischen Sprachkenntnissen deutlich. Das
Thema der berufsbegleitenden Sprachkurse hat gleich-
falls hohes Gewicht. Auf diesem Wege sollen die
Flüchtlinge parallel zu Ausbildung/Beschäftigung
ihre Sprachkompetenzen verbessern. Der Vorteil
dieser Kurse ist es, dass die Teilnehmer bereits Kon-
takt zum Arbeitsmarkt haben und nicht erst nach lan-
gen Zeiten vorgeschalteter Sprachkurse die ersten
Schritte auf dem Arbeitsmarkt machen. Flüchtlinge
in Einstiegsqualifizierung und Ausbildung sollten
daher parallel einen Sprachkurs besuchen.

Qualifikationen unbekannt   

Weiterhin stellen viele Unternehmen Fragen hin-
sichtlich der Qualifikationen und der Kompetenzen
der Flüchtlinge sowie zu den Verfahren, um diese
Kompetenzen festzustellen und zu zertifizieren. Dazu
zählen sowohl die schulischen als auch die beruf-
lichen Vorkenntnisse, die wichtig für eine potenzielle
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Ausbildungsreife sind. Unternehmen interessieren
sich insoweit auch für Aspekte rund um das Thema
Praktika und Einstiegsqualifizierung sowie der weit-
eren Ausbildungs- und Qualifizierungsmöglich-
keiten von Flüchtlingen. Auch das Angebot von
Nachhilfe für Auszubildende mit Blick auf die Be-
rufsschule und die betriebliche Anforderungen ist ein
häufiges Thema. 
Sowohl die Feststellung vorhandener Fähigkeiten als
auch die Qualifizierung helfen Unternehmen, Flücht-
linge einzustellen. Viele Flüchtlinge sind jung, kom-
men aber nicht sofort als Kandidaten für eine Aus-
bildung in Betracht. Ein längerer Schulbesuch über
die bestehende Schulpflicht hinaus könnte daher
helfen, die Ausbildungsreife zu verbessern. Um vor-
handene Kompetenzen erkennen zu können, ist es aus
Sicht der Unternehmen wichtig, dass es eine flächen-
deckende und schnelle Kompetenzerfassung gibt. 
laut aktueller BAMF-IAB-Umfrage5 verfügen nur
sechs Prozent der Geflüchteten über einen Abschluss
in einer betrieblichen oder beruflichen Ausbildung.
Allerdings kennen die meisten Herkunftsländer kein
Ausbildungssystem, das mit dem deutschen vergleich-
bar ist. 78 Prozent der 18- bis 65-jährigen geben
allerdings an, vor der Einreise Berufserfahrungen
gesammelt zu haben. Vor diesem Hintergrund wäre
es hilfreich, die beruflichen Kenntnisse und Quali-
fikationen besser einschätzen zu können.
Weitere Unterstützung bei der Berufsorientierung
und eine frühzeitige Aufklärung über die Vorteile der
dualen Ausbildung wären aus Sicht der Kammern
ebenso vorteilhaft wie die Nutzung aller ausbil-
dungsfördernden Instrumente ab Beginn der Ausbil-
dung. Mit dem Integrationsgesetz wurden für junge
Geflüchtete bereits einige Hürden beim Zugang zu
ausbildungsfördernden Maßnahmen gesenkt. So er-
halten Asylbewerber mit einer guten Bleibeperspek-
tive nach drei Monaten Zugang zu ausbildungs-
begleitenden Hilfen, assistierter Ausbildung und
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen. Den Zu-
gang zu Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungs-
geld gibt es aber erst nach fünfzehnmonatigem Auf-
enthalt. Da es nach der Ankunft in Deutschland
knapp zwei Jahre dauert, bis junge Geflüchtete in ein
Ausbildungsprogramm einsteigen, stellen diese Fris-

ten in der Regel kein Hindernis dar. Diejenigen, die
schneller sind und dringend auf finanzielle Zu-
schüsse zur Sicherung ihres lebensunterhaltes
angewiesen sind, werden jedoch benachteiligt.
Zudem ist es für die Unternehmen verwirrend, dass
für einheimische Jugendliche und Geflüchtete unter-
schiedliche Regeln bei der Ausbildungsförderung
gelten. Die abweichenden Regelungen für die
Gewährung von Ausbildungsförderung für Asylbe-
werber, Geduldete und Inhaber bestimmter humani-
tärer Aufenthaltstitel sollten daher entfallen.

E. Fazit

Die Integration der vielen Geflüchteten wird in
Deutschland in den kommenden Jahren eine große
Aufgabe bleiben. Die Zusammenarbeit der Akteure
vor Ort sowie auf Bundesebene ist eine wesentliche
Voraussetzung dafür, dass die Integration gelingen
kann. Die IHK-Organisation hat frühzeitig Verant-
wortung übernommen und unterstützt Unternehmen
und Flüchtlinge auf vielfältige Art und Weise. Mehr
Rechts- und Planungssicherheit mit Blick auf eine
Einstellung von Flüchtlingen sowie ein schneller und
ausbildungs- bzw. berufsbegleitender Spracherwerb
zeigen sich aus Sicht der Unternehmen als wichtige
Faktoren.
__________________________________________

1 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt kompakt: Flucht-
migration, Mai 2017, S. 5.
2 Im April 2017 waren die Hauptherkunftsländer Syrien, Irak und
Iran.
3 Die Statistik der Bundesagentur für Arbeit greift zur Approxi-
mation der Geflüchteten auf Personen aus den Fluchtländern
zurück, aus denen die meisten Flüchtlinge stammen. Zuletzt wur-
den besonders viele Asylerstanträge aus folgenden acht nichteu-
ropäischen ländern gestellt: Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran,
Nigeria, Pakistan, Somalia, Syrien.
4 Vgl. BAMF-Kurzanalyse 05/2016, Flucht, Ankunft in Deutsch-
land und erste Schritte der Integration, Nürnberg 2016.
5 Vgl. H. Brücker et al., IAB-BAMF-SOEP-Befragung von
Geflüchteten: Flucht, Ankunft in Deutschland und erste Schritte
der Integration, IAB-Kurzbericht, 24/2016. IAB= Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung; BAMF=Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge;  SOEP= Das Soziooekonomische Panel
(SOEP).
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A. Einleitung

Von 2015 bis 2016 sind rund 1,17 Millionen ge-
flüchtete Menschen nach Deutschland gekommen.
Die meisten von ihnen leben noch hier. Geflüchtete
bringen im Durchschnitt generell schlechtere Voraus-
setzungen für die Integration in den Arbeitsmarkt mit
als andere Migrantengruppen. Die volkswirtschaftli-
chen Effekte dieser Migration sind deshalb ungünstiger
als die Wirkungen von anderen Formen der Migration. 
Es geht bei der Aufnahme und Integration dieser
Menschen aber nicht um Nützlichkeitserwägungen,
sondern um ein humanitäres Anliegen: es geht um
den Schutz dieser Menschen vor Krieg, Verfolgung
und anderen Formen der Gewalt. Dieser Schutz ist
durch ethische Prinzipien begründet, etwa dem
christlichen Menschenbild, aber auch durch grundle-
gende rechtliche Normen wie der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, der Genfer Flüchtlings-
konvention und dem deutschen Grundrecht auf Asyl.
Diese Prinzipien und Normen garantieren einen indi-
viduellen Schutz vor Gewalt und Verfolgung. 

Die Integration der Geflüchteten wird nur dann er-
folgreich sein, wenn sie auch von der Bevölkerung
mitgetragen wird. Dies wird umso leichter gelingen,
je effizienter die vom Staat bereitgestellte Infra-
struktur für die Aufnahme von geflüchteten Men-
schen ist und je niedriger die wirtschaftlichen und
sozialen Kosten der Integration von geflüchteten
Menschen sind. Im günstigsten Fall entstehen sogar
Gewinne für die Volkswirtschaft und den Staat.1 Des-
halb ist eine realistische Integrationspolitik nötig, die
an den Voraussetzungen der geflüchteten Menschen
ansetzt.

B. Welche Voraussetzungen bringen die Geflüch-
teten mit?

Die geflüchteten Menschen repräsentieren nicht den
Durchschnitt der Bevölkerung in ihren Herkunfts-
ländern. Sie unterscheiden sich zum Teil deutlich
von diesem Durschnitt hinsichtlich der demografi-
schen Struktur, der Qualifikation und der Wertvor-
stellungen. Die Wissenschaft spricht hier von „Selbst-
selektion“.2 Diese Selbstselektion hat vor allem zwei
Gründe. Erstens sind bestimmte ethnische und poli-
tische Gruppen, die sich bereits von vorneherein
stark von der Mehrheitsbevölkerung in den Herkunfts-
ländern unterscheiden, auch jeweils besonders stark
von Krieg und Verfolgung betroffen. Zweitens sind
die Kosten und Risiken der Flucht nach Deutschland
sehr hoch. Sie betragen laut der IAB-BAMF-SOEP-
Migrationsstichprobe rund 5.000 Euro pro Geflüch-
tetem.3 Dies führt dazu, dass die Geflüchteten zum
Großteil aus den Mittelschichten der Herkunftslän-
der stammen, dass sie im Durchschnitt sehr jung sind
und dass der Männeranteil im Vergleich zu anderen
Formen der Migration sehr hoch ist. 

I) Entwicklung der Sprachkompetenz

Eine Schlüsselfrage für die Arbeitsmarktintegration
ist die Sprachkompetenz. 90 Prozent der Geflüch-

Zwischenruf zur Qualifikation und Integration 
von geflüchteten Menschen

Dr. rer. pol. h.c. Frank-Jürgen Weise war bis März
2017 Vorsitzender des Vorstandes der Bundesagen-
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regierung für Flüchtlingsmanagement“.
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teten verfügten bei der Einreise nach Deutschland
über keinerlei deutsche Sprachkenntnisse, ein knap-
pes Drittel hatten englische Sprachkenntnisse. Des-
halb ist der Aufbau der notwendigen Sprachkompe-
tenz eine der großen Herausforderungen. Bislang
haben rund ein Drittel der Geflüchteten in Deutsch-
land einen Integrationskurs besucht, ein weiteres
Drittel einen anderen Sprachkurs. Rund die Hälfte
gibt immer noch an, nur über schlechte oder sehr
schlechte deutsche Sprachkenntnisse zu verfügen.
Mit zunehmender Aufenthaltsdauer ist aber ein
klarer Aufwärtstrend zu erkennen.

II) Polarisierung der Allgemeinbildung

Die Allgemeinbildung der Geflüchteten ist stark po-
larisiert:4 37 Prozent der erwachsenen Geflüchteten
haben weiterführende Schulen besucht. Diese Schu-
len sind vergleichbar mit deutschen Gymnasien und
Fachoberschulen. 31 Prozent von ihnen waren auf
einer Mittelschule, 10 Prozent auf einer Grundschu-
le, 9 Prozent auf gar keiner Schule.5 Obwohl also ein
erheblicher Teil der Geflüchteten höhere Schulen be-
sucht hat, besteht im schulischen Bereich noch deut-
lich Nachholbedarf. 
Klar ist auch, dass Qualitätsunterschiede und Unter-
schiede in den lehrplänen zwischen deutschen
Schulen und vielen Schulen in den Herkunftsländern
bestehen. Dass große Teile der Geflüchteten kaum
lesen und schreiben können, wie manchmal be-
hauptet wird, ist aber nicht richtig. Die Mehrheit hat
mittlere und weiterführende Schulen besucht und
verfügt über einen entsprechenden Bildungshinter-
grund und eine entsprechende Bildungsorientierung.
Dies wird auch in Befragungsergebnissen deutlich:
46 Prozent der erwachsenen Geflüchteten wollen
noch einen Schulabschluss in Deutschland erwerben,
66 Prozent einen beruflichen Bildungsabschluss.6

III) Geringer Anteil mit beruflichen Abschlüssen

Am problematischsten für die Arbeitsmarktintegra-
tion ist das Niveau der beruflichen Bildung. Insge-
samt haben 69 Prozent der erwachsenen Geflüch-
teten keine berufliche Ausbildung begonnen oder

abgeschlossen. 19 Prozent haben Universitäten oder
Fachhochschulen besucht, 9 Prozent haben eine be-
rufliche Bildung begonnen. 3 Prozent befinden sich
derzeit in Ausbildung.7 Für diese Zahlen gibt es
mehrere Gründe: Zum einen gibt es in den Herkunfts-
ländern häufig kein System der beruflichen Bildung,
das mit dem deutschen System vergleichbar ist. Zum
anderen sind viele Geflüchtete sehr jung, und ihre
Bildungsbiografien wurden durch Krieg und Flucht
unterbrochen. Das ist eine der großen Herausforde-
rungen für die Integration: Die Nachqualifizierung
und das Nachholen von Schul- und beruflichen Bil-
dungsabschlüssen in Deutschland, ohne hierdurch die
Integration in den Arbeitsmarkt zu lange zu verzögern.

IV) Hoher Anteil mit beruflichen Erfahrungen

Ein wichtiger Aspekt sind auch die beruflichen Er-
fahrungen der Geflüchteten. In der öffentlichen De-
batte werden diese Erfahrungen oft unterbewertet.
Die Zahlen sprechen aber für sich: 73 Prozent der
Geflüchteten im Alter von 18 bis 65 Jahren haben
bereits berufliche Erfahrungen in den Herkunfts- und
Transitländern gesammelt, bevor sie nach Deutsch-
land eingereist sind; im Durchschnitt haben sie mehr
als sechs Jahre Berufserfahrung. 38 Prozent waren
als Angestellte tätig, 27 Prozent als Selbständige und
nur 30 Prozent als Arbeiter. 

Viele dieser Menschen haben durch ihre Tätigkeiten
wertvolle Erfahrungen gesammelt, die auch für die
Integration in den deutschen Arbeitsmarkt relevant
sind. Das ist eine große Integrationschance. Es wird
darauf ankommen, diese – häufig nicht zertifizierten
– Fähigkeiten zu prüfen und ein Zertifikat zu vergeben,
das in Deutschland akzeptiert wird. Das verbessert die
Arbeitsmarktchancen der Geflüchteten.

C. Die Integration der Geflüchteten in den 
Arbeitsmarkt: Wo stehen wir?

I) Erwerbspersonenpotential leicht überschätzt

Das Potenzial, das die Flüchtlingsmigration für den
Arbeitsmarkt birgt, wird leicht überschätzt: Ein Teil
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der geflüchteten Menschen ist bereits in andere län-
der weitergereist, andere wurden im Rahmen des
Dublin-Abkommens in andere länder zurückgeführt
oder befinden sich nach dem Scheitern ihrer Asyl-
anträge wieder in den Heimatländern. Nur ein Teil
der Geflüchteten ist im erwerbsfähigen Alter (16 bis
64 Jahre). Außerdem haben geflüchtete Menschen
teilweise keinen oder nur eingeschränkten Zugang
zum Arbeitsmarkt.
Insgesamt zählte das Ausländerzentralregister zum
31. Dezember 2016 978.000 Menschen im erwerbs-
fähigen Alter (15 bis unter 65 Jahren), deren Aufent-
haltsstatus auf einen Fluchthintergrund hinweist.
Diese Menschen sind zu einem erheblichen Teil
bereits vor 2015 nach Deutschland zugezogen. Von
ihnen befinden sich 425.000 (43 Prozent) noch in
den Asylverfahren, 441.000 (45 Prozent) haben eine
Aufenthaltserlaubnis aus politischen, völkerrecht-
lichen und humanitären Gründen und 138.000 (11
Prozent) halten sich nach Ablehnung ihrer Asyl-
anträge im Rahmen einer Duldung noch in Deutsch-
land auf.8

Das tatsächliche Erwerbspersonenpotenzial dieser
Gruppe ist aus institutionellen und arbeitsmarktpoli-
tischen Gründen deutlich kleiner. Denn zum einen
haben nur Personen mit einem anerkannten Schutz-
status einen unbeschränkten Arbeitsmarktzugang in
Deutschland. Geflüchtete, die vor einem bestimmten
Stichtag aus sicheren Herkunftsstaaten zugezogen
sind, dürfen zwar bereits nach drei Monaten in Deutsch-
land arbeiten. Jedoch unterliegt dies einer Vergleich-
barkeitsprüfung der Arbeitsbedingungen9 und – in
einem Teil der Agenturbezirke – einer Vorrangprü-
fung durch die Bundesagentur für Arbeit.10 Zum an-
deren haben Asylbewerber im Asylverfahren und
Personen mit Duldung keine Rechtsicherheit über
ihren Aufenthaltsstatus. Dies wirkt sich negativ auf
die Jobchancen von geflüchteten Menschen aus, weil
jedes Beschäftigungsverhältnis mit Investitionen von
Seiten des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers ver-
bunden ist. Ohne Rechtssicherheit werden diese In-
vestitionen nicht oder nur in unvollkommenem Um-
fang getätigt. Eine Ausnahme sind Auszubildende,
für die durch das Integrationsgesetz nach der „3+2“-

Formel Rechtsicherheit während der Zeit der Aus-
bildung und eine begrenzte Zeit danach besteht. 

Ein großer Anteil der Geflüchteten ist zudem aus an-
deren Gründen nicht für den Arbeitsmarkt verfügbar:
Viele befinden sich derzeit noch in Integrations-
kursen und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen.
Manche Geflüchtete besuchen noch Schulen und
Hochschulen oder absolvieren eine berufliche Aus-
bildung. Andere sind gerade in der Phase der Fami-
liengründung, was wiederum eine kurzfristig gerin-
gere Erwerbsbeteiligung bedeutet. 

Das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
(IAB) schätzt, dass das Erwerbspersonenpotenzial in
Deutschland durch die Fluchtmigration in den Jahren
2015 und 2016 mittelfristig um 460.000 Personen
oder 1 Prozent steigen wird.11 Der Höhepunkt wird
voraussichtlich 2019 mit 480.000 Personen erreicht.
In dieser Berechnung wurden der Nachzug von Fami-
lienangehörigen, Geburten und Todesfälle sowie die
Fortzüge und Rückführungen von Geflüchteten
berücksichtigt. Insgesamt ist das potenzielle Arbeits-
angebot der geflüchteten Menschen in Deutschland
also geringer als oft vermutet wird.

II.) Stufenweise Integration in den Arbeitsmarkt 

Die Arbeitsmarktstatistik kann die Zahl der Ge-
flüchteten, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen,
aufgrund gesetzlicher Hürden nicht exakt beziffern.
Als Näherung wird deshalb die Beschäftigungsent-
wicklung von Menschen aus den außereuropäi-
schen Asylherkunftsländern genutzt. Dies sind län-
der wie Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria,
Pakistan, Somalia und Syrien, aus denen erhebliche
Teile der Bevölkerung als Asylbewerber und Flücht-
linge nach Deutschland gekommen sind. Die Zahl
der Erwerbsfähigen aus diesen außereuropäischen
Asylherkunftsländern ist in Deutschland zwischen
2015 und 201612 um 679.000 Menschen angestie-
gen, die Zahl der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten aus diesen ländern um 58.000 Personen
(9 Prozent). Ein Großteil dieses Bevölkerungswachs-
tums entfällt auf die zweite Hälfte des Jahres 2015
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und ein Großteil des Beschäftigungswachstums auf
das Jahr 2016. 

Diese Angaben sind jedoch statistisch unscharf, denn
sie enthalten weder alle geflüchteten Personen noch
sind alle Personen aus den außereuropäischen Asyl-
herkunftsländern Geflüchtete. Außerdem wissen wir
nichts über den Zeitpunkt der Einreise. Genauere In-
formationen enthält die repräsentative IAB-BAMF-
SOEP-Befragung von Geflüchteten, die im Sommer
2016 durchgeführt wurde. Nach diesen Ergebnissen
waren unter den 2016 zugezogenen erwachsenen
Geflüchteten 4 Prozent, unter den 2015 Zugezoge-
nen 9 Prozent, unter den 2014 Zugezogenen 22 Pro-
zent und unter den 2013 Zugezogenen 32 Prozent
erwerbstätig. Dies zeigt, dass die Arbeitsmarktinte-
gration der Geflüchteten stufenweise verläuft.

Interessanterweise entspricht diese Entwicklung
auch dem Integrationsverlauf von Geflüchteten, die

in den 1990er und 2000er Jahren nach Deutschland
gekommen sind: Wie das IAB gezeigt hat, waren
damals ein Jahr nach dem Zuzug knapp ein Zehntel
erwerbstätig, fünf Jahre nach dem Zuzug rund die
Hälfte.13 Nach 10 bis 15 Jahren nähern sich die Er-
werbsquoten der Geflüchteten dann denjenigen an-
derer Migrantengruppen in Deutschland an.

Ob die Integration von Geflüchteten diesmal tatsäch-
lich ähnlich verlaufen wird, kann noch nicht beurteilt
werden. Einerseits sprechen die hohen Investitionen in
die Integration der Geflüchteten dafür, dass die Inte-
gration – zumindest auf mittlere Frist – schneller ver-
laufen könnte. Andererseits sind von 2015 bis 2016
viel mehr Geflüchtete nach Deutschland gekommen
als in den 1990er Jahren. Deshalb wird diesmal auch
der Wettbewerb in denjenigen Arbeitsmarktsegmenten
größer sein, in denen die Geflüchteten am ehesten eine
Stelle finden. Auch bei einem weiterhin günstigen
Konjunkturverlauf erschwert das die Integration.
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D. Fazit: Was muss getan werden?

Man kann nun darüber streiten, ob das Glas halbvoll
oder halbleer ist. Es ist auch richtig, dass die Ge-
schwindigkeit der Arbeitsmarktintegration wesent-
lich die Stimmung in der deutschen Bevölkerung
beeinflussen wird. Wichtiger ist es aber, dass jetzt
die richtigen Weichenstellungen für die Integration
getroffen werden. Die wichtigsten Elemente einer
konsistenten Integrationspolitik sind folgende:

Erstens muss so schnell wie möglich Rechtssicher-
heit hergestellt werden. Hier lagen am Anfang die
größten Probleme für die Integration. Inzwischen ist
die Registrierung abgeschlossen und die Asylver-
fahren haben sich erheblich beschleunigt. Im laufe
des Frühjahrs 2017 dürften die Altbestände an Asyl-
anträgen durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge weitgehend abgebaut sein. Das wird die
Integration erheblich erleichtern.

Zweitens muss die Sprachkompetenz der Geflüch-
teten schnell und umfassend entwickelt werden.
Sprachkompetenz ist der Schlüssel für die Integration
in alle Bereiche der Gesellschaft, wie zum Beispiel

Arbeitsmarkt, Bildung, Sport und weitere. Deshalb
muss damit so früh wie möglich begonnen werden
und allen Gruppen der Zugang zu dem umfassendsten
Sprachprogramm des Staates, den Integrationskursen,
geöffnet werden. Auch wer nicht dauerhaft in Deutsch-
land bleiben kann, wird von guten deutschen Sprach-
kenntnissen profitieren. Dies ist auch eine Investition
in künftige internationale Verbindungen.

Drittens muss das Bildungspotenzial der Geflüch-
teten schrittweise erschlossen werden. Der Erwerb
neuer Qualifikationen und Abschlüsse ist für viele
Geflüchtete eine wichtige Weichenstellung für die
Integration. Hier kommt es auf eine gute individu-
elle Beratung und Förderung an. Nicht jede und jeder
wird seine Bildungswünsche erfüllen können. In vie-
len Fällen müssen zunächst die sprachlichen und all-
gemeinbildenden Voraussetzungen geschaffen wer-
den, bevor eine berufliche Ausbildung oder ein
Hochschulstudium begonnen werden kann. Dabei
gilt es, Einheitslösungen zu vermeiden: Was für den
einen richtig ist, kann für den anderen falsch sein.
Darum müssen die Träger der Arbeitsmarkt- und
Berufsberatung eng mit anderen Einrichtungen
zusammenarbeiten und ihr Wissen zusammenlegen.
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Viertens bedarf es einer frühen und umfassenden Ar-
beitsmarktförderung und -vermittlung. Das beginnt
bei einer guten Berufs- und Arbeitsmarktberatung,
reicht über die Vermittlung von Integrations- und an-
deren Sprachkursen bis hin zu Qualifizierungsmaß-
nahmen. Eine Schlüsselfrage ist hierbei die Erfas-
sung und Zertifizierung von Kompetenzen, die von
Geflüchteten in der beruflichen Praxis in ihren Hei-
matländern oder Transitländern erworben wurden.
Die Bundesagentur für Arbeit hat frühzeitig ent-
sprechende Programme entwickelt und aufgelegt.
Heute geht es darum, diese Programme flächen-
deckend umzusetzen. Eine zentrale Rolle spielt auch
die Kombination von verschiedenen Programmele-
menten, etwa der Entwicklung von Sprachkompe-
tenz und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen
einschließlich Praktika. Der Aufbau von Sprachkom-
petenz muss Hand in Hand gehen mit berufsvor-
bereitenden Maßnahmen. Die Bundesagentur für
Arbeit hat deshalb gemeinsam mit dem Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge Programme entwi-
ckelt, die beide Elemente modular miteinander kom-
binieren. Es kommt jetzt darauf an, diese Programme
den Geflüchteten breit zugänglich zu machen.

Schließlich muss darauf geachtet werden, dass
Sprach-, Integrations- und Arbeitsmarktprogramme
so arbeitsmarktnah wie möglich sind und mit einer
Integration in den Arbeitsmarkt, etwa durch Praktika
verbunden werden. Denn jede arbeitsmarktpolitische
Maßnahme ist immer mit sogenannten „lock-in“-Ef-
fekten verbunden: für die Dauer der Maßnahme wird
die Arbeitsmarktintegration ganz oder teilweise
verzögert, weil die Menschen an der Maßnahme teil-
nehmen und nicht arbeiten können. Gerade bei Ge-
flüchteten, die ohnehin durch die Flucht und die
Dauer des Asylverfahrens schon lange vom Arbeits-
markt fern gehalten wurden, kann dies Integra-
tionsprobleme weiter verstärken. Hier müssen intelli-
gente Konzepte entwickelt und die verschiedenen
Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit überprüft werden.

Deutschland hat die Herausforderung angenommen,
eine große Zahl von Geflüchteten zu integrieren.
Dies gilt für den Staat und seine Institutionen, für die

Unternehmen und Gewerkschaften, für die Ehren-
amtlichen. Es war unvermeidlich, dass in diesem
Prozess auch erhebliche Fehler gemacht wurden.
Zwar sind die Erfolge vieler Anstrengungen heute
noch nicht oder erst teilweise sichtbar. Die Investi-
tionen in die Integration der Geflüchteten werden
sich aber auf lange Sicht auszahlen.
__________________________________________

1 In einer Vielzahl von Studien sind die fiskalischen Effekte der
Fluchtmigration nach Deutschland untersucht worden. Die Stu-
dien kommen je nach den getroffenen Annahmen über den Um-
fang der Fluchtmigration, die Rückkehr von geflüchteten Men-
schen und ihre Arbeitsmarktintegration zu sehr unterschiedlichen
Ergebnissen. Grundsätzlich gilt aber, dass die fiskalische Bilanz
der Fluchtmigration erheblich von der Arbeitsmarktintegration
beeinflusst wird (vgl. etwa St. Bach et al., „Fiskalische und ge-
samtwirtschaftliche Effekte: Investitionen in die Integration der
Flüchtlinge lohnen sich“, IAB-Kurzbericht, 2/2017; M. Fratz-
scher et al., Integration von Flüchtlingen: eine langfristig lohnen-
de Investition, DIW-Wochenbericht Nr. 45.; B. Raffelhüschen et
al., Zur fiskalischen Dividende der Flüchtlingskrise: Eine Gene-
rationenbilanz, ifo Schnelldienst 2016, Volume 69, Heft 4.
2 G. J. Borjas, Self-Selection and the Earnings of Immigrants,
American Economic Review, Vol. 77, 1987, Nr. 4, S. 531 ff.
3 H. Brücker et al., IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüch-
teten: Flucht, Ankunft in Deutschland und erste Schritte der Inte-
gration, IAB-Kurzbericht, 24/2016. IAB= Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung; BAMF=Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge;  SOEP=Das Soziooekonomische Panel (SOEP).
4 Vgl. H. Brücker et al. (2016a).
5 Das Forschungszentrum des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge kommt auf Grundlage von Daten, die bei der Regis-
trierung von Asylbewerbern erhoben werden, zu ähnlichen Ergeb-
nissen. Vgl. A.-K. Rich, Asylerstantragsteller in Deutschland im
Jahr 2015: Sozialstruktur, Qualifikationsniveau und Berufs-
tätigkeit, BAMF-Kurzanalyse 3/2016.
6 Vgl. H. Brücker et al. (2016a).
7 Vgl. H. Brücker et al. (2016a).
8 Ausländerzentralregister (2017), Aufhältige Ausländer nach
Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus, Sonderauswertung,
BAMF.
9 In diesem Fall werden die Arbeitsbedingungen, einschließlich
der Entlohnung, darauf überprüft ob sie den ortsüblichen Bedin-
gungen entsprechen. Das kann in prosperierenden Regionen dazu
führen, dass die Entlohnung den Mindestlohn übersteigen muss.
10 Bei einer Vorrangprüfung wird überprüft, ob die Stelle nicht
durch einen deutschen Staatsbürger oder durch einen bevor-
rechtigt zu behandelnden ausländischen Staatsbürger (z.B. EU-
Staatsbürger) besetzt werden kann.
11 J. Fuchs/E. Weber, Effekte der Flüchtlingsmigration auf das Er-
werbspersonenpotenzial, IAB Aktuelle Berichte, 22/2016.
12 Bis 30. November 2016.
13 H. Brücker et al., Eine vorläufige Bilanz der Fluchtmigration
nach Deutschland, IAB Aktuelle Berichte, 19/2016.
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Die hohe Zuwanderung nach Deutschland nimmt vor
allem den Arbeitsmarkt in seiner Gesamtheit in die
Verantwortung. Vom industriellen Großunternehmen
über den Mittelstand bis hin zum kleinen Hand-
werksbetrieb werden lösungen erwartet. Von gelun-
gener Integration lässt sich erst sprechen, wenn wir
die Menschen, die mit der Hoffnung auf ein besse-
res leben nach Deutschland gekommen sind, in die
lage versetzen, für ihren eigenen lebensunterhalt
und den ihrer Familien zu sorgen. Diese, wohl
wichtigste Form der gesellschaftlichen Teilhabe ver-
hindert das Abrutschen in Parallelgesellschaften,
steigert die soziale Stellung und das Selbstwertge-
fühl.1

Neben der humanitären Verantwortung darf aber die
ökonomische Vernunft nicht außer Acht gelassen
werden. Deutschlands Stärke ist die berufliche Bil-
dung und demnach das duale Ausbildungssystem,
wie die aktuelle OECD Bildungsanalyse bestätigt.
Die staatlich anerkannte Ausbildung ist ein wirk-
sames Instrument zur Entwicklung von Kompeten-
zen, die einen reibungslosen und erfolgreichen Über-
gang in den Arbeitsmarkt gewährleisten. In Deutsch-
land waren von den 25 bis 64 Jährigen mit Abitur
oder Berufsabschluss 2015 lediglich 4,3 Prozent er-

werbslos und das Interesse an beruflichen Bildungs-
gängen nimmt weiter zu.2 Die Standards der dualen
Ausbildung dürfen keinesfalls abgesenkt werden,
wie es häufig im Zusammenhang mit neu zugewan-
derten Menschen in der Debatte gefordert wird. Der
Weg muss ein anderer sein: Anstatt die Bedingungen
der dualen Ausbildung zu vereinfachen, sollte die In-
tegration von Zuwanderern über den Bildungssektor
verstärkt werden. Die Menschen müssen zeitnah qua-
lifizierte Angebote erhalten (u.a. Spracherwerb), um
eine Berufsausbildung zu beginnen, Wege der Er-
wachsenenbildung einzuschlagen oder auch ein
Studium aufzunehmen und mit Erfolg abzuschlie-
ßen. Das schließt natürlich nicht aus, dass die Wirt-
schaft flexibel auf das neue Potenzial an Arbeitneh-
mern reagiert.
Wissenschaftliche langzeiterhebungen zur Thematik
Migration belegen zwar, dass eine ökonomische
Rendite von einer ungesteuerten Zuwanderung in
den ersten sechs Jahren nicht zu erwarten sei, weisen
aber auch darauf hin, wie wichtig es ist, den Men-
schen frühzeitig Qualifikationsangebote zur Verfü-
gung zu stellen. Geschehe dies nicht, sei ein Großteil
der zugewanderten Menschen dauerhaft von den
Sozialkassen abhängig. Im Umkehrschluss bedeutet
dies, dass den Zugewanderten ein realistischer Bil-
dungs- und Qualifizierungsweg aufgezeigt werden
muss, der den Anforderungen des deutschen Ar-
beitsmarktes entspricht.3

Entscheidend ist, mit welcher Einstellung einer Prob-
lemstellung begegnet wird: Das Gefühl einer soge-
nannten Krisenstimmung entsteht nur bei einer
sachlich falschen Herangehensweise an die Problem-
bewältigung. Dementsprechend braucht es den Mut,
neue Wege zu gehen, wie es bereits Roman Herzog
1997 einforderte. Seine Worte haben an Aktualität
nichts eingebüßt: „Innovationsfähigkeit fängt im
Kopf an, bei unserer Einstellung zu neuen Tech-
niken, zu neuen Arbeits- und Ausbildungsformen,
bei unserer Haltung zur Veränderung schlechthin. Ich
meine sogar: Die mentale und die intellektuelle Ver-

Förderung der beruflichen Integration von Flüchtlingen und 
Migranten – Erfahrungen aus einem Projekt in Thüringen

Prof. Gerald Grusser ist Hauptgeschäftsführer der
IHK Erfurt, Honorarkonsul des Königreichs Schwe-
den sowie stellvertretender Vorsitzender des SWF.
_________________________________________



Staatswissenschaftliches Forum | 85

Gerald Grusser  | Förderung der beruflichen Integration von Flüchtlingen und Migranten 

fassung des Standorts Deutschland ist (…) wichtig
(…). Die Fähigkeit zur Innovation entscheidet über
unser Schicksal.“4

A. Das Engagement der Kammern

Die Industrie- und Handelskammer (IHK) Erfurt hat
den Innovationsbedarf bereits im Spätherbst 2015
erkannt und konnte im Dezember des gleichen Jahres
federführend das Projekt „Förderung der beruflichen
Integration von Flüchtlingen und Migranten“ (FIF)
starten. Das zweijährige Gemeinschaftsprojekt der
Thüringer Industrie- und Handelskammern und
Handwerkskammern (HWK) wird aus den Mitteln
des Freistaats Thüringen finanziert und ist eine kon-
zeptionelle Antwort auf die Hürden einer beruflichen
Integration von Menschen in den Thüringer Arbeits-
markt, die einen unterschiedlichen kulturellen Hin-
tergrund haben und verschiedene Bildungsbiogra-
phien aufweisen. Zielorientiert widmet sich das Pro-
jekt einem positiven Ansatz und stellt nicht die Prob-
leme in den Vordergrund. Vielmehr sollen Chancen
für zugewanderte Menschen und die Wirtschaft eva-
luiert und für beide lösungen entwickelt werden.
Der sich daraus ergebende gesamtgesellschaftliche
Nutzen stellt ein langfristiges Ziel dar. Umgesetzt
wird diese Initiative thüringenweit von allen sechs
Wirtschaftskammern, bei denen insgesamt sieben
Koordinatoren arbeiten. Ihre Arbeit basiert auf zwei
Grundlagen: der realistischen Beratung von Migran-
ten und Flüchtlingen bezüglich ihrer Perspektiven
auf dem Arbeitsmarkt sowie der Unterstützung von
Unternehmen. letztere interessieren sich vorrangig
für die rechtlichen Rahmenbedingungen, die für Ein-
stellungen gelten, sowie für eine interkulturelle Sen-
sibilisierung. Im Idealfall ist es möglich, nach der
ausführlichen Beratung beider Seiten, ein „Matching“
zwischen der Person und einem Unternehmen her-
zustellen. 
Zielgruppe des Projektes sind anerkannte Flücht-
linge, Asylbewerber und Migranten mit einer guten
Bleibeperspektive in Deutschland und einem festen
Wohnsitz in Thüringen. Zur Vermittlung in Arbeit
und Ausbildung sind grundlegende Sprachkenntnisse
eine entscheidende Voraussetzung. So sollten die

Teilnehmer am Projekt über das Sprachniveau B1
verfügen und für eine Ausbildung B2-Kenntnisse
vorweisen können. 

B. Aktive und individuelle Beratungsleistung

Die sieben Koordinatoren übernehmen eine ganz-
heitliche Beratung und Begleitung hinsichtlich der
Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt:
Bewerbercoaching, Berufsorientierung, Beratung zur
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen,
Existenzgründungsberatung, Unterstützung bei der
Aufnahme von Praktika, Einstiegsqualifizierungen
und Ausbildungen oder Arbeitsverhältnissen sind nur
einige Teilbereiche der täglichen Integrationsarbeit. 
In den individuellen Gesprächen mit den Teilneh-
mern wird eine realistische Arbeitsmarktberatung
durchgeführt. Bewerbungscoachings mit anschlie-
ßender Begleitung zu Vorstellungsgesprächen und
gemeinsame Betriebsbesichtigungen tragen weiter-
hin zu einer Verbesserung der beruflichen Chancen
von Zugewanderten bei. Durch die intensive Zusam-
menarbeit mit den Partnern der Migrationsberatung
und Flüchtlingsintegration ist das Projekt FIF thürin-
genweit vernetzt. Wertvolle Informationen und Syn-
ergieeffekte mit regionalen Ansprechpartnern wie
Sprachkursträgern und Beratungsstellen können so
optimal genutzt werden. Sollten die Neuzugewan-
derten noch nicht über ausreichende Sprachkennt-
nisse verfügen oder sich für einen Beruf außerhalb
der IHK und HWK interessieren, vermitteln die Ko-
ordinatoren zudem an entsprechende Fachstellen. 
Die Kammern bieten aber nicht nur den Neuzuge-
wanderten ein ganzheitliches Beratungsangebot;
auch den Unternehmen stehen die Wirtschaftskam-
mern beratend zur Seite. Sie unterstützen die Be-
triebe bei der Besetzung von Ausbildungs- und Ar-
beitsstellen, begleiten sie bei der Einstellung einer
ausländischen Arbeitskraft und vermitteln unter-
stützende Angebote von regionalen Institutionen.
Weiterhin geben sie fachliche Hilfestellungen bei der
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen
und zeigen Weiterbildungsmöglichkeiten für das
neue Personal auf. Die Unternehmen und Betriebe
der Thüringer Wirtschaft erhalten somit umfassende
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Informationen zu rechtlichen und sozialen Rah-
menbedingungen bei der Einstellung ausländischer
Arbeitskräfte. 
Da sich die Thematik in all ihren Facetten als sehr
schnelllebig erweist, wird die strategische Herange-
hensweise der FIF-Akteure permanent weiterent-
wickelt. Aufgrund der bereits bestehenden Erfah-
rungen will das Projekt nachhaltige Ergebnisse zeiti-
gen und ist nicht ausschließlich an „Best Practice“
Beispielen ausgerichtet. Die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen des FIF-Projektes versuchen, jeden
Einzelfall zum „Best Practice“ zu machen und die
Ausnahmebedingungen dieses Projektes mit Regel-
systemen zu kombinieren. 

C. Ein erster Überblick

Gegenwärtig5 betreut das Projekt aktiv 664 Teilneh-
mer in ganz Thüringen und hat 1.281 qualitative Ein-
zelberatungen durchgeführt. Von den 825 Interessen-
ten, haben jedoch 110 Menschen das Angebot bereits
vorzeitig verlassen. Weitere 51 Personen wurden an
Netzwerkpartner bzw. passgenaue Fachstellen über-
geben und ihre Übernahme gesichert.

Umzüge, soziale Probleme, unrealistische Vorstel-
lungen vom deutschen Arbeitsmarkt oder auch un-
zureichende Sprachkenntnisse sind nur einige Grün-
de, die dazu führten, dass für diese Personen keine
Vermittlung in den Arbeitsmarkt erfolgen konnte. In
dieser Situation verweisen die Koordinatoren stets

an Projekte, die den Fokus auf die persönlich-soziale
Unterstützung legen. Zudem bestehen Berufs- oder
Qualifizierungswünsche, die die Industrie- und Han-
delskammern und Handwerkskammern – trotz der
rund 380 staatlich anerkannten Berufsfelder6 – nicht
abdecken können. Als Beispiele seien hier der Ge-
sundheitssektor oder der Wunsch nach einem Stu-
dium genannt. 
Das numerische Ungleichgewicht zwischen den
zugewanderten Männern und Frauen offenbart sich –
wie im Bundestrend – auch unter den Teilnehmern
des Gemeinschaftsprojektes FIF. lediglich 10 Pro-
zent der interessierten Menschen sind weiblich. Da-
mit sind Frauen gegenüber den männlichen Teil-
nehmern (90 Prozent) deutlich unterrepräsentiert. 

Ebenfalls bestätigen sich die Erhebungen des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF),
die zeigen, dass überwiegend junge Menschen nach
Deutschland beziehungsweise Thüringen geflüchtet
sind oder noch flüchten und migrieren.7 Von den 825
Teilnehmern sind 64 Prozent im Alter von 18 bis 29
Jahren und 22 Prozent  in der Altersspanne von 30
bis 39 Jahren. Betrachtet man zusätzlich noch die 5
Prozent der unbegleiteten minderjährigen Ausländer
(UMA), befinden sich 91 Prozent der Projektteil-
nehmer im idealen ausbildungs- und/ oder arbeits-
fähigen Alter für den Thüringer Arbeitsmarkt.
Der Freistaat ist ein weltoffenes Bundesland, in dem
Menschen aus den unterschiedlichsten Nationen eine
Perspektive für ihr leben suchen. Allein im Projekt

ABBILDUNG 1
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FIF sind derzeit Menschen aus 33 verschiedenen
Staaten vertreten. Allerdings sind nur 6 Prozent (49
Personen) der Teilnehmer „klassische Migranten“,
94 Prozent (776 Personen) stellten einen Antrag auf
Asyl und versuchten größtenteils den Flüchtlingssta-
tus zu erlangen. 
Aus den fünf ländern mit guter Bleibeperspektive
stammen 53,5 Prozent der Personen: Dabei stellen
die Syrer mit 39 Prozent (322 Personen) die größte
Gruppe; 5 Prozent (39 Personen) kommen aus dem
Irak, 5 Prozent (38 Personen) aus Somalia, 4 Prozent
(36 Personen) aus Eritrea und 0,5 Prozent (4 Perso-
nen) aus dem Iran. Einen großen Personenkreis
bilden die Geflüchteten aus Afghanistan mit 33 Pro-
zent (275 Personen). Sie erhalten von den deutschen
Behörden in den meisten Fällen nur eine Duldungs-
verfügung. Die Schutzquote für Flüchtlinge aus

Afghanistan liegt unter 50 Prozent; daher zählt es
derzeit nicht zu den ländern mit einer guten Bleibe-
perspektive8. Die Afghanen sind somit von Integra-
tionskursen und Weiterbildungsmaßnahmen weitge-
hend ausgeschlossen. 
Insgesamt werden im Rahmen des Projekts 43 Pro-
zent Geflüchtete mit Aufenthaltstitel und 42 Prozent
Asylsuchende in einem laufenden Verfahren betreut.
Einen negativen Bescheid hingegen, eine bloße Dul-
dung, erhielten bislang 9 Prozent. 

D. Eine erste Zusammenfassung

Grundsätzlich hat das Integrationsgesetz von 2016
einige Erleichterungen bezüglich der Integration in den
Arbeitsmarkt geschaffen. Mit Blick auf den Aufent-
haltsstatus bleiben aber Unsicherheiten für die Betriebe

ABBILDUNG 3
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und Menschen. In Anbetracht der Zahlen besitzen nur
49 Prozent einen Status, bei dem der Aufenthalt in
Deutschland für eine planbare Zeit geregelt und der
Zugang zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt daher
gegeben ist. Daraus ergeben sich zwei grundlegende
Probleme: Erstens können die Betroffenen sich nicht
mit vollem Engagement ihrer Qualifizierung bezieh-
ungsweise Arbeit widmen, denn ihr unsicheres soziales
Umfeld lässt sie nicht zur Ruhe kommen. Zwei wich-
tige Indikatoren aus der Sozialforschung, die das so-
ziale leben bestimmen, fehlen ihnen mithin –
Sicherheit und Perspektive. Die Koordinatoren stellen
fest, dass für diese Gruppe eine Vermittlung in Schu-
lungen oder qualifizierte Arbeit äußerst schwierig ist.
Das zweite Problem besteht in der Unsicherheit für die
Unternehmen. Die Diskrepanz zwischen gesellschaft-
licher Verantwortung und rechtlichen Unklarheit prägt
ihre Integrationsarbeit. So stellen die Firmen zwar Ar-
beitsplätze sowie Fachpersonal für die Ausbildung
bereit, die für eine verlängerte Einarbeitungsphase des
ausländischen Personals erforderlich sind, aber die
Gefahr einer (möglichen) vorzeitigen Beendigung der
Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse verbunden mit
der fehlenden Transparenz aufenthaltsrechtlicher
Entscheidungen erschweren letztlich die Handlungs-
bereitschaft der Unternehmen. 
Infolge der vielen einschlägigen Rechtsänderungen
ist es noch nicht zu einer einheitlich Rechtspraxis
gekommen. Seit August 2016 gilt: Auszubildende
sollten grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf die
3+2-Duldung haben. Die Altersgrenze von 21 Jahren
ist entfallen. In den deutschen ländern wird diese
Regelung unterschiedlich streng gehandhabt. „Wer
wirklich einen Anspruch auf diese neu eingeführte
Ausbildungsduldung hat, sei für Unternehmen nicht
durchgängig ersichtlich. Die Innenministerkonferenz
müsse sich auf einen bundesweit einheitlichen Ver-
waltungsvollzug einigen“,9 so der stellvertretende
Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages (DIHK), Achim Dercks, in der
F.A.Z.
Vereinfacht gesagt, hemmt diese Konstellation die
Integration in den Arbeitsmarkt, da gerade kleine und
mittelständische Unternehmen abwägen müssen, in
welchem Umfang sie Fachpersonal für verlängerte

Einarbeitungsphasen abstellen können. Allen „Unken-
rufen“ zum Trotz beweisen die Zahlen des Projektes
das große Interesse der Unternehmen an ausländi-
schen Arbeitskräften. Bereits bis zum 20. Januar 2017
absolvierten die Koordinatoren 829 vertiefende Be-
ratungen und Betriebsbesuche in Thüringer Un-
ternehmen.10 Das Fazit der meisten Gespräche mit
Geschäftsführern und Personalverantwortlichen ist
dabei weitestgehend einheitlich: Zusätzliches Per-
sonal wird benötigt, die Herkunft spielt keine Rolle,
solange die allgemeingültigen Regeln des Arbeits-
marktes nicht zur Debatte stehen. Auch im aktuellen
Ernst & Young-Mittelstandsbarometer spiegeln sich
diese Erkenntnisse wider. Die Befragten stehen der
Gruppe der Geflüchteten offen gegenüber und sehen
die Auswirkungen auf die Wirtschaft eher positiv. Drei
von vier Mittelständlern sind bereit, Flüchtlinge einzu-
stellen, setzen auf ausländische Fachkräfte und jeder
vierte Betrieb beschäftigt bereits einen Geflüchteten.11

Das vorläufige Resultat dieser aufwendigen Bera-
tungen der involvierten Personenkreisen – Ge-
flüchtete, Migranten und Unternehmen – ist mehr als
zufriedenstellend. Ein „Matching“ zwischen den ar-
beitswilligen Personen und den Betrieben führte in
58 Fällen zu Arbeitsverhältnissen, 43 Personen wur-
den in eine Ausbildung vermittelt. Ihre Arbeitsper-
spektiven konnten die Zugewanderten in 100 ver-
mittelten Praktika und 27 Berufsfelderprobungen
testen. 38 Menschen erhielten in Vorbereitungsmaß-
nahmen konkrete Hilfe. 28 davon nutzen eine Ein-
stiegsqualifizierung, die 2017 in eine Ausbildung
mündet und 10 versuchen ihren Hauptschul- oder
Realschulabschluss an einer berufsbildenden Schule
nachzuholen, um ihre Aussichten zu verbessern. Das
Angebot an Weiterbildungsmaßnahmen wurde 147
Mal abgerufen. Darunter summieren sich beispiels-
weise Sprachangebote, Führerscheinprüfungen, be-
rufsbildende Maßnahmen oder Kurse in den Be-
rufsbildungszentren der Handwerkskammern.

E. Der Blick auf die Branchen

Der Arbeitsmarkt zeigt sich bis auf wenige Ausnah-
men branchenübergreifend offen. leider ist es gera-
de die öffentliche Verwaltung, die nur wenige Ange-
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bote macht. Zudem stellt der gesamte kaufmänni-
sche Bürobereich derzeit äußerst hohe Anforderun-
gen. Dennoch konnten die Projektteilnehmer in un-
terschiedlichen Berufsfeldern eine Arbeit aufneh-
men. So wurde beispielsweise ein Rumäne als Kraft-
werkstechniker und ein Syrer als Konstruktions-
mechaniker vermittelt. Auch die Erfolgsgeschichten
in den Ausbildungen sind vielfältig: ein Syrer erlern-
te den Beruf des Kochs, ein Afghane wurde Florist
und ein weiterer Syrer konnte als Kaufmann für Bü-
romanagement integriert werden. Zahlreiche Mög-
lichkeiten einer Berufsfelderprobung beim Arbeit-
geber mittels eines Praktikums sind auch im Projekt
branchensimultan vorhanden. Besonders hervorzu-
heben ist hier ein Syrer, der als langzeitpraktikant
bei einer politischen Partei weitere Berufserfahrun-
gen sammelte.

F. Die Abbrecher – ein Problem für die 
Zukunft?

Die Abbrecherquote (wenn derzeit auch noch nicht
signifikant auffällig) wird sorgfältig beobachtet:  Ins-
gesamt sind aktuell 30 Abbrüche registriert. Davon
entfallen jeweils sieben auf Arbeitsverhältnisse, Aus-
bildungen und Einstiegsqualifizierungen; acht auf
Praktika und Berufsfelderprobungen sowie ein abge-
brochenes berufsvorbereitendes Schuljahr. Neben den
vielen positiven Erfahrungen gehört es daher auch zur
Realität der Integrationsberatung, dass bei einem Teil
der Personen zahlreiche Integrationsbemühungen
fehlschlagen. Die kulturellen Unterschiede erweisen
sich dann als zu groß und kollidieren mit den Regeln
des deutschen Arbeitsmarktes. Diese Situation kann
man jedoch nicht pauschalisieren und länderspezifisch
einordnen. Oft handelt es sich eher um individuelle
Entscheidungen und persönliche Umstände. 

G. Schlussfolgerungen aus der Praxis

Die Erfolgszahlen des Projektes belegen, dass viele
der Zugewanderten hoch motiviert sind und daher
über gute Chancen verfügen, um in Deutschland eine
Tätigkeit aufzunehmen. Arbeit ist eine zentrale Vo-
raussetzung für die Teilhabe an anderen gesellschaft-

lichen Bereichen. Die Beratung der Migranten und
Geflüchteten unterscheidet sich in einem wichtigen
Punkt von der deutscher Arbeitssuchender: Bei den
klassischen Arbeitsmigranten geht es zumeist um
berufliche Anerkennung bestehender Abschlüsse und
den möglichst nahtlosen Übergang in den Berufsall-
tag in Deutschland, da sie bereits eine gewisse
Vorstellung von ihrer künftigen Tätigkeit mitbringen.
Die Beratung der Flüchtlinge ist daher grundlegen-
der, der Informationsbedarf über den Arbeitsmarkt
deutlich höher. Sie betonen in den persönlichen Ge-
sprächen stets, wie wichtig ihnen neben den fi-
nanziellen Ressourcen neue soziale Kontakte und
gesellschaftliche Akzeptanz sind. Für viele der Men-
schen ist es demütigend, von Sozialleistungen ab-
hängig zu sein. Sie drängen allerdings häufig übereilt
in den Arbeitsmarkt und sehen oftmals nicht die Not-
wendigkeit, sich langfristig zu qualifizieren. Ihr
Fokus ist: möglichst schnell, möglichst viel Geld
verdienen, um die eigene Familie zu unterstützen. 
Eine erfolgreiche Teilhabe am Arbeitsmarkt gelingt
jedoch nur über den Erwerb von ausreichenden
Sprachkenntnissen, sonst sind selbst einfachste Hilfs-
tätigkeiten nicht möglich. Viele Teilnehmer ver-
fügen über unzureichende Sprachkompetenzen.  Da-
her  müssen die Koordinatoren die eigentliche Vor-
bereitung auf das Berufsleben mit zusätzlichen
Sprachkursen von Netzwerkpartnern kombinieren. 
Das Projekt vermittelt verantwortungsbewusst. Es
bringt den Menschen erst dann mit dem Arbeitgeber
in Kontakt, wenn sowohl die Sprache als auch das
Schriftbild in einem akzeptablen Verhältnis zu den
Anforderungen der entsprechenden Tätigkeit stehen.
Eine voreilige Vermittlung würde zu Frustrationen
auf beiden Seiten führen. Die Projektmitarbeiter be-
grüßen in diesem Zusammenhang den Appell des
Vorstandsvorsitzenden der Bundesagentur für Arbeit,
Frank-J. Weise. Er fordert, drei Dinge in simultaner
Kombination: „Arbeit plus Sprache plus kleine le-
bensgemeinschaft.“ Ein zeitraubendes und von
Wartezeiten geprägtes Nacheinander von Sprach-
kursen und anschließender Arbeitssuche ist hingegen
wenig erfolgversprechend. Vielmehr sollten die Flücht-
linge möglichst schnell mit dem Arbeitsmarkt und
den Betrieben in Kontakt kommen.12
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Eine weitere Erkenntnis seit Projektstart betrifft die
fehlenden und zugleich unrealistischen Vorstellun-
gen der Zugewanderten vom deutschen Arbeits-
markt. Dies führt zu einem enormen Aufklärungsbe-
darf und stellt zugleich ein Vermittlungshemmnis
dar. Der Wert der dualen Ausbildung und das duale
Ausbildungssystem sowie die vielfältigen Möglich-
keiten der Erwachsenenbildung sind den meisten
Flüchtlingen nicht bekannt. Nur eine Minderheit von
ihnen kann einen formalen Berufsabschluss aus dem
Herkunftsland nachweisen. Dies hängt damit zu-
sammen, dass spezialisierte Berufsausbildungen in
den Fluchtländern kaum oder gar nicht existieren13,
„die Qualifikationsniveaus der Flüchtlinge sehr he-
terogen sind und die Mehrheit unter ihnen nicht über
eine abgeschlossene Ausbildung verfügt“.14 Vor allem
die geflüchteten Menschen erreichen das FIF-Projekt
nur in Ausnahmefällen als Fachkräfte. Aber gerade in
diesem Bereich fehlen den Thüringer Betrieben quali-
fizierte Arbeitskräfte. Eine erfolgreiche Integration
in die deutsche Gesellschaft kann nur auf diesem
Wege gelingen. Für die Koordinatoren des Projektes
ist es indes oft eine große Herausforderung, die Men-
schen davon zu überzeugen, zuerst eine Ausbildung
oder Nachqualifizierung zu absolvieren. Berücksich-
tigt man die Dauer der Sprachkurse, eines Praktikums
und einer Einstiegsqualifizierung, verlängert sich der
erste Qualifizierungsweg auf vier bis sechs Jahre.
Der Nutzen dieser Maßnahmen ist den Geflüchteten
bisweilen schwer darzulegen, da die Perspektiven
und die damit einhergehenden Chancen nicht immer
erkannt werden. Diejenigen, die sich dem vorgegebe-
nen Qualifikationsweg aufgeschlossen gegenüber
zeigen und die Bereitschaft zur Veränderung mit-
bringen, werden aber erfahrungsgemäß schnell inte-
griert. Wir stehen erst am Anfang und in Anbetracht
des sehr jungen Durchschnittsalters der Projektteil-
nehmer ist sehr viel Potenzial für die verschiedenen
Aus- und Weiterbildungswege vorhanden. Dies gilt
es nachhaltig zu nutzen!

H. Eine kritische Reflexion

Der Prozess der Vermittlungsarbeit im Projekt wird
oft unterschätzt. Vom ersten Teilnehmergespräch und

Kennenlernen bis hin zur tatsächlichen Einstellung
in ein Praktikum oder die Aufnahme einer Ausbil-
dung oder Arbeit vergehen oft viele Monate. Es ver-
geht also geraume Zeit, bis die Zahlen eine Ver-
mittlungsstatistik füllen und die Menschen effektiv
einem geregelten Arbeitsalltag nachgehen können.
Gerade die bürokratischen Hürden sind beim Inte-
grationsprozess nicht zu übersehen. Bei der Einstel-
lung einer ausländischen Arbeitskraft müssen unter-
schiedliche Behörden einbezogen und kontaktiert
werden. Dies schreckt interessierte Unternehmen oft
ab. Eine Problematik zeigt sich innerhalb der Ziel-
gruppe der ausländischen Arbeitssuchenden immer
wieder: die fehlende Mobilität. Ohne einen eigenen
PKW sind die Unternehmen für die Zugewanderten
schlecht zu erreichen. Fehlende Mobilität und un-
günstige Verkehrsanbindungen erschweren die Ver-
mittlungsarbeit und sind daher ein immer wieder-
kehrendes Thema in den Beratungen. Der „Kraftakt“
der ganzheitlichen Beratungsarbeit zwischen dem
Geflüchteten, dem Unternehmen und dem Netzwerk
spiegelt sich im erreichten Ergebnis nicht immer
angemessen wider.

I. Empfehlungen für die Zukunft

Die Industrie- und Handelskammern engagieren sich
flächendeckend mit der Umsetzung ihres Ende 2015
beschlossenen Aktionsprogramms „Ankommen in
Deutschland – Gemeinsam unterstützen wir Integra-
tion“. Im vergangenen Jahr hat die IHK-Organisa-
tion dafür bereits 20 Millionen Euro investiert.
Dieses Engagement wird 2017 weiter verstetigt,
wofür die beteiligten Kammern erneut ein Volumen
von 15 Millionen Euro bereitstellen. Weiterhin infor-
mieren, beraten und unterstützen 160 Mitarbeiter
sowohl Unternehmen als auch Flüchtlinge in der
gesamten Bundesrepublik. 
Damit die Integration in den deutschen Arbeitsmarkt
weiterhin positiv verläuft – das FIF-Projekt ist hier-
für ein Erfolgsbeispiel über ländergrenzen hinweg –,
haben Kammern und Unternehmen noch viele Hür-
den zu überwinden. Auf der Grundlage einer Befra-
gung aller Industrie- und Handelskammern hat der
DIHK elf Punkte identifiziert, die es aus Sicht der
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Wirtschaft in Zukunft zu optimieren und zu ent-
wickeln gilt:15

1. Klarheit über Zugänge zur Ausbildungsduldung

2. Vermeiden zusätzlicher Bürokratie für Betriebe
in Folge von Meldepflichten

3. Einheitliche Regelungen bei der Ausbildungs-
förderung

4. Schaffen eines einheitlichen Prozesses beim Ab-
schluss von Ausbildungsverträgen 

5. Kontinuierliche Begleitung vor und während der 
Ausbildung 

6. Sicherheit vor Abschiebung auch für Einstiegs-
qualifizierung (EQ)

7. Berufsschulunterricht schon während der Ein-
stiegsqualifizierung

8. Flexibilität und Mobilität trotz Wohnsitzauflage

9. Verhinderung von Umzügen wegen Volljährigkeit

10. Arbeitsmarktprüfung innerhalb von zwei Wochen

11. Sichern der Qualität und Aussagekraft von Sprach-
zertifikaten bundesweit. 

__________________________________________
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In der Debatte über die sogenannte Flüchtlingskrise
wird selten resümiert, was aus all denjenigen gewor-
den ist, die in den vergangenen Jahrzehnten – aus
welchen Gründen auch immer – nach Deutschland
eingewandert sind. Schließlich gibt es in der Frage
der sozialen und beruflichen Integration von Mi-
grantinnen und Migranten nicht nur Probleme, son-
dern genauso Erfolge zu berichten, die durchaus
optimistisch stimmen. Dies betrifft auch eine Er-
werbsposition, in der Zugewanderte weit mehr auf
Vorurteile als auf Anerkennung treffen: Als unter-
nehmerische Selbständige.

Spätestens seit Ende der 1990er Jahre vollzieht sich
ein bemerkenswerter Wandel in der Unternehmens-
landschaft. Das Gründungsgeschehen in Deutsch-
land wird in wachsender Zahl durch Zugewanderte
bestimmt. Im öffentlichen Diskurs wird dieses Phä-
nomen bislang allerdings häufig mit Arbeitsmarkt-
problemen, Dönerbuden, Gemüseläden, Subunter-
nehmertum, Scheinselbständigkeit und prekären Ein-
kommen in Verbindung gebracht. Chancen zum so-
zialen Aufstieg und wirtschaftlichen Erfolg werden
in diesem Kontext kaum thematisiert. Insofern wird

in diesem Beitrag erläutert, welche Bedeutung mi-
grantisches Unternehmertum in Deutschland tat-
sächlich hat, welche ökonomische leistungen damit
einhergehen und inwieweit die unternehmerischen
Aktivitäten eher als Ausdruck von Marginalisierung
und Abschottung oder als Zeichen der Integration zu
werten sind.1

Solche Fragen weisen fast automatisch einen ak-
tuellen Bezug auf: Zwar scheint der Schritt in die
Selbständigkeit gegenwärtig nur für wenige Flücht-
linge eine realistische Option; und dies nicht nur
wegen der arbeits- und aufenthaltsrechtlichen Hür-
den. Doch kann auch nicht davon ausgegangen wer-
den, dass alle Schutzsuchenden bald und ausreichend
Gelegenheit finden, eine Arbeitnehmertätigkeit auf-
zunehmen. Es ist daher zu erwarten, dass in den kom-
menden Jahren wieder verstärkt über Auswege aus
der Arbeitslosigkeit und die Chancen selbständiger
Erwerbsarbeit diskutiert wird. So könnte die Debatte
über den Erfolg und die wirtschaftliche Substanz von
Migrantengründungen neuen Auftrieb erhalten. Es
wäre aber ein falscher Ansatz, nunmehr alle Fragen
der Arbeitsmarktintegration auf die aktuelle Flücht-
lingsmigration zu projizieren. Zunächst geht es im
Folgenden daher um die Berufspassagen und Status-
positionen der hier schon länger Ansässigen.

A. Migrantenunternehmen im öffentlichen 
und wissenschaftlichen Diskurs

Die bloße Alltagsbeobachtung in den Straßen mi-
grationsgeprägter Städte mag den Eindruck vermit-
teln, dass sich die unternehmerischen Aktivitäten von
Zugewanderten stark auf das Gastgewerbe, den Ein-
zelhandel, Dienstleistungen wie das Friseurhand-
werk und ähnliche Branchen mit niedrigen Zugangs-
hürden, aber hartem Wettbewerb konzentrieren. In-
sofern ist auch das Bild, das der öffentliche Diskurs
über Migrantenunternehmen zeichnet, wesentlich
von der Vorstellung geprägt, es handele sich insge-
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samt um ein wirtschaftlich randständiges Segment
mit geringen Qualifikationsanforderungen und Er-
tragsaussichten. Hinzu kommen Unsicherheiten und
letztlich Spekulationen darüber, welche ethnischen
Beziehungen und familienwirtschaftlichen Hierar-
chien sich hinter den Türen der Migrantenbetriebe
verbergen. Vielen Beobachtern erscheint die „eth-
nische Ökonomie“ als sprichwörtlich fremde Unter-
nehmenswelt. Natürlich werden in den Medien ver-
einzelt auch Erfolgsgeschichten bekannt, soweit Mi-
granten große und international aufgestellte Unter-
nehmen führen.2 Aber diese haben das mediale Inte-
resse eher deswegen erweckt, weil sie als Ausnah-
men erscheinen.
Die Forschung hat bislang wenig zur Überprüfung
solcher Einschätzungen beigetragen; zumindest nicht
in Deutschland. Dies ist erstaunlich. Blickt man weit
zurück zu Max Weber, Georg Simmel und Werner
Sombart, dann war der Einfluss kultureller Werthal-
tungen auf wirtschaftliches Handeln von Anfang an
ein wichtiges Thema der deutschen Soziologie. Mit
partiellem Rückgriff hierauf haben dann insbeson-
dere US-amerikanische, britische und niederländi-
sche Wissenschaftler das unternehmerische Verhal-

ten von Zugewanderten in modernen Industriemetro-
polen untersucht.3 Von zentraler Bedeutung sind
demnach die Blockaden der Aufstiegschancen am
Arbeitsmarkt, die dazu führen, dass Teile der Be-
nachteiligten ihre ethnischen und sozialen Ressour-
cen mobilisieren und ihr Glück im Unternehmertum
suchen. Inwieweit sie sich damit gesellschaftlich
isolieren, ist zwar strittig, aber in vielen Fällen wer-
den eine starke kulturelle Orientierung auf das Her-
kunftsland, innerethnische Solidarität, Familienarbeit
und soziale Kontrolle als charakteristische Merkmale
der ethnic economy gesehen. Bei aller Vielschichtig-
keit theoretischer Deutungen ist jedoch zu resümie-
ren, dass das Gros der internationalen Ethnic-
Entrepreneurship-Forschung die Aufstiegschancen
und den wirtschaftlichen Erfolg unternehmerischen
Handelns nur selten in Frage stellt.

Demgegenüber ist die Forschung in Deutschland
dem Unternehmertum von Migrantinnen und Mi-
granten bisher mehrheitlich mit großen Vorbehalten
begegnet. In Bezug auf die wirtschaftlichen leis-
tungspotenziale kommen einige Autoren sogar zu
einem fast vernichtenden Urteil. So ist beispiels-



weise  Manfred Neuhöfer der Meinung, dass „die
Vorstellung einiger wohlmeinender Migrations-
forscher, die das Heil in einer Migrantenökonomie
in kleinen Marktnischen suchen, zu kurz greife“4 und
begründet dies wie folgt: „Da die dortigen Kleinbe-
triebe […] relativ geringe Umsatzzahlen aufweisen
und aufgrund niedriger Erträge […] nur wenig oder
gar keine Einkommenssteuer zahlen, muß aus volks-
wirtschaftlicher Perspektive mehr von ersparten So-
zialtransfers geredet werden denn von der Produk-
tion echten volkswirtschaftlichen Mehrwerts“.5 Und
folgt man Apitzsch, dann scheint Ethnic Business
„der eklatante Widerspruch zum Bild des Unter-
nehmers zu sein, denn was wir heute als ‚ethnische
Ökonomie’ kennen, ist […] die Nischenwirtschaft,
die Besetzung von Bereichen, die im Zuge der glo-
balen kapitalistischen Expansion aufgegeben wur-
den“.6

Diese skeptische Sicht ist sicher auch dadurch zu
erklären, dass die wachsende Zahl an Migranten-
gründungen zu einer Zeit ins Bewusstsein rückte, in
welcher ganz generell ein Drittel bis zur Hälfte aller
Gründungen aus der Arbeitslosigkeit erfolgte. Zwar
spielen Notgründungen insbesondere in wirtschaft-
lich schlechten Zeiten eine Rolle. Aber sie erklären
zumindest gegenwärtig und für sich genommen nicht
den (nachfolgend dargestellten) überproportionalen
und stetigen Zuwachs an unternehmerisch aktiven
Migrantinnen und Migranten. Hinzu kommt, dass
deren Gründungsmotive nur unwesentlich stärker als
die der autochthonen Bevölkerung von Push-Fak-
toren getrieben sind.7 Doch letztlich geriet der Dis-
kurs über die Entstehungsbedingungen migranti-
schen Unternehmertums in Deutschland in den
Blickfang einer nicht ganz unberechtigten Sozialkri-
tik, der es darum ging, die politisch überhöhten Er-
wartungen an eine (vermeintlich von Zugewanderten
vorexerzierte) Kultur der Selbstständigkeit mit der
rauen Wirklichkeit zu konfrontieren. Ein Problem ist
allerdings, dass viele Studien auf empirisch schwa-
chen Füßen stehen. Mit manchen Fallstudien wird
der Topos gefestigt, migrantisches Unternehmertum
gehe mehr mit kulturell bedingter Risikofreudigkeit
als mit rationalen Strategien einher. Am weitesten hat

sich die Sicht verbreitet, die marginalen Erträge wür-
den vor allem in ethnischen Nischen erwirtschaftet –
und dabei unter Ausbeutung nicht nur der eigenen
Arbeitskraft, sondern auch der Familie.

B. Entwicklung und Umfang von Migranten-
selbständigkeit

Welche Entwicklungen und Charakteristika zeigen
sich, wenn man den Mikrozensus und damit die be-
deutendste amtliche Repräsentativstatistik zugrunde
legt? Während ausländische Selbständige noch in
den 1970er und 1980er Jahren eine kaum wahrnehm-
bare Größe bildeten, ist ihre Zahl zwischen 1991 und
2014 um das Zweieinhalbfache bzw. um 147%
gestiegen, die der deutschen Selbständigen hin-
gegen „nur“ um 31% (Abb. 1). Rechnet man diejeni-
gen mit deutschem Pass aber ausländischer Herkunft
hinzu, dann besitzen 709.000 bzw. 17% der insge-
samt 4,2 Millionen Selbständigen in Deutschland
einen Migrationshintergrund.8 D.h. mittlerweile hat
jede sechste unternehmerisch engagierte Person in
Deutschland ausländische Wurzeln. So betrachtet
sind die von Migrantinnen und Migranten geführten
Unternehmen allein schon aufgrund ihrer starken
Präsenz von wirtschaftlich hoher Bedeutung. 

In den genannten Bestandsveränderungen sind nur
diejenigen berücksichtigt, die auch ihren lebens-
mittelpunkt in Deutschland haben. Schaut man
demgegenüber auf die Zugänge und fasst den Kreis
an Gründungen weiter, dann erfolgt – je nach Unter-
suchungszeitraum und Region – sogar jede zweite
bis dritte Gewerbeanmeldung durch Ausländerinnen
und Ausländer, wobei hier Zugewanderte aus Polen,
Rumänien und Bulgarien dominieren. Vor dem Hin-
tergrund der lange Zeit eingeschränkten Arbeit-
nehmerfreizügigkeit beruhen die Gewerbemelde-
daten zum Teil auf Formen von Scheinselbststän-
digkeit, Wanderselbstständigkeit und zirkulärer Mi-
gration. Diese Entwicklungen sind jedoch ein rück-
läufiges sowie separat zu betrachtendes Phänomen
und spiegeln sich auch nur in geringem Maße in der
zuvor dargestellten Gesamtstruktur des Bestands an
Selbständigen bzw. im Mikrozensus wider. Ohnehin
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wurden drei Viertel aller seit der EU-Erweiterung
„neu hinzugekommenen“ Selbstständigen schon vor
2004 in Deutschland sesshaft.

C. Determinanten und soziale Zusammenset-
zung beruflicher Selbständigkeit

Mittlerweile liegen die Selbstständigenquoten der
deutschen und migrantischen Erwerbsbevölkerung
auf fast gleichem Niveau (11% gegenüber 10%).
Allerdings ist unterhalb dieser Oberfläche die Nei-
gung zum Schritt in die Selbstständigkeit gruppen-
spezifisch äußerst verschieden, da sie je nach Her-
kunft von unterschiedlichen Ressourcen, Chancen
und Restriktionen beeinflusst wird.
Welche Faktoren sind für den Schritt in die Selb-
ständigkeit entscheidend? Entgegen einer weit ver-
breiteten Meinung werden die unternehmerischen
Aktivitäten von Migrantinnen und Migranten nur in
geringem Maße von „kulturellen“ Faktoren bzw. von
ethnischem Kapital, sondern in fast gleichem Maße
wie bei den „Einheimischen“ von individuellen
Ressourcen bestimmt. Bildung und Wissen nehmen

hierbei einen vorderen Platz ein. Personen mit
hohem Qualifikationslevel sind über fast alle Grup-
pen hinweg mit fast drei Mal so hoher Wahrschein-
lichkeit selbständig wie die gering Qualifizierten.
Dies mag überraschen, da im öffentlichen Diskurs
teilweise davon ausgegangen wird, dass die Grün-
dung eines Unternehmens vor allem für die geringer
Gebildeten eine Erwerbsalternative ist. Entspre-
chend liegt das Qualifikationsniveau von Selbst-
ständigen in allen Herkunftsgruppen deutlich höher
als das ihrer abhängig beschäftigten Pendants. Dies
wiederum ist ein zentrales Merkmal für die Güte mi-
grantischen Unternehmertums.

Diese Strukturverschiebungen sind zum Teil auf die
Veränderungen in der herkunftsspezifischen  Zusam-
mensetzung selbständiger Migrantinnen und Migran-
ten zurückzuführen. Sie ist durch ein breites Spek-
trum an länderspezifischen Herkunftsgruppen ge-
prägt, in dem die Angehörigen aus den ehemaligen
Anwerbeländern einen zunehmend geringeren An-
teil ausmachen, während neue Zuwanderergruppen,
vor allem osteuropäischer Herkunft, verstärkt un-
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ternehmerische Aktivitäten entwickeln. Übersehen
oder unterschätzt wird aber oftmals auch die Migra-
tion der Hochqualifizierten aus westlichen Indus-
trieländern, die zu einem wachsenden Teil das Profil
beruflicher Selbständigkeit mitbestimmen.

D. Betriebliche Charakteristika von Migranten-
unternehmen

In der Diskussion um die wirtschaftliche Bedeutung
von Migrantenunternehmen interessieren vor allem
die betrieblichen Charakteristika. Diese ergeben sich
unter anderem aus der Branchenzugehörigkeit, der
Wissensbezogenheit der Tätigkeiten sowie aus der
Beschäftigten- und Kundenstruktur. letztlich han-
delt es sich um Eigenschaften, die über den Grad der
Modernität von Migrantenunternehmen sowie über
Strategien und qualitative Aspekte Auskunft geben.

Diesbezüglich ist festzuhalten, dass die noch bis zur
Mitte der 1990er Jahre zu beobachtende Dominanz
von Gastgewerbe und Handel erheblich nachge-
lassen hat, während der Anteil „sonstiger“, aber auch
die Relevanz von wissensintensiven Dienstleistun-

gen seit längerem wächst. Jedes vierte Migrantenunter-
nehmen leistet wissensbezogene Dienste, was eine er-
hebliche Modernisierung des leistungsspektrums
erkennen lässt. Die Bedeutung wissensintensiver
Dienste liegt dennoch unterhalb derjenigen bei Deut-
schen, was sich nicht allein mit geringerer Bildung
erklären lässt. Vieles deutet darauf hin, dass die sek-
torale Zusammensetzung von Migrantenselbststän-
digkeit über lange Zeit und in beachtlichem Maße
auch durch die institutionellen und strukturellen Rah-
menbedingungen in Deutschland, so etwa durch die
mangelnde Anerkennung von Qualifikationen, den
eingeschränkten Zugang zu Berufen und Kapital und
vor allem durch die Ausrichtung der Zuwanderungs-
politik geformt wurde.

Wenig empirische Evidenz lässt sich für die These
finden, Migrantenunternehmen würden einen Sweat-
shop führen und im Wesentlichen durch hohen Ein-
satz (unbezahlter) Familienarbeit und Selbstausbeu-
tung überleben. Ein überdurchschnittliches Arbeitsvo-
lumen scheint viel eher ein sektoraler Effekt, der sich je-
doch in wettbewerbs- und arbeitsintensiven Branchen
auch bei „einheimischen“ Unternehmen ergibt. 
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Auch viele der den ethnic economies zugeschriebe-
nen Charakteristika sind hierzulande nicht zu
finden.9 Kunden der gleichen Herkunft spielen ins-
gesamt betrachtet eine äußerst geringe Rolle und co-
ethnische Beschäftigung geht zu einem großen Teil
mit familienwirtschaftlichen Formen einher, die sich
kaum von der sozialen Fürsorge in einheimischen
Unternehmen unterscheiden. Die insgesamt geringe
Orientierung an sogenannten ethnischen Märkten
kennt auch Ausnahmefälle, die jedoch weit entfernt
von Parallelwelten sind. Der auch in der ausländi-
schen Bevölkerung steigende Bedarf an rechtlicher
und wirtschaftlicher Expertise, an Gesundheitsdienst-
leistungen oder Mediendiensten eröffnet einen Markt
für Hochqualifizierte der gleichen Ethnie, die sich
durch die Kombination von fachlichem Wissen und
interkultureller Kompetenz einen Vertrauensvor-
sprung und damit einen Nischenmarkt sichern.

E. Gesamtwirtschaftliches Leistungspotenzial 
von Migrantenunternehmen

Die ökonomische Bedeutung von Migrantenun-
ternehmen wird hauptsächlich an ihren einzelwirt-
schaftlichen Erträgen und an den gesamtwirtschaft-
lichen leistungspotenzialen und damit auch an
ihrem Nutzen für die Gesellschaft gemessen. An
vorderster Stelle interessiert der Beschäftigungs-
beitrag. Je nach Schätzmodell liegt die Gesamtzahl
der von Migrantenunternehmen geschaffenen Ar-
beitsplätze zwischen 2,2 und 2,7 Millionen. Der
größte Teil der Beschäftigung entfällt auf die Selbst-
ständigen aus den ehemaligen Anwerbeländern. Geht
man von einem konservativ geschätzten Beschäfti-
gungsbeitrag aus, so finden sich in Migrantenun-
ternehmen rund 5% aller Erwerbstätigen in Deutsch-
land. Ihr Beschäftigungsbeitrag muss allerdings un-
ter dem Gesichtspunkt der Vergleichbarkeit des leis-
tungspotenzials betrachtet werden. Daher macht es
Sinn, nur inhabergeführte Unternehmen heranzu-
ziehen. Aus dieser Perspektive berechnet stellen Mi-
grantenunternehmen rund 18% aller Arbeitsplätze in
inhabergeführten mittelständischen Unternehmen in
Deutschland. Dies entspricht in etwa ihrem Anteil an
allen Unternehmen in diesem Segment. D.h. Vermu-

tungen, Migrantenunternehmen wären beschäfti-
gungspolitisch nur von untergeordneter Bedeutung,
haben keine Berechtigung.

Die Unternehmen von Migrantinnen und Migranten
leisten auch einen steigenden Ausbildungsbeitrag.
Während in „deutschen“ Unternehmen die Ausbil-
dungsbereitschaft in jüngerer Zeit nachgelassen hat
und fast nur noch ein Fünftel ausbildet, nähern sich
Migrantenunternehmen diesem Anteil langsam „von
unten“ an. Die Ausbildungsbeteiligung variiert stark
zwischen den Gruppen, wobei die Selbstständigen
türkischer und russischer Herkunft am häufigsten
und die asiatischen und griechischen Unternehmen
am seltensten eine Ausbildungsentscheidung tref-
fen. Wird nicht die bloße Beteiligung, sondern als
angemessener Vergleichswert die Intensität der
Ausbildung zugrunde gelegt, dann sind Migranten-
unternehmen noch näher an den „deutschen“ Un-
ternehmen. Dies lässt sich nicht für alle, aber we-
nigstens für einige Herkunftsgruppen sagen: Wäh-
rend bspw. in den einheimischen Unternehmen rund
6 Azubis auf 100 Beschäftigte kommen, wird diese
Ausbildungsquote von den „türkischen“ Unter-
nehmen mit fast 8 Azubis pro 100 Beschäftigte
sogar übertroffen.

Ein zentraler Indikator für die wirtschaftliche Sub-
stanz der Unternehmen ist das von den Eigentümern
erzielte Einkommen. Die durchschnittlichen Netto-
einkommen von selbstständigen Migrantinnen und
Migranten liegen zwar tendenziell unterhalb derer
von Deutschen, doch ein gutes Stück über denjeni-
gen der abhängig beschäftigten Pendants. Von einer
Marginalisierung durch den Schritt in die Selbst-
ständigkeit kann in Anbetracht der Ergebnisse nicht
ausgegangen werden. Bei allem ist auch zu beachten,
dass die Einkommenswerte unter Selbstständigen
generell, d.h. auch unter den Deutschen, eine starke
Spreizung aufweisen, was wiederum die enorme
Heterogenität in der Performance widerspiegelt.

Im Zeitalter von Internet, Globalisierung und trans-
nationalen Netzwerken haben sich auch die Chancen
und wirtschaftlichen Profile von Migrantenunterneh-
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men verändert. Ein beachtlicher Teil ist sowohl in
der alten als auch in der neuen Heimat in soziale und
ökonomische Netzwerke eingebunden, was sie be-
sonders befähigt, auch außenwirtschaftliche Aktivi-
täten zu entwickeln. Für 14% aller Migrantenunter-
nehmen sind die Geschäftsbeziehungen ins Herkunfts-
land für den unternehmerischen Erfolg von großer
Bedeutung. Und etwa jedes zehnte Unternehmen
pflegt auch intensive Kontakte mit dem übrigen Aus-
land. Ob und wie sich diese Beziehungen „materiali-
sieren“, das zeigt sich anhand der im Ausland
erzielten Umsatzanteile. Sie liegen über alle Herkunfts-
gruppen hinweg deutlich höher als unter den deut-
schen Unternehmen vergleichbarer Größe.

F. Fazit: Migrantenunternehmen verdienen 
mehr Anerkennung statt Skepsis

Zusammenfassend ist also zu resümieren: Es gibt
unter den Erwerbstätigen in Deutschland kaum eine
andere Gruppe relevanter Größe, die sich in den letz-
ten zwei Jahrzehnten in vergleichbarer Stärke ent-
wickelt hat wie die der Selbstständigen ausländi-
scher Herkunft. Es gibt aber auch kaum eine andere
Gruppe unter den Selbstständigen, deren wirtschaft-
liche und soziale Integrität sowohl in der öffentli-
chen als auch in der wissenschaftlichen Debatte glei-
chermaßen in Zweifel gezogen wurde.
Demgegenüber weisen die empirischen Befunde da-
rauf hin, dass Migrantinnen und Migranten durch
den Schritt in die Selbständigkeit ihre Chancen
sozialer Mobilität und struktureller Integration erheb-
lich verbessern. Zudem leisten sie mit ihrem un-
ternehmerischen Engagement einen beachtlichen
Beitrag zur Arbeitsmarktintegration sowie zur wirt-
schaftlichen Entwicklung insgesamt. Nicht nur der
Umfang an Migrantenunternehmen, sondern auch
das sozioökonomische Profil hat sich, nicht zuletzt
wegen des Zugangs neuer Gruppen, im Zeitverlauf
enorm gewandelt. Weite Teile der sogenannten „Mi-
grantenökonomie“ haben mit der zunehmenden Par-
tizipation an Bildung und Wissen einen Modernisie-
rungsschub erfahren, der sie aus vermeintlicher Mar-
ginalität in die Mitte der Gesellschaft hebt. Die häu-
fig betonten Differenzen zwischen autochthoner und

allochthoner Selbständigkeit haben sich zumindest
verringert. Eine schrittweise Angleichung in der so-
zialen Platzierung sowie in der wirtschaftlichen
Struktur und leistungserstellung der Unternehmen
resultiert zum einen aus dem Aufholprozess auf
Seiten der Zuwanderer, ist aber zum anderen auch
das Ergebnis einer wachsenden Heterogenität in der
Referenzkategorie.

G. Plädoyer für eine selbständigkeitsorientierte
Willkommenskultur

In Bezug auf manche Indikatoren zeigen sich jedoch
nach wie vor Differenzen zu den herkunftsdeutschen
Selbständigen, die zu einem beachtlichen Teil auch
auf unterschiedliche Ausgangslagen zurückzuführen
sind. Dazu zählen soziale Ungleichheiten, aber ge-
nauso ungleiche Chancen aufgrund der institutio-
nellen Rahmenbedingungen. In der Herstellung von
Chancengleichheit bei der Generierung unterneh-
merischer Ressourcen, vor allem von Bildungsres-
sourcen, sowie in der Erleichterung der Zuwan-
derungs- und Marktzugangsbedingungen für grün-
dungswillige Selbstständige, insbesondere aus Dritt-
staaten, liegen denn auch die zentralen politischen
Aufgabenfelder.

Hierzu bedarf es einer spezifizierten Weiterentwick-
lung der in jüngerer Zeit spürbar gewordenen
Willkommenskultur – umso mehr als sie infolge der
Flüchtlingskrise wieder in Frage gestellt wird. Eine
Willkommenskultur lässt sich nicht nur an offenen
Grenzen erkennen, sondern auch daran, welche Rolle
unternehmerische Aktivitäten in der Zuwanderungs-,
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik spielen und ob
die Politik den Zusammenhang zwischen Migration,
Unternehmertum und wirtschaftlicher Entwicklung
verinnerlicht hat. Sucht man Beispiele hierfür, dann
muss man in der Migrationsgeschichte Deutschlands
in das 17. Jahrhundert zurückblicken, also in eine
Zeit, als Fürstentümer und landgrafschaften die aus
Frankreich flüchtenden Hugenotten und Waldenser
mittels besonderer Privilegien angelockt haben. Ihre
Anwerbung galt als Mittel für die Anhebung des all-
gemeinen Wohlstands und vor allem der Steigerung
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der Steuereinnahmen, denn die Mehrzahl der calvinis-
tisch orientierten Hugenotten waren kleine Gewer-
betreibende und selbstständige Handwerker; nicht
wenige verstanden sich auf die Gründung von Manu-
fakturen.

Spätestens seit der Industrialisierung wurde jedoch
der positive Zusammenhang zwischen Migration
und Unternehmertum offenbar verkannt. Soweit es
in Deutschland Phasen politisch und wirtschaftlich
erwünschter Zuwanderung gab, wurden Menschen
gesucht, die bereit waren, ihre Arbeitskraft an Un-
ternehmen zu verkaufen, aber nicht solche, die ein
Unternehmen gründen. Angefangen von der „Ar-
beitszufuhr“ in der Kaiserzeit über die Gastarbeiter-
anwerbung in der jungen Bundesrepublik bis zum
Fachkräftemangel in der heutigen Wissensgesell-
schaft war die Zuwanderungspolitik fast ausschließ-
lich auf lohnabhängige zugeschnitten.10 Vergleichs-
weise selten spielten hier Personen eine Rolle, die
gewillt sind, für sich selbst und ggf. auch für andere
einen Arbeitsplatz zu schaffen. Es hat auch äußerst
lange gedauert, bis die Bundesregierung die für
Drittstaatsangehörige geltenden Hürden in § 21 des
Aufenthaltsgesetzes (Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit) abgesenkt hat. Derzeit ist kaum abzuschät-
zen, inwieweit die zuständigen Ausländerbehörden
die verbliebenen Regelvoraussetzungen eher zu las-
ten oder aber zugunsten von Gründungs- und Ein-
wanderungswilligen auslegen. 

Folgt man der Prämisse, mehr unternehmerisches
Potenzial nach Deutschland zu holen, dann darf sich
die Zuwanderungspolitik nicht allein an dem von der
Wirtschaft gemeldeten Fachkräftebedarf orientieren.
Daher kann sie sich nicht mit der bloßen Deckung
der Arbeitskräftenachfrage zufrieden geben, sondern
muss auf das Kreativpotenzial von Menschen zielen,
vor allem auf solche, die wirtschaftlich gestalten
oder mit Ideen ausgerüstet sind. Dies bedeutet, dass
die Arbeitsmarkt- und Zuwanderungspolitik nicht
nur auf die Gewinnung von abhängig beschäftigten
Fachkräften, sondern mindestens in gleichem Maße
auf Migrantinnen und Migranten mit Gründungs-
potenzialen setzen muss.

Der Beitrag ist unter dem Titel “In einem gänzlich
anderen Licht: Unternehmertum von Migrantinnen
und Migranten” zuerst in “Aus Politik und Zeitge-
schichte” (A-PuZ) in der Ausgabe 16-17/2016 er-
schienen.
__________________________________________

1 Eine ausführliche Fassung findet sich in René leicht/Marc lang-
hauser, Ökonomische Bedeutung und leistungspotenziale von
Migrantenunternehmen in Deutschland. WISO Diskurs, Exper-
tisen und Dokumentationen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 2014.
2 Zu den in der Presse am häufigsten genannten Beispielen zählen
(ausschließlich Männer und dabei) der Reiseanbieter Vural Öger,
der Textilunternehmer Kemal Sahin, der Berliner Döner-Fabrikant
Remzi Kaplan sowie der Mannheimer Großhändler Mustafa Baklan.
3 Einen Überblick bieten u.a. die Beiträge in folgenden Sammel-
bänden: Roger Waldinger/Howard Aldrich/Robin Ward, Ethnic
Entrepreneurs. Immigrant Business in Industrial Societies, New-
bury Park, California 1990. Zudem: Robert Kloosterman/Jan
Rath, Immigrant Entrepreneurs. Venturing Abroad in the Age of
Globalization, Oxford 2003.
4 Manfred Neuhöfer, Ökonomischer Wandel versus kulturelle
Identität. Anmerkungen zum Erfordernis kultureller und ökono-
mischer Anpassungsleistungen von Migranten in post-indus-
triellen Gesellschaften, Journal für Konflikt- und Gewaltfor-
schung (20) 2000, S. 224-241.
5 Ebenda.
6 Ursula Apitzsch, Die Chancen der Zweiten Generation in selbst-
ständigen Migrantenfamilien. Intergenerationelle Aspekte, in: K.-
S. Rehberg, (Hrsg.), Soziale Ungleichheit, kulturelle Unterschie-
de, Frankfurt a.M./New York 2006, S. 737-751.
7 Vgl. Udo Brixy/Rolf Sternberg/Arne Vorderwülbecke, Unter-
nehmensgründungen durch Migranten (IAB Kurzbericht), Nürn-
berg 2013.
8 Personen mit Migrationshintergrund sind nach der Definition des
Statistischen Bundesamts „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in
Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als
Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder
als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“.
9 Einige der nachfolgend genannten Indikatoren sind nicht dem
Mikrozensus, sondern dem Datenpool des ifm der Universität
Mannheim entnommen. Für eine Beschreibung vgl. R. leicht/M.
langhauser (Anm. 1).
10 Initiativen, wie sie über die IQ-Fachstelle Existenzgründung mit
dem Programm „Wir gründen in Deutschland“ vorangetrieben
werden, sind erfreulich, aber neu und eher die Ausnahme;
www.wir-gruenden-in-deutschland.de/ (18.03.2016).
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A. Einführung1 

Ende 2016 waren über 65 Millionen Menschen
weltweit auf der Flucht, was frühere Höchstzahlen
noch übersteigt.2 Dass sich viele Flüchtlinge heute
allerdings auch der modernen Technologien des 21.
Jahrhunderts bedienen, die Flucht also nicht mehr
buchstäblich mit „leeren Händen“ antreten, hat ge-
rade in Deutschland teils überrascht oder sogar für
Unverständnis und Skepsis gesorgt. Die Einschät-
zung eines jungen syrischen Flüchtlings, wonach
man „zwei Dinge [auf der Flucht] …immer dabei
haben [sollte]: das Smartphone und Wasser“ und dass
„der Pass [erst danach] kommt“,3 dürfte die Realität
vieler Flüchtlinge widerspiegeln, die in Europa Schutz
suchen. Das Smartphone ist in diesem Fall alles andere
als ein Statussymbol. Es ist vielmehr essenzielles
Werkzeug für Kommunikation und Teilhabe.
Untersuchungen zeigen, dass Flüchtlinge sowohl
vor, während als auch nach der Flucht selbstver-
ständlich Smartphones und soziale Medien nutzen,
wobei sich der Nutzungszweck jeweils stark unter-
scheidet.4 Die Flüchtlinge treffen zudem auf eine

aufnehmende Gesellschaft, deren Mediennutzung
sich in den vergangenen Jahren erheblich verändert
hat. Diejenigen, die früher ausschließlich Konsu-
menten von Massenmedien waren und maximal über
das Verfassen von leserbriefen selbst Inhalte medial
verbreiteten, sind heute selbst zu aktiven oder poten-
ziellen „Produzenten“ medialer Inhalte über soziale
Medien geworden.
An die Stelle des professionellen Journalisten, der
relevante Inhalte in einer Redaktion auswählt und
über ein Medium verbreitet, sind so Gruppen ver-
schiedener Größe entstanden, in denen neben Pro-
duktion auch der Konsum von Inhalten stattfindet.
Trotz sehr unterschiedlicher kultureller Prägung und
sprachlicher Hürden wird hier bereits eine Gemein-
samkeit zwischen Flüchtlingen und aufnehmender
Gesellschaft deutlich: Soziale Netzwerke werden in-
tensiv genutzt.  
Eine wichtige gesellschaftliche Fragestellung ist,
welche grundsätzliche Wirkung soziale Medien im
Zufluchtsstaat haben werden: Überwiegen integra-
tive Elemente, also die Möglichkeit, die Integration
und den positiven Austausch zwischen den Individu-
en über die sozialen Medien zu befördern? Oder sind
es Falschnachrichten und desintegrative Elemente,
die letztendlich Abgrenzung befördern? Die Flücht-
lingskrise stellt hier in gewisser Weise einen guten
„lackmustest“ dar, da Menschen aufeinandertreffen,
die sich aufgrund ihrer unterschiedlichen Herkunft
zunächst fremd sind. 
Anhand der Nutzung sozialer Medien vor, während
und nach der Flucht soll im Folgenden exemplarisch
aufgezeigt werden, wie soziale Medien genutzt wer-
den und wie sie wirken.

B. Soziale Medien und Flüchtlinge

Für die Nutzung sozialer Medien, d.h. aller Medien
und Plattformen, über die Internetnutzer miteinander
kommunizieren und bei denen die Interaktivität eine
wesentliche Rolle spielt, ist das Smartphone i.d.R.
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das erforderliche, flexible Instrument, das Flüchtlin-
gen zur Verfügung steht.5 

Die übergroße Mehrheit der Flüchtlinge, die in den
vergangenen Monaten nach Deutschland gekommen
sind, nutzt das Internet sowohl vor (87%), während
(86%) als auch nach der Flucht (96%).6 Nahezu alle
Flüchtlinge nutzen nach ihrer Flucht Mobiltelefone
(97%); acht von neun Flüchtlingen haben internet-
fähige Smartphones.7 Eine  große Mehrheit der Flücht-
linge nutzt auch soziale Medien. So sind etwa 82%
der Flüchtlinge aus Syrien auf WhatsApp aktiv und
knapp 67% aller geflüchteten Iraker nutzen den
Chatdienst Viber.8

Bei diesen sehr hohen Verbreitungszahlen ist zu
berücksichtigen, dass fast 90% aller Flüchtlinge
unter 40, 75% sogar unter 30 Jahre alt sind.9 Typi-
scherweise korreliert die Nutzung sozialer Medien
auch bei anderen Erhebungen erheblich mit dem
Alter; deutlich stärker als mit dem Bildungsniveau
oder dem Geschlecht. Nach Europa und Deutschland
sind damit vor allem „digital natives“ gekommen,
also Personen, die bereits mit den Internet und
sozialen Medien aufgewachsen sind.

C. Vor der Flucht

Die Nutzung von Smartphones und sozialen Medien
ist in den meisten ländern des Nahen Ostens und
Afrikas bereits für einen großen Teil der Bevöl-
kerung – insbesondere unter jüngeren Menschen –
selbstverständlich. Vor der Flucht werden die so-
zialen Medien zum einen für die Kontaktaufnahme
mit Schleusern bzw. Planung der Fluchtroute, zum
anderen für die Informationsbeschaffung über das
Zielland genutzt. 
In der Fluchtvorbereitung kann über entsprechende
Facebook-Gruppen der Kontakt zu Schleusern ver-
gleichsweise einfach hergestellt werden.10 Teilweise
werden entsprechende Plattformen durch Schleuser
offensiv genutzt und Angebote fast zynisch bewor-
ben („Guten Tag, die Saison hat begonnen – hier sind
unsere Trips“).11 Es kann davon ausgegangen wer-
den, dass bis zu 90% der Flüchtlinge irgendwann vor
oder im Verlauf der Flucht die Dienste von Schleu-
sern in Anspruch genommen haben; die Anbahnung

und (Erst-)Kontakte erfolgten dann zumeist über die
sozialen Medien.12 Im „EU-Aktionsplan gegen Schleu-
sung“ wird die Verhinderung einer solchen Nutzung
sozialer Medien zum Ziel erklärt. Zwei Stoßrichtun-
gen für Handlungen werden aufgeführt: 
• Aufdeckung und (nach Möglichkeit) löschung

solcher Inhalte 
• Verbreitung von „Argumentationslinien“ zwecks

Aufklärung in sozialen Medien.13

Sehr viele Flüchtlinge informierten sich vor der
Flucht nach Deutschland über das land via soziale
Medien. So hatten 87% (!) aller aus Syrien Geflüch-
teten davon gehört, dass Flüchtlingen in Deutschland
ein eigenes Haus bereitgestellt werde, über 90% hör-
ten von kostenfreien Sozialleistungen sowie der
Möglichkeit, die Familie nach Deutschland nachzu-
holen. Vier von fünf Geflüchteten glaubten derlei
Aussichten, obwohl nur etwas mehr als jeder Dritte
vor der Flucht Kontakt zu einem Menschen gehabt
hatte, der sich in Deutschland aufhielt.14 Das ins-
besondere auch durch die sozialen Medien vermit-
telte Deutschlandbild war demnach in vielerlei Hin-
sicht unvollständig oder falsch. Die Ursache dafür
liegt zum einen in der gezielten Streuung von Fehlin-
formationen durch Schleuser – insbesondere im Vor-
feld der massenhaften Fluchtbewegungen im Herbst
2015. Andererseits müssen die lebensbedingungen
in Deutschland im Vergleich zu einem von Krieg und
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Terror zerstörtem land nahezu paradiesisch wirken.
Nicht auszuschließen ist, dass die Notsituation von
Flüchtlingen die selektive Wahrnehmung hinsicht-
lich der konkreten Wirtschafts- und Arbeitsordnung
sowie des komplexen Sozialsystems noch befördert.
Möglicherweise war die Verbreitung o.g. Falschmel-
dungen über Deutschland gerade im Jahr 2015 ein
Grund, warum viele Flüchtlinge Deutschland als
Zielland ihrer Flucht bewusst ausgewählt hatten.
Auch andere Meldungen verbreiteten sich weitläu-
fig über soziale Medien: Das bekannte „Merkel-Selfie“
mit einem Flüchtling aus dem September 2015 kannte
etwa jeder Dritte Flüchtling aus Syrien. 80% waren
davon überzeugt, dass Angela Merkel persönlich alle
Flüchtlinge nach Deutschland eingeladen habe.15

D. Während der Flucht

Während der Flucht standen insbesondere Karten-
dienste und der Informationsaustausch zu den
Fluchtwegen im Fokus der Nutzung. 
Der Informationstransfer vollzog sich in den sozialen
Medien (insbesondere WhatsApp und Facebook)
über temporäre Gruppen mit bis zu 70.000 (!) Nut-
zern pro Gruppe.16 Über diese Gruppen wurden Ad-
hoc-Informationen – z.B. hinsichtlich gangbarer
Fluchtwege – ausgetauscht. Die Handhabung solcher
Gruppen erfolgte sehr flexibel, d.h. es bildeten sich
keine festen, dauerhaften Gruppen, alleine um zu ver-
meiden, dass staatliche Stellen „mitlesen“. Nach Mög-
lichkeit versuchte man, gangbare Fluchtwege über Infor-
mationen aus verschiedenen Gruppen abzusichern. 
Die genaue Dokumentation der Reiseroute via Smart-
phone bot auch einen gewissen Schutz gegenüber
Schleusern, da die Route über GPS genau dokumen-
tiert wurde und Abweichungen sofort bemerkt wer-

den konnten. Es wird auch davon berichtet, dass via
soziale Medien ein entsprechender Code an die Fa-
milie in der Heimat gesendet wurde, sobald ein be-
stimmter Fluchtpunkt erreicht war. Dadurch wurde
die Familie angewiesen, den Schleuser auszube-
zahlen, allerdings erst dann, wenn die „erbrachte
leistung“ via Standort nachgewiesen wurde.17

Insbesondere technische Aspekte erschwerten die
Nutzung sozialer Medien über das Smartphone
während der Flucht erheblich. Wesentlicher Engpass
war dabei die Sicherstellung der Stromversorgung,
denn insbesondere bei der Nutzung von Karten bzw.
Ortungsdiensten ist der Stromverbrauch überdurch-
schnittlich hoch – zumeist hält der Akku nur wenige
Stunden. Vielfach musste auf Ersatzakkus bzw. So-
larlademodule zurückgegriffen werden, um die Bereit-
schaft der Geräte sicherzustellen. Teilweise stellten
auch die länderspezifischen Mobilfunknetze in den
ländern, die während der Flucht durchquert wurden,
ein Problem dar. Beide Aspekte führten dazu, dass
der Anteil derjenigen Flüchtlinge, die ihr Smart-
phone täglich nutzten gegenüber der Zeit vor der
Flucht zurückging. Die Gesamtnutzungsquote – die
auch diejenigen berücksichtigt, die zumindest gele-
gentlich zum Smartphone griffen – blieb allerdings
mit 86% auch während der Flucht – selbst unter
Berücksichtigung der Restriktionen – sehr hoch.18

Auch in der nationalen Berichterstattung nutzen
Journalisten soziale Medien, um die Phase der Flucht
transparent und nachvollziehbar zu machen. Beispiels-
weise konnte über die Periscope-Reportage von Paul
Ronzheimer die Flucht einer Gruppe syrischer Flücht-
linge „live“ mitverfolgt werden. Sie gewährt dabei
einen tiefen, wenngleich subjektiven Einblick in die
Erlebniswelt von Menschen während bzw. nach der
Flucht.19

102 | Staatswissenschaftliches Forum 

Robert Conrad  | Smartphone, Schleuser, Sprachkurs 



E. Nach der Flucht

Nahezu alle Flüchtlinge in Deutschland nutzen nach
der Flucht Smartphones und haben damit zum Groß-
teil grundsätzlich einen Zugang zu sozialen Medien
(97%).20 Zunächst dient die Nutzung von Smart-
phones und sozialer Medien nach der Flucht dazu,
den Kontakt in die Heimat wieder aufzunehmen bzw.
aufrechtzuerhalten. Der Anteil von  Flüchtlingen aus
Syrien und dem Irak, die nach der Flucht täglich das
Internet nutzen, liegt unabhängig vom Bildungsgrad
bei über 80%.21

Außerdem werden die sozialen Medien genutzt, um
einen Austausch innerhalb der landsmannschaften
in Deutschland sicherzustellen; gerade die syrischen
Flüchtlinge gelten dabei als besonders „gut vernetzt“.
Im Wissen um die breite Nutzung von Smartphones
und sozialen Medien durch Flüchtlinge wurde eine
Vielzahl von Apps entwickelt, um Informationen
über Deutschland zu vermitteln und die Integration
zu befördern. Einige Apps wurden dabei mehr als
100.000-mal heruntergeladen.22 Eine besondere
Rolle spielen in diesem Zusammenhang Apps, die
Möglichkeiten zum Erlernen der deutschen Sprache
bieten oder das lernen unterstützen. Dies gilt umso
mehr vor dem Hintergrund der teils langen Warte-
zeiten auf Sprach- und Integrationskurse. Eine im
Jahr 2016 durch die Stiftung Warentest durchgeführte
Untersuchung von Sprachlern-Apps für arabisch-
sprachige Nutzer, sprach hierbei eine uneinge-
schränkte Empfehlung für zwei von zwölf getesteten
Applikationen aus.23 Bei diesen handelt es sich um
die Angebote zweier staatlicher Institutionen (App
„Ankommen“ des BAMF in Kooperation mit dem
Bayerischen Rundfunk sowie die App „lern Deutsch –
Stadt der Wörter“ des Goethe-Instituts).24 Bei den
genannten Apps steht jedoch nicht unmittelbar der
soziale Austausch, sondern die Informationsüber-
mittlung im Vordergrund.
Aufgrund der Vielzahl von Angeboten wurde sogar
eine App geschaffen, die einschlägige App-Angebote
sortiert und transparent macht. Der sog. „App-Atlas
digitale Integration“, lässt sich dabei ebenfalls in
Form einer App auf das Smartphone laden.25 Der
„App-Atlas“ hilft bei Auswahl geeigneter Apps in

den Bereichen Sprache, Kultur, Schule, Weiterbil-
dung oder Freizeit. Dies macht bereits deutlich,
welcher „bunte Strauß“ an digitalen Angeboten mit
dem mittel- oder unmittelbaren Ziel gebunden
wurde, eine integrative Wirkung zu erzielen.
Woran es bisher allerdings mangelt, ist ein ausrei-
chendes Controlling und eine Evaluierung dieser
Angebote, die zum Großteil über öffentliche Mittel
finanziert wurden, z.B. hinsichtlich der folgenden
Fragestellungen:
• Wie viele Flüchtlinge haben entsprechende Apps

tatsächlich heruntergeladen?
• Wie hoch ist der Anteil der aktiven Nutzer (z.B.

Nutzer, die die App mindestens einmal pro
Tag/Woche/Monat aufrufen)?

• Wie lange ist die durchschnittliche Nutzungs-
dauer je Aufruf (z.B. um ableiten zu können, ob
eine Sprach-App tatsächlich zum systematischen
Erlernen der deutschen Sprache genutzt wird
oder nur zum Nachschlagen einzelner Wörter)?

• Inwieweit lassen sich die lerninhalte (insbeson-
dere bei Apps zum Spracherwerb) sinnvoll mit
Sprachkursen verknüpfen?

• Haben Flüchtlinge, die im Vorfeld von Sprach-
kursen entsprechende Apps genutzt hatten, in
Sprachkursen besser abgeschnitten?
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Nicht immer sind Flüchtlinge Adressaten multime-
dialer Angebote. Vielmehr werden einige auch selbst
aktiv und bespielen die sozialen Medien wirksam:
So stellt etwa der Syrer Firas Alshater via YouTube-
Kanal „ZUKAR“ regelmäßig in humorvoller Weise
„ZUKARStückchen“ seine Erfahrungen und Erleb-
nisse vor, die er seit seiner Flucht nach Deutschland
gemacht hat. Derartige Angebote leisten einen wert-
vollen Beitrag, um das gegenseitige Verständnis zu
fördern und das „Eis“ zu brechen.

F. Soziale Medien zwischen Integration und 
Desintegration 

Insbesondere die geschaffenen Apps haben das mit-
tel- oder unmittelbare Ziel, die Integration zu be-
fördern. Doch wirken die sozialen Medien allesamt
integrativ oder sollten sie dies zumindest? 
Das Bundesverfassungsgericht hat – freilich ohne
schon etwas von Smartphones oder sozialen Medien
wissen zu können – in der 2. Rundfunkentscheidung
aus dem Jahr 1971 die „integrierende Funktion [des
Rundfunks] für das Staatsganze“ betont.26 Zwar ist
es fraglich, ob diese für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk getroffene Funktionsbeschreibung auch
für soziale Medien zutrifft; schließlich entstehen
diese vollkommen anderes:27 Während früher in Re-
daktionen organisierte Journalisten die medialen In-
halte ausgewählt, bearbeitet und verbreitet haben,
kann inzwischen jeder Nutzer sozialer Medien selbst
auch zum „Produzenten“ werden. Die klassische
Trennung von Sender und Empfänger trägt nicht
mehr, da der Prototyp eines Nutzers von sozialen
Medien beides ist und zwar gleichzeitig.
Jedoch wäre es – unabhängig von dieser verfas-
sungsrechtlichen Frage – jedenfalls gesellschafts-
politisch begrüßenswert, wenn auch im Bereich der
sozialen Medien deren integrative Wirkung im Vor-
dergrund stünde. Insbesondere aufgrund der ver-
stärkten gesellschaftlichen Fragmentierung gibt es
jedoch Anlass für Zweifel: Zum einen wohnt so-
zialen Medien die Tendenz inne, dass sich die Nutzer
gerade dort tummeln, wo sich diejenigen aufhalten,
denen man selbst ähnlich ist, die also „ähnlich
ticken“. Dieser Effekt der selektiven Auswahl wird

verstärkt durch die ausgefeilten Algorithmen der
Plattformbetreiber, die den Nutzern Informations-,
Kontakt- und Gruppenvorschläge auf Grundlage des
vorangegangenen Nutzerverhaltens unterbreiten.
Zum anderen ist es auffällig, dass die interpersonelle
Kommunikation über soziale Medien aufgrund ihrer
Unmittelbarkeit vielfach ein deutlich höheres Ver-
trauen zu genießen scheint als Informationen aus
Fernsehen oder dem redaktionellen Internetangebot.

G. Zusammenfassung und Ausblick

Fluchtbewegungen im 21. Jahrhundert vollziehen
sich nicht nur physisch, sondern auch digital über die
sozialen Netzwerke. Die genannten Nutzungszahlen
belegen dies eindrucksvoll. Über soziale Medien
werden wertvolle Informationen ausgetauscht und
gleichzeitig Falschmeldungen verbreitet. Die sozia-
len Medien helfen, um Kontakt zu Familien und Freun-
den in der verlassenen Heimat zu halten, bahnen aber
gleichzeitig auch Kontakte zu kriminellen Schleu-
sern an. 
Zumindest eine gewisse stabilisierende Wirkung
wird den sozialen Medien zugeschrieben, denn ohne
den hierüber stattfindenden Informationsaustausch
wäre die Flüchtlingskrise vermutlich „viel chaoti-
scher verlaufen“.28 Auch wenn – bereits aufgrund
von sprachlichen Hürden – der Austausch zwischen
Flüchtlingen und der aufnehmenden Gesellschaft nur
an wenigen Stellen in den sozialen Medien tatsäch-
lich stattfindet, schlagen die Netzwerke doch eine
Brücke hin zu gesellschaftlicher Teilhabe. Dies na-
mentlich durch die gemeinsame Nutzung von Apps
oder den Austausch über relevante lokale Informa-
tionen. Beispielsweise war die Festsetzung und
Übergabe des terrorverdächtigten Syrers Dschaber
al-Bakr durch landsleute in leipzig einem über die
sozialen Medien verbreiteten Fahndungsaufruf zu
verdanken.29

Insofern bleibt die Feststellung, dass soziale Medien
zunächst einmal Kanäle und Plattformen – wie an-
dere auch – sind, deren Wirkung und Bewertung von
den dort verbreiteten Inhalten abhängig ist. Die lö-
schung von Falschmeldungen und die Sanktion-
ierung von Hass- und Gewaltaufrufen sind Heraus-
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forderungen, die die Nutzung sozialer Medien ins-
gesamt betreffen. Es braucht die Bereitschaft, durch
die Interaktion in sozialen Medien zu lernen, um digi-
tale Kompetenz zu verbreiten und ein kritisches Hin-
terfragen von Inhalten zu ermöglichen. Dann kann
die integrative Wirkung sozialer Medien am Ende
überwiegen. 
Und auch hier haben Flüchtlinge und die aufneh-
mende Gesellschaft eine Gemeinsamkeit: In diesem
Kontext sind alle zusammen lernende.
__________________________________________
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Hannes Schammann | Rette sich, wer kann? Flüchtlingspolitik im deutschen Föderalismus

Flüchtlingspolitik1 sorgt bei steigenden Asylantrags-
zahlen zuverlässig für Zündstoff zwischen den poli-
tischen Ebenen: Kommunen2 fühlen sich mit der
Unterbringung von Flüchtlingen überfordert und
rufen nach finanzieller Hilfe von Bund und län-
dern.3 Der Bund wiederum sieht die länder in der
Pflicht, ihren gesetzlichen Zuständigkeiten effizien-
ter nachzukommen und bemängelt beispielsweise ein
inkonsequentes Vorgehen bei negativen Asylent-
scheidungen.4 Man kann dabei leicht den Eindruck
gewinnen, flüchtlingspolitische Verantwortung ließe
sich im Föderalismus "wie eine Flipperkugel hin und
her schießen".5 Rasch kann zudem der Überblick
verloren gehen: Wer ist eigentlich wofür zuständig?
Wie funktioniert Flüchtlingspolitik im Föderalis-
mus? Und wer entzieht sich seiner Verantwortung?
Diese Fragen sind Gegenstand des vorliegenden
Beitrags. Zunächst werde ich die Aufgabenteilung
zwischen Europäischer Union, Bund, ländern und
Kommunen umreißen, ehe ich anhand einiger
Beispiele den daraus resultierenden Flickenteppich
deutscher Flüchtlingspolitik skizziere. Schließlich

sollen durch einen Abgleich mit zwei Funktionen des
Föderalismus Defizite und lösungswege aufgezeigt
werden. 

A. Was regelt die EU?

Flüchtlingspolitik im deutschen Föderalismus ist
längst nicht mehr ohne die Einbettung ins europäi-
sche Mehrebenensystem zu denken. Als Meilenstein
auf EU-Ebene ist dabei das 2013 verabschiedete Ge-
meinsame Europäische Asylsystem (GEAS) zu nen-
nen, in dem einige Verordnungen und Richtlinien
zusammengefasst, neu formuliert und EU-weite
Mindeststandards festgesetzt worden sind, beispiels-
weise zur Feststellung des Flüchtlingsstatus, zur
Führung des Asylverfahrens und zur menschen-
würdigen Aufnahme von Asylsuchenden.6

Allerdings bemängeln Kritiker, dass Anerkennungs-
quoten, Unterbringungsbedingungen und soziale
leistungen zwischen den Mitgliedsstaaten weiterhin
stark differieren.7 Dies hat beispielsweise zur Folge,
dass Deutschland über Griechenland eingereiste
Asylsuchende derzeit nicht, wie nach der Dublin-
Verordnung vorgesehen, dorthin rücküberstellt, weil
man die Einhaltung europäischer Standards nicht ga-
rantiert sieht.8 Handlungsbedarf erkennt die EU-
Kommission daher aktuell neben der Seenotrettung
vor allem in der Harmonisierung der Umsetzungs-
praxis. 

B. Was entscheidet der Bund?

In Deutschland als föderalem Bundesstaat ist Mi-
grationspolitik in wesentlichen Teilen durch Bun-
desgesetze geregelt, wobei für Flüchtlingspolitik
überwiegend die konkurrierende Gesetzgebung gilt
(Artikel 74 Absatz 1 Nummer 4 und 6 GG).9 In der
Folge ist nach Maßgabe des Asylverfahrensgesetzes
ausschließlich das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) für das Asylverfahren zu-
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ständig. Kommen Asylsuchende nach Deutschland,
wird ihr Antrag also auf der Bundesebene bearbeitet.
Allerdings findet diese Bearbeitung nicht an einer
zentralen Stelle statt, sondern in den mehr als 40 Au-
ßenstellen des BAMF. Die Asylsuchenden werden
einer landesbetriebenen Erstaufnahmestelle in räum-
licher Nähe zur jeweiligen Außenstelle des BAMF
zugewiesen und nach einigen Tagen oder Wochen
auf die Kommunen verteilt. An den ihnen zugewie-
senen Orten müssen sie mindestens für die Dauer des
Verfahrens wohnen, auch wenn inzwischen für die
meisten ein vorübergehender Aufenthalt im gesam-
ten Bundesgebiet erlaubt ist.10

Neben dem Ablauf des Asylverfahrens legt die Bun-
desebene auch die Rahmenbedingungen für den Zu-
gang von Asylsuchenden zu weiten Teilen des gesell-
schaftlichen lebens fest. Wichtige Grundlage dafür
ist das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylblG),
dessen letzte Novellierung vom 23.12.2016 am
1.1.2020 in Kraft treten wird. 

Es regelt, welche leistungen Asylsuchenden in den
ersten 15 Monaten für "Ernährung, Unterkunft,
Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege und Ge-
brauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts" oder
für die "Behandlung akuter Erkrankungen und
Schmerzzustände" zustehen. Zudem trifft es Aus-
sagen über den Zugang zu Arbeitsgelegenheiten. 

Die Federführung für das AsylblG hat auf Bundes-
ebene das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales. Die Verantwortung für asyl- und aufenthalts-
rechtliche Fragen sowie die Fachaufsicht über das
BAMF liegt dagegen beim Bundesministerium des
Innern. In dieser Ressortzuständigkeit manifestiert
sich ein grundlegendes Spannungsverhältnis zwi-
schen einem wohlfahrtsstaatlichen Ansatz auf der
einen Seite (Versorgung und arbeitsmarktorientierte
Integration) und einem ordnungsrechtlichen auf der
anderen (Migrationskontrolle). Dieser Konflikt prägt
die Flüchtlingspolitik auf Bundesebene und setzt
sich, da er dort institutionell nicht gelöst wird, als
ständiges Ringen um Kohärenz auf Ebene der län-
der und Kommunen fort. 

C. Was machen die Länder?

Bundesländer haben trotz der beschriebenen Rege-
lungskompetenz des Bundes erhebliche Spielräume,
und zwar sowohl in Fragen der gesellschaftlichen
Teilhabe von Flüchtlingen als auch im primär aufent-
haltsrechtlichen Bereich. Eine wichtige aufenthalts-
rechtliche Kompetenz ist, dass die obersten lan-
desbehörden humanitäre Aufenthaltstitel vergeben
können – für Einzelfälle eigenständig über die Ein-
setzung von sogenannten Härtefallkommissionen
und für Gruppen in Abstimmung mit dem Bun-
desinnenministerium.11 Ferner führen sie die Fach-
aufsicht über die Ausländerbehörden der Kommu-
nen, die für die Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes
während und vor allem nach Beendigung des
Asylverfahrens zuständig sind. Deren Entschei-
dungsspielraum können die Bundesländer über lan-
desaufnahmegesetze und Erlasse einschränken. 

Daneben hat der Bund die Zuständigkeit für "Auf-
nahme, Unterbringung und Gewährung (…) exis-
tenzsichernder leistungen",12 und damit vor allem
für die Umsetzung des AsylblG, an die Bundes-
länder delegiert. In der Praxis reichen die meisten
Bundesländer diese eher integrationspolitischen
Aufgaben ganz oder teilweise an die kommunale
Ebene weiter und stellen ihr dafür entweder fi-
nanzielle Mittel in äußerst unterschiedlicher Höhe
zur Verfügung (meist über Pro-Kopf-Pauschalen
wie in Baden-Württemberg, Hessen oder Sachsen)
oder tragen die Kosten direkt (Bayern, Hamburg
oder Berlin).13

D. Was bleibt für die Kommunen?

Diese regional unterschiedliche Delegation von Auf-
gaben ist nur deshalb möglich, weil Kommunen
staatsrechtlich gesehen keine eigene Ebene, sondern
Teil des jeweiligen Bundeslandes sind.14 Sie agieren
daher in einigen Bereichen als untere Verwaltungs-
behörden der länder. Jenseits der delegierten Berei-
che verfügen sie aber auch über ein Selbstverwal-
tungsrecht.15 Flüchtlingspolitik betrifft beide Aspekte
dieser "hybriden Identität" der Kommune. 
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Eine Pflichtaufgabe der Kommunen ist der Vollzug
des Aufenthaltsrechts. Insbesondere wenn ein Asyl-
antrag abgelehnt wird, stellen kommunale Auslän-
derbehörden fest, ob Abschiebungshindernisse vor-
liegen und für wie lange gegebenenfalls eine "Dul-
dung", also die Aussetzung einer Abschiebung, aus-
gestellt werden kann. Sie entscheiden auch darüber,
ob Asylsuchende ihrer "Mitwirkungspflicht", bei-
spielsweise bei der Passbeschaffung, nachgekommen
sind. Erkennen sie hier Versäumnisse, kann etwa der
Zugang zu Arbeit, Ausbildung oder Studium versagt
werden. Einige Studien legen die Vermutung nahe,
dass kommunale Behörden ihre damit einhergehen-
den Ermessensentscheidungen gezielt und sehr un-
terschiedlich nutzen.16

Auch wenn Kommunen damit durchaus migra-
tionssteuernd agieren, werden sie in der Migrations-
forschung überwiegend als Ort von Integrationspo-
litik bezeichnet.17 Dies lässt sich mit Blick auf Flücht-
linge vor allem mit dem zweiten Komplex an Pflicht-
aufgaben begründen: der Umsetzung des AsylblG.
Besonders medial präsent ist dabei die Erschließung
neuer Unterkünfte. Zwar gibt das jeweilige land
einige Mindeststandards vor, etwa Quadratmeterzahl
oder Ausstattung. Wo und wie die Personen aber
genau untergebracht werden (zentral/dezentral), wie
dies kommuniziert wird, ob zusätzlich zu der Pau-
schale des landes eigene Finanzmittel vorgesehen
werden und ob eine Einbindung in die Stadtgesell-
schaft befördert werden soll, liegt überwiegend im
Ermessen der Kommune.

An dieser Stelle wird deutlich, dass die vom land
übertragenen Pflichtaufgaben eng mit Herausforde-
rungen der kommunalen Selbstverwaltung verknüpft
sind: Flüchtlingspolitische Konzepte auf Ebene der
Kommune entstehen deshalb meist aus der Pflicht-
aufgabe der Unterbringung und verbinden diese mit
freiwilligen leistungen. Darunter können beispiels-
weise Deutschkurse, Migrationsberatungsstellen,
Begegnungsprojekte oder Koordinierungsstellen für
ehrenamtliches Engagement fallen. Wer von kom-
munaler Flüchtlingspolitik spricht, meint daher im
Ergebnis letztlich kommunale Integrationspolitik für
Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus. 

Ginge es nach dem Buchstaben des Bundesaufent-
haltsgesetzes (AufenthG), dann dürfte es eine so
definierte Flüchtlingspolitik gar nicht geben, denn
nach Paragraf 44 haben Personen ohne gesicherte
Bleibeperspektive zum Beispiel keinen Anspruch auf
den bundesgeförderten Integrationskurs. Kommunen
jedoch, die davon ausgehen müssen, dass Flüchtlinge
auch nach Ablehnung des Asylantrags mit einer Dul-
dung in ihrer Zuständigkeit verbleiben, haben meist
ein Interesse daran, möglichst früh in Integrations-
angebote zu vermitteln. Ob und welche Maßnahmen
eine Kommune anbietet, hängt von ihren finanziellen
Ressourcen ab – und vom politischen Willen, diese
zu akquirieren.18

E. Flickenteppich Flüchtlingspolitik: Drei 
Beispiele

Bereits anhand der groben Skizze der Gestaltungs-
spielräume von ländern und Kommunen lässt sich
erahnen, dass Flüchtlingspolitik im deutschen Föde-
ralismus durch eine große Vielfalt in der regionalen
Praxis gekennzeichnet ist – und damit durch eklatant
unterschiedliche lebensrealitäten für Flüchtlinge.
Drei Beispiele illustrieren dies schlaglichtartig. 

Deutschkurse. Zu den wichtigsten freiwilligen leis-
tungen bei der Integration von Flüchtlingen zählen
Deutschkurse. In Stuttgart erhalten Asylsuchende
einen städtischen Kurs von 200 Stunden.19 In Bayern
und Hamburg sind es 300 Stunden, jeweils finanziert
durch landesmittel. Im land Brandenburg erhalten
Asylsuchende, finanziert aus EU- und landesmit-
teln, bis zu 600 Stunden – und damit genauso viele
wie im regulären Integrationskurs für dauerhaft
Bleibeberechtigte.20 Gleichzeitig werden in zahlrei-
chen Kommunen keinerlei professionelle Deutsch-
kurse angeboten. Die Chancen auf sprachliche Teil-
habe von Flüchtlingen hängen also stark vom zuge-
wiesenen Wohnort ab.

Gesundheitsversorgung. Ein zweites Beispiel er-
wächst aus der Pflichtaufgabe der Kommunen zur
Gesundheitsversorgung nach Paragraf 4 AsylblG. In
zahlreichen Kommunen benötigen Asylsuchende für
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jeden Arztbesuch einen sogenannten Behandlungs-
schein, der vom Sozialamt nach Rücksprache mit
dem Arzt ausgestellt wird. Auch Rezepte bedürfen
einer Genehmigung durch die Behörde.21 Dies kann
den Weg zu einer dringenden Behandlung äußerst
langwierig gestalten und vom Arztbesuch abhalten.
Im Gegensatz dazu erhalten Asylsuchende in den
Stadtstaaten Bremen und Hamburg elektronische
Gesundheitskarten der Allgemeinen Ortskranken-
kassen.22 Dies bewirkt, dass der Arztbesuch aus Sicht
der Asylsuchenden demjenigen von normal Ver-
sicherten ähnelt. Auch für die Kommune wird der
Verwaltungsaufwand erheblich gesenkt. Solche Ver-
träge mit Krankenkassen könnten grundsätzlich auch
Kommunen in Flächenländern in eigener Verant-
wortung abschließen. Allerdings sorgen vor allem
nicht restlos geklärte Finanzierungsfragen zwischen
ländern und Kommunen dafür, dass der Prozess bis-
lang nur langsam vorankommt.23

Berufsschulpflicht. Das dritte Beispiel kommt aus
einer traditionellen Domäne der länder: der Bildung.

Bundesweit besteht für Asylsuchende faktisch Schul-
pflicht beziehungsweise ein Schulbesuchsrecht im
Primar- und im Sekundarbereich I.24 Junge Flücht-
linge aber, die nicht mehr schulpflichtig sind und
keinen Schulabschluss haben, fallen durch das Raster
des Bildungssystems. Vor diesem Hintergrund hat
Bayern 2011 eine Berufsschulpflicht für junge
Flüchtlinge im Alter von 16 bis 21 Jahren (in Aus-
nahmefällen bis 25 Jahren) eingeführt. Parallel dazu
wurde ein zweijähriges Unterrichtskonzept entwick-
elt und mittlerweile nahezu flächendeckend umge-
setzt.25

Damit hat der oft als restriktiv bezeichnete Freistaat
ein bislang bundesweit einzigartiges Modell der Bil-
dungsintegration geschaffen. Interessant mit Blick
auf föderale Prozesse ist, dass die Initiative nicht
vom land ausging, sondern von einem Projekt in
freier Trägerschaft, der Münchener SchlaU-Schule.
Die landeshauptstadt München unterstützte das
Vorhaben seit 2001 finanziell und beeinflusste so
mittelbar die Flüchtlingspolitik des landes.26

Wie stark die jeweilige flüchtlingspolitische Praxis
von einem spezifischen lokalen "Klima", von ex-
pliziten politischen Vorgaben oder von den handeln-
den Akteuren bestimmt wird, ist bislang nur in An-
sätzen erforscht. Gleiches gilt für die Kopplung
zwischen den Ebenen. Es ist jedoch eine Tatsache,
dass die deutsche Flüchtlingspolitik von einer Vari-
ationsbreite gekennzeichnet ist, die sich auch auf die
unterschiedlichen Teilhabechancen von Flüchtlingen
auswirkt.

F. Funktioniert der Föderalismus?

Wie ist diese Vielfalt zu bewerten? Der Blick auf
zwei Funktionen des Föderalismus kann hier weiter-
helfen. Die erste ist aus dem Subsidiaritätsprinzip
abgeleitet: Aufgaben, die von regionalen Gegeben-
heiten abhängig sind, können am besten am Ort
selbst gelöst und entschieden werden. Diese Funk-
tion ist beispielsweise für die Suche nach Unterkünf-
ten sinnvoll, hier ist zweifellos dezentrale Entschei-
dungskompetenz notwendig.
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Aber gilt das ebenso für die Berufsschulpflicht oder
Deutschkurse? Ein Argument, das auch in diesen
Bereichen für dezentrale Entscheidungskompeten-
zen sprechen und eine Vielfalt der Praxis gutheißen
würde, wäre das des föderativen Wettbewerbs. Dieser
meint, dass im Föderalismus die Bundesländer (und
Kommunen) um die besten lösungen ringen und so
die Innovationskraft insgesamt befördern – abgeleitet
aus den Prinzipien des freien Marktes, in dem Wettbe-
werb die größtmögliche Wohlfahrt stiftet.27

Zentrale Voraussetzung für ein positives Ergebnis ist
jedoch, dass Belohnungs- und Sanktionsmöglich-
keiten existieren. Ganz praktisch könnten dies zum
Beispiel regionale Wahlen oder Wohnsitzbezie-
hungsweise Standortverlagerungen sein – etwa von
Unternehmen, die auf regionale Wirtschaftspolitik
reagieren. Beide Sanktionsmechanismen greifen in
der Flüchtlingspolitik aber nur unvollständig: Ers-
tens haben Drittstaatsangehörige (Nicht-EU-Bürger)
in Deutschland auf keiner Ebene das Wahlrecht. Die
Schaffung (un)attraktiver Rahmenbedingungen für
Flüchtlinge wird somit nur von der aufnehmenden
Bevölkerung bewertet. Zweitens können Asylsu-
chende und Geduldete nicht frei entscheiden, in
welchem Bundesland oder in welcher Kommune sie
leben möchten. Sie können also über lokale Flücht-
lingspolitik nicht "mit den Füßen abstimmen". 

Wollte man zumindest den zweiten Sanktionsmech-
anismus stärken, so könnte man über die Aufhebung
der Wohnsitzauflage nachdenken. Doch welche Kon-
sequenzen hätte dies für die Flüchtlingspolitik im
Föderalismus? Würden Kommunen mit attraktiven
Rahmenbedingungen um Asylsuchende buhlen?
Oder würden sie im Gegenteil versuchen, als mög-
lichst unbeliebte Destination zu gelten? Um in der
Vision eines föderativen Wettbewerbs flüchtlings-
politischer Praxis die Wahrscheinlichkeit des ersten
Szenarios zu erhöhen, müssten zusätzlich zur bun-
desweiten Freizügigkeit weitere, tief greifende Re-
formen erfolgen. Unabdingbar wäre eine weitreich-
ende und konsequente Dezentralisierung flüchtlings-
politischer Kompetenzen, beispielsweise hinsichtlich
des Arbeitsmarktzugangs.

Doch ist Flüchtlingspolitik überhaupt das richtige
Feld für föderativen Wettbewerb, zumal im deut-
schen Selbstverständnis eines kooperativen Födera-
lismus? Wenn man – wie dies Artikel 74 Absatz 1
Nummer 4 und 6 GG nahelegen – die Flüchtlingsauf-
nahme als vom Bund koordinierte, gemeinsame hu-
manitäre Aufgabe aller föderalen Ebenen versteht,
müsste die unterschiedliche flüchtlingspolitische
Praxis in ländern und Kommunen im Vergleich zur
wettbewerblichen Sicht größere Sorge bereiten. Sie
wäre nämlich als Anzeichen zu verstehen, dass das
zumindest für einen Teil der Flüchtlingspolitik gel-
tende Ziel der Herstellung gleichwertiger lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet nicht erreicht ist. In der
Konsequenz müsste der Bund auf eine Harmoni-
sierung lokaler Praxis drängen – ohne dabei die frag-
los existente, innovative "labor-Funktion"28 des
Föderalismus zu eliminieren. Bislang jedoch geht es
in Treffen zwischen Bund, ländern und Kommunen
meist um Finanzierungsfragen rund um das AsylblG
oder um die Öffnung der bundesgeförderten Inte-
grationskurse. Die Harmonisierung lokaler Praxis
spielt eher eine untergeordnete Rolle und wird bes-
tenfalls als Nebeneffekt thematisiert.29

G. Fazit

Flüchtlingspolitik im deutschen Föderalismus ist
durch eine Vielfalt lokaler Praxis und eine enge Ver-
schränkung aller Ebenen gekennzeichnet. Dabei hat
faktisch jede Ebene sowohl migrationspolitische als
auch integrationspolitische Gestaltungsspielräume.
Hinzu kommt, dass Bund und länder den Wider-
spruch von ordnungsrechtlichen und wohlfahrtsstaat-
lichen Zielsetzungen in der Flüchtlingspolitik nicht
auflösen, sondern ihn als schwelenden Konflikt
gemeinsam mit bestimmten Aufgaben auf die je-
weils nächste Ebene delegieren. Die Kommunen als
letztes Glied in der Kette betonen wiederum die Ver-
antwortung von Bund und ländern. 
Mit Blick auf die Übernahme von Verantwortung zur
Harmonisierung der Flüchtlingspolitik scheint im
deutschen Föderalismus, ähnlich wie auf EU-Ebene,
zu häufig die zynische Devise "Rette sich, wer
kann!" zu gelten. Für die betroffenen Menschen be-
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deutet diese Haltung, dass sie sich irgendwo auf
einem Flickenteppich nicht selbst wählbarer
lebenswirklichkeiten wiederfinden. Es ist an der
Zeit, sich zu entscheiden: entweder für eine vom
Bund gesteuerte Harmonisierung lokaler Flücht-
lingspolitik oder für einen föderativen Wettbewerb
mit freier Wahl des Wohnsitzes und konsequenter
Dezentralisierung von Entscheidungskompetenzen. 

Der Beitrag ist unter dem Titel “Rette sich, wer
kann? Flüchtlingspolitik im Föderalismus” zuerst in
“Aus Politik und Zeitgeschichte” (APuZ) in der Aus-
gabe 25/2015 erschienen.
__________________________________________
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